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� Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt 
Castrop-Rauxel 

Managementübersicht 

Seit der Umstellung auf das Neue Kommunale Finanzmanagement (NKF) im Jahr 2009 sind 
sämtliche Jahresergebnisse defizitär. Die Ausgleichsrücklage ist durch den Fehlbetrag 2010 
und die allgemeine Rücklage ist durch den Fehlbetrag 2011 vollständig aufgebraucht worden. 
Seitdem ist die Stadt Castrop-Rauxel bilanziell überschuldet und nimmt nach § 3 Stärkungs-
paktgesetz pflichtig an der ersten Stufe des Stärkungspaktes teil. Ende 2015 erreicht die bilan-
zielle Überschuldung ein Volumen von fast 82 Mio. Euro. Um diesen Betrag übersteigen die 
Schulden der Stadt sämtliche Vermögenswerte.  

Der Haushaltssanierungsplan weist ab 2016 positive Jahresergebnisse aus. Die positive Ent-
wicklung wird maßgeblich durch die vom Land NRW gezahlte Konsolidierungshilfe gestützt. In 
der Zeit von 2011 bis 2020 erhält die Stadt knapp 100 Mio. Euro.  

Dennoch reichen die geplanten Überschüsse nicht aus, um den nicht durch Eigenkapital ge-
deckten Fehlbetrag auszugleichen. 2021 wird die Stadt Castrop-Rauxel immer noch mit rund 74 
Mio. Euro überschuldet sein. 

Diese Zahlen zeigen, vor welchen gewaltigen finanziellen Aufgaben die Stadt steht. Das Wie-
dererreichen der eigenen Handlungsfähigkeit und damit die originäre Wahrnehmung kommuna-
ler Selbstverwaltung werden nur gelingen, wenn alle beteiligten Akteure zusammenarbeiten und 
gemeinsam beschlossene Maßnahmen konsequent und selbstverpflichtend umsetzen. Eine 
dauerhafte Haushaltskonsolidierung muss aufgrund der Größenordnungen langfristig angelegt 
sein und wird die Stadt über Jahre einschränken. 

Um praktikable Größenordnungen aufzuzeigen, hat die GPA NRW ein jährliches strukturelles 
Ergebnis berechnet. Die Jahresergebnisse unterliegen sehr häufig Besonderheiten und geben 
nur bedingt einen Hinweis auf die strukturelle Gesamtsituation. Für die Stadt Castrop-Rauxel 
ergibt sich eine nachhaltig zu schließende Konsolidierungslücke in Höhe von etwas mehr als 27 
Mio. Euro. Das sind immerhin 14 Prozent der jährlichen ordentlichen Aufwendungen von 190 
Mio. Euro.  

Die Stadt Castrop-Rauxel kann mithilfe der Stärkungspaktmittel diese Lücke schließen. Sie 
plant für 2021 einen Überschuss in Höhe von 1,8 Mio. Euro. Das bedeutet gegenüber dem 
strukturellen Ergebnis eine Verbesserung von annähernd 30 Mio. Euro. Besonders für die Jahre 
2012 bis 2018 sind die Aktivitäten der Stadt zur Haushaltskonsolidierung erkennbar. Die positi-
ve Entwicklung ist auf die Umsetzung der im Haushaltssanierungsplan genannten Maßnahmen 
und eine deutliche Erhöhung der Grundsteuer zurückzuführen.  

Allerdings zeigt die Analyse der geplanten Entwicklung mithilfe des so genannten kommunalen 
Steuerungstrends auch, dass die Stadt Castrop-Rauxel besonders in den Jahren ab 2019 mit 
steigenden Zuwendungen, allgemeinen Umlagen und Steuern rechnet. Das setzt eine weiterhin 
positive konjunkturelle und gesamtwirtschaftliche Entwicklung voraus, die von der Stadt nicht 
beeinflussbar ist. Neben dem allgemeinen Risiko zeigt die Haushaltsplanung punktuell zusätzli-
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che Risiken. Diese Risiken sieht die GPA NRW bei der Gewerbesteuer, den Personalaufwen-
dungen und durch höhere Verlustausgleiche der Forum GmbH.  

Damit kann nicht ausgeschlossen werden, dass statt der erwarteten Überschüsse zukünftig 
weitere Defizite ausgewiesen werden. Die Stadt Castrop-Rauxel steht weiterhin unter Konsoli-
dierungsdruck und eine konsequente Haushaltssicherung ist in Castrop-Rauxel aktueller denn 
je. Sollten einzelne Maßnahmen nicht den gewünschten Erfolg zeigen, müssen Alternativen 
vorbereitet und umgesetzt werden. Gleiches gilt, wenn sich die gesamtwirtschaftliche Lage an-
ders entwickelt, als in den Planungen der Stadt angenommen. 

Auf der Ertragsseite hat die Stadt bereits die Möglichkeit der Steuererhöhung genutzt. Die all-
gemeinen Deckungsmittel (Zuwendungen, eigene Steuern) steigen zwar tendenziell, dennoch 
sind sie im interkommunalen Vergleich unterdurchschnittlich. Die Netto-Steuerquote für Cas-
trop-Rauxel ist eine der niedrigsten im Land. Korrespondierend dazu bildet die Zuwendungs-
quote das Maximum im interkommunalen Vergleich ab. Die Schlüsselzuweisungen sind die 
stärkste Ertragsposition. In 2015 entfielen ca. 30 Prozent der ordentlichen Erträge auf Schlüs-
selzuweisungen. Die Stadt Castrop-Rauxel ist deutlich abhängiger von Zuwendungen und Leis-
tungen Dritter als andere Kommunen. 

Gerade deshalb sollten alle Möglichkeiten genutzt werden, die Ertragssituation zu verbessern 
und die Gewerbesteuerschwäche nicht allein durch höhere Grundsteuern zu kompensieren. 
Auch wegen der Rangfolge der Einnahmebeschaffung nach § 77 GO sollten diese Potenziale 
genutzt werden. 

Die Anteile der Beitragspflichtigen in der Straßenbaubeitragssatzung sollten nach pflichtgemä-
ßem Ermessen und unter Beachtung der geltenden Rechtsprechung erhöht werden. Bei Stadt-
entwässerung, Abfallwirtschaft sowie Straßenreinigung und Winterdienst werden als Abschrei-
bungsbasis nicht die Wiederbeschaffungszeitwerte zugrunde gelegt. Die GPA NRW empfiehlt, 
in allen Gebührenhaushalten für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen als Ab-
schreibungsbasis Wiederbeschaffungszeitwerte (jährliche Preisindizes) ansetzen. In den Ge-
bührenkalkulationen Abfallwirtschaft sowie Straßenreinigung und Winterdienst wird keine kalku-
latorische Verzinsung berücksichtigt. Empfehlung: In allen Gebührenhaushalten kalkulatorische 
Zinsen ansetzen. 

Die Stadt Castrop-Rauxel schöpft bei der Vergnügungssteuer mit dem festgelegten Steuersatz 
von 17 Prozent nicht den rechtlich möglichen Rahmen aus und sollte den Steuersatz erhöhen.  

Auch die Elternbeitragssatzung für die Kindertagesbetreuung bietet Verbesserungsmöglichkei-
ten. So sollte auf die vollständige Befreiung für Geschwisterkinder verzichtet werden. Ferner 
sollte die Stadt die Elternbeiträge wegen des höheren Aufwandes für die U-3 Betreuung ge-
trennt nach Ü-3 und U-3 Betreuung erheben. Die tatsächlich zu leistenden Elternbeiträge je 
Platz sind im interkommunalen Vergleich durchaus durchschnittlich. Dennoch ist die Elternbei-
tragsquote deutlich niedriger als in anderen Städten. Die Elternbeitragsquote wird besonders 
durch die hohen ordentlichen Aufwendungen beeinflusst. Die Aufwendungen für die Kinderta-
gesbetreuung erhöhen sich von 2011 bis 2014 um 25 Prozent. Allein die freiwilligen Zuschüsse 
an die freien Träger steigen in dieser Zeit um 17 Prozent. Gleichzeitig wird durch die Umwand-
lung von Ü-3 in U-3 Plätze die Zahl der verfügbaren Plätze reduziert. Trotz akzeptabler Einfluss-
faktoren auf die Kostenstruktur und einem vergleichsweise niedrigen Anteil kommunaler Plätze 
in Kindertageseinrichtungen ist der Fehlbetrag je Platz deutlich überdurchschnittlich. Wegen der 
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hohen ordentlichen Aufwendungen liegen sowohl der Fehlbetrag je Einwohner von 0 bis unter 6 
Jahren als auch der Fehlbetrag je Platz jeweils höher als bei 75 Prozent der Vergleichsstädte. 

Generell scheinen die Möglichkeiten zur Haushaltskonsolidierung durch eine Aufwandsreduzie-
rung größer zu sein als durch Maßnahmen zur Ertragsverbesserung. Die ordentlichen Aufwen-
dungen je Einwohner liegen im interkommunalen Vergleich beim Mittelwert. Der Aufwand ist 
sicherlich zu einem Teil durch den Strukturwandel, höhere Sozialleistungen und eine über-
durchschnittliche Kreisumlage verursacht. Die Transferaufwandsquote der Stadt Castrop-
Rauxel bildet im Jahr 2015 das Maximum des Vergleiches ab. Dennoch ist der Aufwand auch 
durch Standards und Umfang des Dienstleitungsangebotes bestimmt. Es muss der Stadt Cas-
trop-Rauxel gelingen, konsequent die Möglichkeiten zur Ausgabensenkung zu nutzen. 

Neben den hohen Fehlbeträgen bei der Kindertagesbetreuung hat die Prüfung Hinweise auf 
eine hohe Personalausstattung bei den Meldeangelegenheiten, für das Standesamt und die 
Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten ergeben. Die Stadt Castrop-Rauxel setzt hier insge-
samt sieben Stellen (von 16) mehr ein, als die Vergleichskommunen. Offensichtliche Besonder-
heiten, die den weit überdurchschnittlichen Personaleinsatz begründen, sind nicht erkennbar. 
Allerdings sind die Meldeangelegenheiten in einem klassischen Einwohnermeldeamt organi-
siert. Viele Städte haben die Aufgabe in einen Bürgerservice integriert. In Zeiten mit geringer 
Nachfrage können dann andere Aufgaben erledigt werden. Ebenso können Vertretungsrege-
lungen und Ausfallzeiten besser gehandhabt werden. Hier sieht die GPA NRW Verbesse-
rungsmöglichkeiten. Die Personalausstattung für den geprüften Bereich Sicherheit und Ordnung 
kann ohne nähere Prüfung nicht auf die gesamt Verwaltung übertragen werden. Bei einem 
durchschnittlichen Gesamtaufwand liegt die Personalintensität leicht über dem Durchschnitt und 
entspricht insofern auch der Position der Personalquoten (Ist-Stellen je 1.000 Einwohner) im 
interkommunalen Vergleich. Besonders wirtschaftlich aufgestellte Kommunen setzen weniger 
Personal ein. Insofern können sich daraus durchaus Potenziale für die Stadt Castrop-Rauxel 
ergeben. 

Hinweise für konkrete Maßnahmen zur Aufwandsreduzierung, oft mit erheblichen finanziellen 
Größenordnungen, ergibt regelmäßig die Analyse des Vermögens, insbesondere des Anlage-
vermögens. Die Gebäudefläche je Einwohner für kommunale Einrichtungen liegt insgesamt 
unter dem Mittelwert. Das Ergebnis ist aufgrund der geringen Flächengröße der Stadt zu erwar-
ten. Dennoch lohnt sich eine differenzierte Betrachtung.  

Mehr als die Hälfte der kommunalen Gebäudeflächen machen die Schulen aus. Das Bildungs-
angebot der Stadt Castrop-Rauxel ist derzeit im Umbruch. Zwei Hauptschulen, eine Realschule 
und eine Gesamtschule sind bzw. werden in 2018 aufgelöst. Eine Sekundarschule ist im Auf-
bau, der Bedarf für eine weitere wird geprüft. Für das Jahr 2016 ergibt sich unter Berücksichti-
gung der eingerichteten Klassen für Flüchtlinge ein rechnerisches Flächenpotenzial von knapp 
13.000 m². Das Gebäude der Janusz-Korczak-Gesamtschule soll 2018 veräußert oder abgeris-
sen werden. Durch den prognostizierten weiteren Rückgang an Schülern steigt dennoch der 
Flächenüberhang auf einen Wert über 15.000 m² BGF an. Diese über dem Bedarf vorgehalte-
nen Schulgebäude verursachen einen jährlichen Aufwand für Abschreibungen, Unterhaltung, 
Bewirtschaftung usw. in Höhe von jährlich 1,5 Mio. Euro. Eine aktualisierte Schulentwicklungs-
planung liegt nicht vor. Die Kennzahlen spiegeln daher nicht die tatsächliche Auslastung der 
jeweiligen Schulen wieder. Die Berechnung der künftig benötigten Schulflächen kann nur annä-
hernd aufgestellt werden, da die Entwicklung der Schülerzahlen nicht dargestellt werden kann. 
Die gezeigten Größenordnungen sollten die Stadt Castrop-Rauxel jedoch veranlassen, intensiv 
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in die Schulentwicklungsplanung einzusteigen und eine Strategie für die Schulgebäude zu ent-
wickeln mit dem Ziel, den Aufwand auf das notwendige Maß zu begrenzen. 

Verhältnismäßig dünn ist die Datenlage auch für die Grünflächenunterhaltung. Die Stadt Cas-
trop-Rauxel konnte die für die Prüfung der Grünflächen notwendigen Zahlen und Fakten nicht 
vollständig zur Verfügung stellen. Für eine externe Organisationsuntersuchung wurden 2012 
zum Teil Flächenangaben verwendet, die aus der Erfassung der Infrastruktur für die Einführung 
des NKF zusammengestellt wurden. Einige Flächenarten basieren auf Annahmen oder Schät-
zungen. Belastbare Kennzahlen konnten so nicht gebildet werden. Dadurch ist keine Aussage 
möglich, ob und in welchem Bereich die Menge oder der Aufwand für die Grünpflege angemes-
sen ist. Es fehlen auch plausible Finanzdaten für die Park- und Gartenanlagen und das Stra-
ßenbegleitgrün. Bei den Kinderspiel- und Bolzplätzen ist die Datenlage etwas besser, vollstän-
dig sind die Angaben aber nicht. Die Aufwendungen für die Grünpflege wurden zwar in den 
Tagesberichten der Mitarbeiter erfasst, dann aber nach einem internen Verteilungsschlüssel auf 
die verschiedenen Produkte verteilt. Die Zuordnung z.B. zu den Produkten „Kinder,- Jugend- 
und Familienhilfe“ für den Aufwand der Spiel- und Bolzplätze oder „Verkehrsflächen und -
anlagen, ÖPNV“ für das Straßenbegleitgrün entspricht nicht dem tatsächlichen Aufwand. Die 
GPA NRW hat keine Wirtschaftlichkeitskennzahlen bilden können. Die hilfsweise Berechnung 
für die Spiel- und Bolzplätze ergibt ohne Berücksichtigung des Aufwandes für Material, Maschi-
nen und Geräte bereits ein Ergebnis über dem Benchmark und offenbart damit Potenzial. Der 
Bericht zum Grünflächenmanagement enthält zahlreiche Hinweise zu Kennzahlen und notwen-
digen Daten, um eine praktikable Grundlage zur wirtschaftlichen Aufgabenerledigung zu erar-
beiten. 

Neben den Schulgebäuden hält die Stadt auch für kulturelle Einrichtungen große Gebäudeflä-
chen vor. Das sind freiwillige Leistungen, die nur im Rahmen der eigenen Leistungsfähigkeit 
anzubieten sind. Die Räume der Stadtbibliothek sind angemietet. Die jährliche Mietzahlung 
hierfür beläuft auf ca. 88.000 Euro (inklusive Nebenkosten). Die Stadt Castrop-Rauxel sollte 
prüfen, ob die Stadtbibliothek an eigenen Standorten, wie z.B. an einer Schule, untergebracht 
werden kann. So könnten zum einen langfristig Mietaufwendungen gespart und zum anderen 
die vorhandenen eigenen Gebäude umfassender genutzt werden. Die größten Flächen im Kul-
turbereich stellen die Stadthalle (ca. 8.000 m²) und die Europahalle (ca. 5.200 m²) am Stadtmit-
telpunkt dar. Für den Betrieb der beiden Hallen ist die Forum GmbH zuständig. In 2017 kalku-
liert die Forum GmbH mit einem Zuschussbedarf für den Betrieb der beiden Hallen von insge-
samt ca. 939.000 Euro. 

Im Bereich Sport und Freizeit entfällt ein Großteil der Flächen auf den Bäderbereich. In Cas-
trop-Rauxel gibt es ein Hallenbad und ein Freibad. In 2015 belief sich das Defizit von Freibad 
und Hallenbad auf insgesamt rund 1,0 Mio. Euro. Die Stadt Castrop-Rauxel hält zudem ein 
Lehrschwimmbecken an der Franz-Hillebrand-Hauptschule vor (Baujahr 2010). In 2015 beliefen 
sich die Abschreibungen, Betriebskosten und Aufwendungen der Bauunterhaltung auf insge-
samt ca. 103.000 Euro. 

Die Stadt hält zwei Turnhallen vor, die nicht für Schulsport genutzt werden. Die Turnhalle in der 
Wittener Straße wird ausschließlich dem Vereinssport bereitgestellt. Dies stellt eine freiwillige 
Leistung der Stadt dar. Die Turnhalle VHS steht momentan leer. Dieses Gebäude hält die Stadt 
als Reserve zur Unterbringung von Asylbewerbern vor. Über die langfristige Folgenutzung wur-
de noch nicht abschließend entschieden. Zu den freiwilligen Leistungen zählen auch die Sport-
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platzgebäude. In 2015 beliefen sich die Abschreibungen, Betriebskosten und Aufwendungen 
der Bauunterhaltung nach Angaben der Stadt hierfür auf insgesamt ca. 121.000 Euro.  

Diese Hinweise sollen nicht generell das Kultur-, Freizeit- und Sportangebot in Frage stellen. 
Hinterfragen sollten jedoch die Entscheidungsträger, ob in allen Bereichen die Standards und 
Angebote dauerhaft in der bisherigen Form aufrecht erhalten werden sollen oder ob der Auf-
wand reduziert werden kann. 

Einige Kommunen haben im Wege der Haushaltskonsolidierung Sportplatzgebäude an Vereine 
veräußert, um die eigenen Aufwendungen zu reduzieren (z.B. Abschreibungsaufwand). Die 
Stadt Castrop-Rauxel sollte die freiwilligen Bereiche mit in die weitere Haushaltskonsolidierung 
einbeziehen.  

Im Jahresabschluss 2015 der Forum GmbH wird ausgeführt, dass ein erheblicher Instandhal-
tungsstau an Stadthalle und Europahalle besteht. Die Forum GmbH hat keine finanziellen Mit-
tel, um Investitionen durchführen zu können. Die Investitions- und Baukostenzuschüsse der 
Stadt Castrop-Rauxel sind unzureichend, um den Sanierungsstau beheben zu können. Auf-
grund der angespannten Haushaltslage der Stadt, sind auch zukünftig keine höheren Baukos-
tenzuschüsse zu erwarten. 

Castrop-Rauxel liegt in einer dicht besiedelten Region in NRW. Viele Nachbarstädte stellen 
Ihren Einwohner ebenfalls Gebäude zur Durchführung von Veranstaltungen zur Verfügung. Es 
herrscht daher ein ausgeprägter Konkurrenzkampf, um die Durchführung von kulturellen Veran-
staltungen. Umsatzsteigerungen sind, auch aufgrund des Investitionsstaus an Stadthalle und 
Europahalle, nicht zu erwarten. 

Die Stadt hat sich 2012 von einem externen Beratungsunternehmen bezüglich der Neuausrich-
tung der Forum GmbH beraten lassen. Hierbei wurden mehrere Szenarien skizziert, die zur 
Konsolidierung des städtischen Haushaltes umgesetzt werden könnten. Danach könnte der 
größte Konsolidierungsbeitrag erwirtschaftet werden, wenn Stadthalle und Europahalle stillge-
legt werden (Szenario 7). Zu weiteren Ausführungen wird an dieser Stelle auf die in Anspruch 
genommene Beratungsleistung verwiesen. Ein Abriss der beiden Hallen ist nach Angaben der 
Stadt nicht möglich, da die Gebäude am Stadtmittelpunkt unter Denkmalschutz stehen. 

Die Stadt Castrop-Rauxel sollte sich bei ihrer Entscheidungsfindung über den Fortbestand von 
Stadthalle und Europahalle an der eigenen finanziellen Leistungsfähigkeit orientieren. Die 
Haushaltslage der Stadt ist äußerst angespannt. Oberstes Ziel sollte daher eine nachhaltige 
Haushaltsentlastung sein. 

Der Gebäudeeinsatz für kulturelle Zwecke bedarf der Aufwandsdeckung aus dem Gesamt-
haushalt. Die Stadt Castrop-Rauxel hat die Befugnis im Rahmen ihres Selbstverwaltungsrechts 
zu entscheiden, freiwillige Leistungen in gewohntem Standard und Leistungsumfang weiterhin 
zu erbringen. In diesen Fällen müssen jedoch Kompensationsmaßnahmen einen strukturell 
ausgeglichenen Haushalt gemäß § 75 Abs. 2 GO sicherstellen. 

Ein großer Teil des städtischen Vermögens ist in kommunalen Gebäuden gebunden. Sie erfor-
dern Unterhaltungs- und Bewirtschaftungsaufwand. Sie belasten die Ergebnisrechnung durch 
Abschreibungsaufwand. In der Regel sind sie durch Investitionskredite finanziert, für die der 
Kapitaldienst aus dem laufenden Geschäft heraus zu leisten ist.  
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Die Stadt weist bis einschließlich 2013 keine ausreichende Selbstfinanzierungskraft auf. Die 
Kredite zur Liquiditätssicherung sind seit der Eröffnungsbilanz um knapp zwei Drittel angestie-
gen. Es ist langfristig weiterhin ein beachtlicher Liquiditätsbedarf erkennbar. Ab 2014 ist ein 
positiver Trend zu erkennen. Die Liquiditätskredite konnten ein Stück weit verringert werden. 
Die Gesamtverbindlichkeiten je Einwohner sind im Vergleich dennoch überdurchschnittlich. Die 
Investitionskredite im Kernhaushalt wurden in den vergangenen Jahren sukzessive verringert. 
Notwendige Investitionen in den Erhalt der Infrastruktur sind jedoch teilweise unterblieben. 

In einzelnen Bereichen des Gebäudevermögens und beim Straßenvermögen ist ein Sanie-
rungsstau eingetreten. Daher ist kurz- bis mittelfristig mit einem erhöhten Reinvestitionsbedarf 
in Castrop-Rauxel zu rechnen. Stadthalle und Europahalle stehen beispielhaft dafür. 

Hier zeigt sich das Dilemma der Haushaltssituation. Die Stadt Castrop-Rauxel ist finanziell nicht 
in der Lage, ihr Anlagevermögen adäquat zu erhalten. Es kommt zum Substanzverlust. Schul-
den können nicht nennenswert abgebaut werden. Reinvestitionen lassen Verschuldung, beson-
ders die Höhe der Liquiditätskredite ansteigen. Letztlich führt dies zum Eigenkapitalverbrauch 
und in der Folge zur Überschuldung. 

Kommunalindex für Wirtschaftlichkeit (KIWI) 

Im KIWI bewertet die GPA NRW Handlungsfelder, die in der Prüfung analysiert wurden. 

In den Teilberichten ermittelt und analysiert die GPA NRW für jedes Handlungsfeld verschiede-
ne Kennzahlen. Diese Kennzahlen sowie strukturelle Rahmenbedingungen und Steuerungsas-
pekte begründen zusammen die KIWI-Bewertung. Die KIWI-Bewertung zeigt, in welchen Berei-
chen die Kommune Verbesserungsmöglichkeiten hat. Diese beziehen sich auf Möglichkeiten 
zur Haushaltskonsolidierung ebenso wie auf Verbesserungen in der Steuerung.  

Im Prüfgebiet Finanzen bewertet die GPA NRW hingegen allein die Haushaltssituation. Die 
KIWI-Bewertung spiegelt hier den Konsolidierungsbedarf wider. Sie zeigt damit auch, wie groß 
der Handlungsbedarf ist, die von uns aufgezeigten Verbesserungsmöglichkeiten umzusetzen.  

KIWI-Merkmale 

Index 1 2 3 4 5 

Haushalts-
situation 

Erheblicher 
Handlungsbedarf  

Handlungsbedarf 
 

Kein Handlungs-
bedarf 

Weitere  
Handlungsfelder 

Weitreichende 
Handlungs-

möglichkeiten 
 

Handlungs-
möglichkeiten  

Geringe 
 Handlungs-

möglichkeiten 

Die Indexierung ist als Balken, bezogen auf die geprüften Aufgabenfelder, dargestellt. Wie die 
Bewertung zustande kommt, beschreibt die GPA NRW in den Teilberichten. 
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� Ausgangslage der Stadt Castrop-Rauxel 

Strukturelle Situation 

Das folgende Netzdiagramm zeigt die strukturellen Rahmenbedingungen der Stadt Castrop-
Rauxel. Diese prägen die Ausgangslage der Kommune. Die Strukturmerkmale wurden aus all-
gemein zugänglichen Datenquellen ermittelt1. Das Diagramm enthält als Indexlinie den Mittel-
wert der Kommunen im jeweiligen Prüfsegment, hier den großen kreisangehörigen Kommunen. 
Eine Ausnahme bildet das Merkmal Bevölkerungsentwicklung. Hier ist der Indexwert der heuti-
ge Bevölkerungsstand der abgebildeten Kommune. 

 

Ein über die Indexlinie hinausgehender Wert zeigt eine eher entlastende Wirkung an, ein darun-
ter liegender Wert weist auf eine eher belastende Situation hin. 

Die im Netzdiagramm belastend dargestellte SGB-II-Quote wird bestätigt. Die Arbeitslosenquo-
te liege bei mehr als zehn Prozent. Der Strukturwandel ist in Castrop-Rauxel nicht abgeschlos-
sen. Arbeitsplätze sind in der Montan-, Stahl- und Eisenindustrie weggefallen. Wegen fehlender 
Flächen konnten neue Unternehmen nicht in dem erforderlichen Maß angesiedelt werden. Für 
die verbliebenen Menschen fehlt das Arbeitsangebot. Die sehr angespannte finanzielle Lage 
wird ausschließlich auf die hohen Soziallasten zurückgeführt.  

 

1 IT.NRW, Bertelsmann-Stiftung, Gesellschaft für Konsumforschung (GfK) 
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Für die Stadt Castrop-Rauxel ist eine wachsende Bevölkerungszahl aufgrund der demografi-
schen Entwicklung unrealistisch. Daher wird eine stabile Einwohnerzahl angestrebt. Die Ent-
wicklung der Stadt als Wohnstandort wird dabei als wichtige kommunale Aufgabe definiert. Da-
zu gehören die Entwicklung des Wohnbestandes und die aktiv gestaltete Wohnquartiersent-
wicklung. Diese Aufgabe soll absehbar eine Wohnungsbaugesellschaft übernehmen. Ganz 
bewusst sieht die Stadt Castrop-Rauxel hier eine kommunale Aufgabe. Bisher sei Castrop-
Rauxel beispielsweise kein Wohnstandort für gut verdienende Menschen gewesen. Auch hier 
kann eine gezielte Steuerung des Wohnungsangebotes möglicherweise Potenziale nutzen, 
genauso wie im sozial geförderten Wohnungsbau. 

Strukturmerkmale und demografische Entwicklung 

Die Folgen des demografischen Wandels sind für die Kommunen eine strategische Herausfor-
derung. Die GPA NRW erhebt die Situation vor Ort und beschreibt die gewählten Strategien im 
Umgang mit dem demografischen Wandel. Dabei gilt der Blick insbesondere den Themen, die 
durch kommunale Entscheidungen mittelbar oder unmittelbar beeinflusst werden können. Diese 
haben wir in einem Interview mit dem Bürgermeister am 25.01.2017 erörtert. 

Die große Stärke der Stadt Castrop-Rauxel liegt nach Auffassung des Bürgermeisters in der 
geografischen und regionalen Lage der Stadt. Sie liege zentral im Herzen des Ruhrgebietes 
und sei verkehrstechnisch sehr gut erreichbar. Sie sei eine grüne Stadt und verfüge über attrak-
tive Freizeit- und Kultureinrichtungen. Deshalb sei Castrop-Rauxel auch nicht in erster Linie 
Wirtschafts-, sondern eher Wohnstandort. Die Zahl der Berufsauspendler überwiege ganz ein-
deutig. Die Stadt setzt verstärkt auf die Entwicklung guter Sozialstrukturen. Dabei gehe es gar 
nicht um die Konkurrenz zu größeren umliegenden Städten. Vielmehr wolle man das Infrastruk-
tur- und Freizeitangebot in zumutbarer Entfernung nutzen. Eigene Einrichtungen sollen durch-
aus, aber überschaubar vorgehalten werden. Leuchtturmprojekte wolle man ausdrücklich nicht 
schaffen. 

Die Priorität einer Wohnstandortentwicklung bedeutet nicht, dass die Wirtschaftsentwicklung 
vollkommen ausgeblendet wird. Dennoch fördert die Stadt Castrop-Rauxel auf lokaler Ebene im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten und Flächen die Neuansiedlung und die Erweiterung von Unter-
nehmen. Wichtig ist darüber hinaus die Bestandspflege. Gewerbeflächen sind knapp. Die An-
siedlung von produzierendem Gewerbe in einem Verdichtungsraum gestalte sich wegen Um-
welt- und Immissionsschutzauflagen zunehmend schwieriger. Vielmehr versucht die Stadt von 
positiven Auswirkungen neuer Projekte in der unmittelbaren Nähe (z.B. Entwicklung des Opel-
Geländes in Bochum) zu profitieren. 

Ganz bewusst versucht die Stadt Castrop-Rauxel, Nischen zu besetzen. Beispielsweise hat 
sich vor Ort hat eine der größten griechischen Gemeinden gebildet. Internationale Kontakte 
sollen gezielt auch für die Ansiedlung ausländischer Unternehmen genutzt werden. 

Die lokale Infrastruktur, besonders der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) müsse gestärkt 
werden. Beispielhaft genannt wird die Veränderung bei den kommunalen Spielplätzen. Hier 
sollen Flächen bedarfsgerecht reduziert werden. Gleichzeitig sollen die Anlagen qualitativ ver-
bessert werden. 

Der Bürgermeister ist auch Teilnehmer an verschiedenen  Arbeitskreisen, die „das Ruhrgebiet 
strategisch denken“. Der Bürgermeister sieht sich durch diesen Arbeitskreis, aber auch darüber 
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hinaus sehr gut vernetzt. Ein Austausch mit anderen Meinungs- und Wissensträgern ist nach 
seiner Auffassung zwingend notwendig. Nur so können Ideen auf- und mitgenommen werden. 
„Was gibt es woanders? Was ist auch bei uns anwendbar?“ Darüber hinaus unterstützt eine 
gute Vernetzung die Verarbeitung der Fülle an Informationen. Eine wahre Informationsflut müs-
se sortiert und gefiltert werden. Das gilt besonders auch für die Vielzahl, die Themenvielfalt und 
fachlichen Anforderungen der kommunalpolitischen Beratungsvorlagen. 

Der Bürgermeister sieht, dass strategische Entwicklungen der Stadt momentan zu kurz kom-
men. Dabei hat die Stadtverwaltung bereits 2006 ein Leitbild erarbeitet. In Zukunft wird deshalb 
der Prozess einer strategischen Entwicklung für Castrop-Rauxel mithilfe externer Moderation 
neu gestartet. Beteiligt werden dabei auch die kommunalpolitischen Vertreter. 

Bei der Entwicklung von Wohnquartieren, Wohnumfeldverbesserungen und lokalen Prozessen 
zur Stadtentwicklung setzt die Kommune auch auf die Beteiligung der Bürger selbst. Dies kann 
z.B. durch „Kümmerer“ in den Stadtteilvereinen erfolgen. 

Um nachhaltige Verbesserungen bei der Abhängigkeit von Sozialleistungen zu erreichen, sei 
ein frühzeitiger Zugang zu qualitativ guten Bildungsangeboten der Schlüssel zum Erfolg. Des-
halb habe die Stadt diesen Bereich auch durch die Wahl einer Beigeordneten gestärkt.  

Wichtig seien neben einem qualifizierten Schulangebot Betreuungsangebote, Ganztagsbetreu-
ung und Förderschulen.  
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� Überörtliche Prüfung 

Grundlagen 

Zu den Aufgaben der GPA NRW gehört es zu prüfen, ob die Kommunen des Landes NRW 
rechtmäßig, sachgerecht und wirtschaftlich handeln. Die finanzwirtschaftliche Analyse steht 
dabei im Vordergrund. Grund dafür ist die äußerst schwierige Finanzlage der Kommunen und 
der gesetzliche Anspruch, den kommunalen Haushalt stets auszugleichen. Schwerpunkt der 
Prüfung sind Vergleiche von Kennzahlen. Die Prüfung stützt sich auf § 105 der Gemeindeord-
nung Nordrhein-Westfalen (GO NRW). 

Bei der Auswahl der Prüfungsschwerpunkte lässt sich die GPA NRW von ihren Zielen leiten, 
einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung zu leisten, die strategische und operative Steuerung 
zu unterstützen und auf Risiken hinzuweisen. Dabei sind wir bestrebt, einerseits die ganze 
Bandbreite der kommunalen Aufgaben und andererseits deren finanzielle Bedeutung zu be-
rücksichtigen. Die Auswahl stimmt die GPA NRW vor der Prüfung mit kommunalen Praktikern 
ab. 

In der aktuellen überörtlichen Prüfung vergleicht die GPA NRW die großen kreisangehörigen 
Kommunen miteinander 

Der Prüfbericht richtet sich an die für die Gesamtsteuerung Verantwortlichen der Kommunen in 
Rat und Verwaltung. Er zielt darauf ab, diesen Personenkreis insbesondere in Haushaltskonso-
lidierungsprozessen zu unterstützen und so einen Beitrag zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit 
der Kommune zu leisten. 

Prüfbericht 

Der Prüfbericht besteht aus dem Vorbericht und den Teilberichten: 

• Der Vorbericht informiert über die wesentlichen Ergebnisse der Prüfung. Zudem enthält 
er  Informationen über die strukturellen Rahmenbedingungen der Kommune, die Hand-
lungsfelder des KIWI2, zum Prüfungsablauf sowie zur Prüfungsmethodik. 

• Die Teilberichte beinhalten die ausführlichen Ergebnisse der einzelnen Prüfgebiete. 

Das GPA-Kennzahlenset für die Stadt Castrop-Rauxel stellen wir  im Anhang zur Verfügung.  

Die Berichte der überörtlichen Prüfungen sind auf der Internetseite der GPA NRW veröffentlicht. 

Grundsätzlich verwendet die GPA NRW im Prüfbericht geschlechtsneutrale Begriffe. Gerade in 
der Kennzahlendefinition ist dies jedoch nicht immer möglich. Werden Personenbezeichnungen 
aus Gründen der besseren Lesbarkeit lediglich in der männlichen oder weiblichen Form ver-
wendet, so schließt dies das jeweils andere Geschlecht mit ein. 

 

2 Kommunalindex für Wirtschaftlichkeit 
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Ergebnisse von Analysen bezeichnet die GPA NRW im Prüfbericht als Feststellung. Damit 
kann sowohl eine positive als auch eine negative Wertung verbunden sein. Feststellungen, die 
eine Korrektur oder eine weitergehende Überprüfung oder Begründung durch die Kommune 
erforderlich machen, sind Beanstandungen im Sinne des § 105 Abs. 6 GO NRW. Hierzu muss 
die Kommune eine gesonderte Stellungnahme abgeben. Dies wird im Prüfbericht mit einem 
Zusatz gekennzeichnet. In der Stadt Castrop-Rauxel hat die GPA NRW keine Feststellung ge-
troffen, die eine Stellungnahme erforderlich macht.  

Bei der Prüfung erkannte Verbesserungspotenziale weist die GPA NRW im Prüfbericht als 
Empfehlung aus. 

Die in dem Bericht genannten Rechtsgrundlagen wurden in der Fassung angewendet, die zum 
Zeitpunkt des geprüften Sachverhaltes galten. 
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� Prüfungsmethodik 

Kennzahlenvergleich 

Der Kennzahlenvergleich ist die prägende Prüfungsmethodik der GPA NRW.  

Unterhalb der Produktbereichsebene gibt es keine landeseinheitliche Festlegung, so dass die 
Produktgruppen häufig unterschiedliche Produkte und die Produkte unterschiedliche Leistungen 
enthalten. Um einen landesweiten Vergleich zu ermöglichen, haben wir Aufgabenblöcke mit den 
dazu gehörenden Grunddaten einheitlich definiert. 

Die Kommune soll ihren Kennzahlenwert gut einordnen können. Deshalb stellen wir im GPA-
Kennzahlenset mit Hilfe statistischer Größen die Extremwerte sowie den Mittelwert und für die 
Verteilung der Kennzahlenwerte auch drei Quartile dar. Quartile werden auch Viertelwerte ge-
nannt. Sie teilen eine nach Größe geordnete statistische Reihe in vier Viertel. Das erste Quartil 
teilt die vorgefundenen Werte so, dass 25 Prozent darunter und 75 Prozent darüber liegen. Das 
zweite Quartil (entspricht dem Median) liegt in der Mitte der statistischen Reihe, d.h. 50 Prozent 
der Werte liegen unterhalb und 50 Prozent oberhalb dieses Wertes. Das dritte Quartil teilt die 
vorgefundenen Werte so, dass 75 Prozent darunter und 25 Prozent darüber liegen. 

Ebenfalls nennen wir die Anzahl der Werte, die in den Vergleich eingeflossen sind. In den inter-
kommunalen Vergleich hat die GPA NRW  die Werte der großen kreisangehörigen Kommunen 
einbezogen. Die Anzahl der Vergleichskommunen wird im Verlauf der Prüfung dieses Seg-
ments mit der Zahl der geprüften Städte wachsen. In der Finanzprüfung erfassen und analysie-
ren wir die wichtigsten materiellen und formellen Rahmenbedingungen der Haushaltswirtschaft. 
Der haushaltsbezogene Handlungsbedarf wird transparent gemacht. Die Prüfung setzt dabei 
auf den Ergebnissen der örtlichen Prüfung auf. 

Strukturen 

Die Haushaltswirtschaft in den Kommunen hängt von verschiedenen externen und internen 
Einflussfaktoren ab. Diese sind zum Teil unmittelbar steuerbar, zum Teil aber auch struktureller 
Natur und somit nicht oder nur langfristig beeinflussbar. Die Ergebnisse der vergleichenden 
Prüfung müssen sich deshalb immer wieder der Vermutung stellen, dass die unterschiedlichen 
kommunalen Strukturen einem Vergleich entgegenstehen. 

Unter Strukturmerkmalen versteht die GPA NRW zunächst grundsätzlich die von außen auf die 
Kommune einwirkenden Einflussfaktoren. Faktoren, die aufgrund kommunalpolitischer Be-
schlüsse auf die Kommune einwirken, zählen nicht dazu, da diese ausdrücklich der Willensbil-
dung unterliegen. Dennoch beeinflussen diese das Gesamtbild einer Kommune, so dass - so-
weit möglich und erforderlich – in den Teilberichten sowie unter „Ausgangslage der Kommune“ 
darauf eingegangen wird. 
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Benchmarking 

Die GPA NRW nutzt als Prüfungsinstrument das Benchmarking. Benchmarking ist die Suche 
nach guten Werten durch eine vergleichende Analyse und die Beantwortung der Frage, warum 
das so ist. Als Benchmark wird ein Wert definiert, der von einer bestimmten Anzahl von Kom-
munen mindestens erreicht worden ist. Diese Kommunen erfüllen ihre Aufgaben vollständig und 
rechtmäßig. Der Benchmark ist grundsätzlich das Ergebnis gezielter Steuerung. Dies schließt 
die Prüfung mit ein, inwieweit die Kommune selbst Einfluss auf die Verbesserung ihrer Rah-
menbedingungen nimmt. Basis für das Benchmarking sind die Kennzahlenvergleiche und die 
Analysen des jeweiligen Handlungsfeldes. Soweit die GPA NRW weitere Kriterien zugrunde 
legt, stellt sie diese in den Teilberichten dar. 

Konsolidierungsmöglichkeiten 

Die GPA NRW versteht sich als Einrichtung, die den unterschiedlichen Ressourceneinsatz im 
Vergleich der Kommunen transparent macht und Ansätze für Veränderungen aufzeigt. 

Der in den Kommunen festgestellte Ressourceneinsatz weicht teilweise erheblich von den 
Benchmarks ab. Die GPA NRW errechnet aus der Differenz des Kennzahlenwerts der Kommu-
ne zum Benchmark jeweils einen Betrag, der die monetäre Bedeutung aufzeigt (Potenzial). 
Dadurch können die einzelnen Handlungsfelder im Hinblick auf einen möglichen Beitrag zur 
Haushaltskonsolidierung eingeordnet werden. 

Nicht jeden der so ermittelten Beträge kann die Kommune durch die konkreten Handlungsemp-
fehlungen kurzfristig vollständig verwirklichen: Personalkapazitäten sollen sozialverträglich ab-
gebaut werden, die Reduzierung kommunaler Gebäudeflächen erfordert ggf. Vermarktungs-
chancen und energetische Einsparungen setzen vielfach Investitionen voraus. Die im Prüfbe-
richt ausgewiesenen Potenziale sind deshalb als Orientierungsgrößen zu verstehen. Die GPA 
NRW möchte damit die Kommunen unterstützen, in Kenntnis der finanziellen Tragweite ihre 
eigene Praxis zu überdenken. In der Folge sollte die Kommune nach dem Beispiel vorgefunde-
ner effizienter Alternativen in anderen Kommunen versuchen, ihre eigene Praxis zu ändern oder 
zu überdenken. Unter Berücksichtigung ihrer spezifischen Rahmenbedingungen können die 
Kommunen auf dieser Grundlage konkrete Konsolidierungsbeiträge für ihre Haushaltsplanun-
gen ableiten. Weitere Handlungsoptionen zur Konsolidierung weist die GPA NRW im Prüfbe-
richt auf der Grundlage individueller Möglichkeiten der Kommunen aus. 

Der Prüfung lag keine vollständige Betrachtung von Kernverwaltung, Sondervermögen und 
Beteiligungen zugrunde. Es ist daher möglich, dass in anderen Bereichen weitere Verbesse-
rungsmöglichkeiten bestehen, die über in diesem Prüfbericht beschriebenen Handlungsempfeh-
lungen und ggfls. dargestellten monetären Potenziale hinausgehen. 

GPA-Kennzahlenset  

Steuerungsrelevante Kennzahlen der von der GPA NRW betrachteten kommunalen Handlungs-
felder stellen wir im GPA-Kennzahlenset dar. Die Übersicht enthält Kennzahlen aus den aktuel-
len Prüfungen und aus Handlungsfeldern, die in vorangegangenen Prüfungen betrachtet wur-
den.  
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Die Fortschreibung der örtlichen Kennzahlen sowie der interkommunalen Vergleichswerte er-
möglicht den Kommunen eine aktuelle Standortbestimmung. Zusammen mit den aus früheren 
Prüfungen bekannten Analysen, Handlungsempfehlungen sowie Hinweisen auf mögliche Kon-
solidierungsmöglichkeiten können die Kommunen sie für ihre interne Steuerung nutzen. 
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� Prüfungsablauf 

Die Prüfung in Castrop Rauxel haben wir von November 2016 bis Juni 2017 durchgeführt.  

Zunächst hat die GPA NRW die erforderlichen Daten und Informationen zusammengestellt und 
mit der Stadt Castrop-Rauxel hinsichtlich ihrer Vollständigkeit und Richtigkeit abgestimmt. Auf 
dieser Basis haben wir die Daten analysiert. 

Für den interkommunalen Vergleich wurden in der Stadt Castrop-Rauxel Daten aus den Jahren 
2015 und 2016 verwendet. Für die Prüfung wurden die Haushaltsplanungen 2010 bis 2017 und 
die Jahresabschlüsse 2010 bis 2015 berücksichtigt. Der fortgeschriebene Haushaltssanie-
rungsplan bis 2021 ist ebenfalls in die Ergebnisse eingeflossen. Ergänzend bezieht die GPA 
NRW die Berichte der örtlichen Prüfung der Jahresabschlüsse ein. 

Neben den Daten früherer Jahre haben wir ebenfalls Aktuelles berücksichtigt, um Aussagen für 
die Zukunft machen zu können. 

Geprüft haben: 

Leitung der Prüfung   Johannes Thielmann 

Finanzen    Sascha Wolf 

Personalwirtschaft und Demografie Frank Döring 

Sicherheit und Ordnung   Frank Döring 

Tagesbetreuung für Kinder  Frank Döring 

Schulen    Christina Hasse und Peter Hoffmann 

Grünflächen    Christina Hasse und Peter Hoffmann 

Das Prüfungsergebnis haben die Prüfer mit den beteiligten Beschäftigten in den betroffenen 
Organisationseinheiten erörtert. Am 04.09.2017 fand im Rahmen der Verwaltungsvorstandssit-
zung ein Abschlussgespräch statt. 

Nach Abschluss des Stellungnahmeverfahrens hat die GPA NRW die Ergebnisse in einer Sit-
zung des Rechnungsprüfungsausschusses am 15.11.2017 vorgestellt. 

 

Herne, den 17.11.2017 

gez. gez. 

Doris Krüger Johannes Thielmann 

Abteilungsleitung Projektleitung 
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� Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Heinrichstraße 1, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 
t 0 23 23/14 80-0 
f 0 23 23/14 80-333 
e info@gpa.nrw.de 
i www.gpa.nrw.de 
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ÜBERÖRTLICHE 
PRÜFUNG 
Finanzen der Stadt Castrop-
Rauxel im Jahr 2016 
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INHALTSVERZEICHNIS 
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� Inhalte, Ziele und Methodik 

Die Finanzprüfung der GPA NRW beantwortet folgende Fragen sowohl unter wirtschaftlichen 
als auch unter rechtlichen Gesichtspunkten: 

• Wie ist die Haushaltssituation? Inwieweit besteht ein nachhaltiger Konsolidierungsbe-
darf? 

• Welche haushaltswirtschaftlichen Risiken sind erkennbar? 

• Welche Möglichkeiten zur Haushaltskonsolidierung gibt es? 

• Ist die Haushaltswirtschaft der Kommune nachhaltig ausgerichtet? 

Eine nachhaltige Haushaltswirtschaft  

• vermeidet insbesondere den Verzehr von Eigenkapital, 

• begegnet einem grundlegenden Konsolidierungsbedarf mit geeigneten Maßnahmen und  

• setzt sich mit den haushaltswirtschaftlichen Risiken systematisch auseinander.  

Durch eine nachhaltige Haushaltswirtschaft können Kommunen Handlungsspielräume langfris-
tig erhalten oder wiedererlangen. 

In der Finanzprüfung analysiert die GPA NRW Jahres- und Gesamtabschlüsse sowie Haus-
haltspläne: 

Haushaltspläne, Jahresabschlüsse und Gesamtabschlüsse 

Haushaltsjahr Haushaltsplan (HPl) 
Jahresabschluss 

(JA) 
Gesamtabschluss 

(GA) 
in dieser Prüfung 

berücksichtigt 

2010  bekannt gemacht festgestellt aufgestellt HPl / JA / GA 

2011  bekannt gemacht festgestellt noch offen HPl / JA / - 

2012  bekannt gemacht festgestellt noch offen HPl / JA / - 

2013  bekannt gemacht festgestellt noch offen HPl / JA / - 

2014  bekannt gemacht festgestellt noch offen HPl / JA / - 

2015  bekannt gemacht festgestellt noch offen HPl / JA / - 

2016  bekannt gemacht noch offen noch offen HPl / - / - 

2017  bekannt gemacht 
  

HPl / - / - 

Die Stadt hat zum 01. Januar 2009 auf das Neue Kommunale Finanzmanagement (NKF) um-
gestellt. Den fortgeschriebenen Haushaltsanierungsplan bis 2021 hat die GPA NRW ebenfalls 
berücksichtigt. 
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Ergänzend bezieht die GPA NRW die Berichte der örtlichen Prüfung der Jahresabschlüsse ein. 
Um Doppelarbeiten zu vermeiden, setzt sie mit ihren Analysen auf den Ergebnissen der örtli-
chen Prüfung auf.  

Die Rechtmäßigkeitsprüfung beschränkt sich auf wesentliche und erfahrungsgemäß fehleranfäl-
lige Positionen.  

Die Prüfung der GPA NRW stützt sich methodisch auf Kennzahlen aus dem NKF-
Kennzahlenset NRW sowie zur vertiefenden Analyse auf weitere Kennzahlen. Die GPA NRW 
prüft sowohl durch Zeitreihenvergleiche als auch durch geeignete interkommunale Vergleiche. 
In die Analysen bezieht sie zudem die strukturellen Rahmenbedingungen ein, die sich direkt auf 
die Haushaltssituation auswirken und sich in der Prüfung identifizieren lassen. Grundlage die-
ses Berichtes ist die Analyse der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage. 
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� Haushaltssituation 

Die Haushaltssituation bestimmt den Handlungsspielraum der Kommune zur Gestaltung ihres 
Leistungsangebots. Sie zeigt, ob und in welcher Intensität ein Handlungsbedarf zu einer nach-
haltig ausgerichteten Haushaltskonsolidierung besteht. Die GPA NRW beurteilt die Haushaltssi-
tuation anhand der folgenden Fragen: 

• Erreicht die Kommune den gesetzlich geforderten Haushaltsausgleich? 

• Wie stellt sich die strukturelle Haushaltssituation der Kommune dar? 

Haushaltsausgleich 

Nachfolgend stellt die GPA NRW die haushaltswirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Stadt 
dar. Dazu analysiert sie die rechtliche Haushaltssituation, die Jahresergebnisse und die Ent-
wicklung der Rücklagen. 

Rechtliche Haushaltssituation 

Haushaltsstatus 

Haushaltsstatus 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 

ausgeglichener Haus-
halt         

fiktiv ausgeglichener 
Haushalt         

genehmigungspflichti-
ge Verringerung allg. 
Rücklage 

        

HSK genehmigt 
        

HSP genehmigt 
  

X X X X X X 

HSK nicht genehmigt X X 
      

HSP nicht genehmigt 
        

� Feststellung 
Die Stadt Castrop-Rauxel hat die Gesamtabschlüsse 2010 bis 2015 nicht fristgerecht zum 
30. September des Folgejahres aufgestellt. Hierdurch fehlen ihr wesentliche Informationen 
für die Haushaltsführung und -steuerung. 

Zum Zeitpunkt der Prüfung arbeitete die Stadt Castrop-Rauxel an der Aufstellung der Gesamt-
abschlüsse ab 2010. Die Stadt beabsichtigt, sämtliche noch ausstehenden Gesamtabschlüsse 
in 2017 zu erstellen. 
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Jahresergebnisse und Rücklagen 

Jahresergebnisse, allgemeine Rücklage und Ausgleichsrücklage in Tausend Euro (IST) 

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Jahresergebnis -37.621  -25.484  -17.809  -27.325  -8.212  -5.268  

Höhe der allgemeinen 
Rücklage 

1.150  0  0  0  0  0  

Veränderung der allge-
meinen Rücklage gemäß 
§ 43 Abs. 3 GemHVO 

0  0  0  466  -116  449  

Verringerung der allge-
meinen Rücklage des 
Vorjahres in Prozent 

96,7  100,0  
Rücklage 

aufge-
braucht 

Rücklage 
aufge-
braucht 

Rücklage 
aufge-
braucht 

Rücklage 
aufge-
braucht 

Höhe der Ausgleichs-
rücklage 

0  0  0  0  0  0  

Nicht durch Eigenkapital 
gedeckter Fehlbetrag 

0 23.812 41.437 68.296 76.625 81.579 

Fehlbetragsquote in 
Prozent 

97,9  2.215,0  ./. ./. ./. ./. 

Alle Jahresergebnisse seit NKF-Einführung 2009 sind defizitär. Die Ausgleichsrücklage wurde 
durch den Fehlbetrag 2010 und die allgemeine Rücklage durch den Fehlbetrag 2011 vollständig 
aufgebraucht. Damit ist Castrop-Rauxel überschuldet. Die Stadt muss nach § 3 Stärkungspakt-
gesetz an der ersten Stufe des Stärkungspaktes teilnehmen. 

� Feststellung 
In 2012 hat die Stadt den ersten Haushaltssanierungsplan aufgestellt und seitdem jährlich 
fortgeschrieben. Durch die Umsetzung der darin aufgeführten Konsolidierungsmaßnahmen 
wurde einem noch größeren Anstieg der bilanziellen Überschuldung erfolgreich entgegen 
gewirkt. 

Jahresergebnisse je Einwohner in Euro 2015 

Castrop-
Rauxel 

Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

-72 -260 57 -71 -111 -72 -33 17 

Im interkommunalen Vergleich 2015 bildet das Jahresergebnis je Einwohner der Stadt Castrop-
Rauxel den Medianwert. Die Mehrheit der Vergleichskommunen erwirtschaftete in 2015 negati-
ve Jahresergebnisse. 

Jahresergebnisse, allgemeine Rücklage und Ausgleichsrücklage in Tausend Euro (PLAN) 

  2016 2017 2018 2019 2020 2021 

Jahresergebnis 1.106 283 754 1.444 2.298 1.765 
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  2016 2017 2018 2019 2020 2021 

Höhe der allgemeinen 
Rücklage 

0  0  0  0  0  0  

Veränderung der allge-
meinen Rücklage gemäß 
§ 43 Abs. 3 GemHVO 

0  0  0  0 0 0 

Verringerung der allge-
meinen Rücklage des 
Vorjahres in Prozent 

Rücklage 
aufge-
braucht 

Rücklage 
aufge-
braucht 

Rücklage 
aufge-
braucht 

Rücklage 
aufge-
braucht 

Rücklage 
aufge-
braucht 

Rücklage 
aufge-
braucht 

Höhe der Ausgleichs-
rücklage 

0  0  0  0  0  0  

Nicht durch Eigenkapital 
gedeckter Fehlbetrag 

80.473 80.190 79.436 77.992 75.694 73.929 

Fehlbetragsquote in 
Prozent 

./.  ./. ./. ./. ./. ./. 

Nach dem Haushaltssanierungsplan rechnet die Stadt ab 2016 mit positiven Jahresergebnis-
sen. Einen Anteil hat daran die vom Land NRW gezahlte Konsolidierungshilfe. Von 2011 bis 
2020 summiert sich diese auf rund 98,6 Mio. Euro. Ab 2017 werden die Zahlungen des Landes 
NRW kontinuierlich reduziert. Das positive Jahresergebnis 2021 enthält keine Konsolidierungs-
hilfe mehr. 

Die prognostizierten positiven Jahresergebnisse 2016 bis 2021 summieren auf rund 7,7 Mio. 
Euro. Die vorläufige Ergebnisrechnung 2016 sieht erstmals seit NKF-Einführung ein positives 
Jahresergebnis vor. Die Jahresdefizite bis 2015 haben zu einem nicht durch Eigenkapital ge-
deckten Fehlbetrag von rund 81,6 Mio. Euro geführt. Damit würden die eingeplanten Jahres-
überschüsse nicht ausreichen, den durch Fehlbeträge in den Vorjahren verursachten Eigenka-
pitalverzehr wieder auszugleichen. 2021 wird die Stadt nach den Plandaten immer noch mit 
rund 74 Mio. Euro überschuldet sein. 

� Feststellung 
Die Stadt Castrop-Rauxel ist bilanziell überschuldet. Eine nachhaltige Haushaltskonsolidie-
rung muss oberste Priorität haben. Dazu ist die konsequente Umsetzung des Haushaltssa-
nierungsplanes erforderlich. 

Strukturelle Haushaltssituation 

Die Kommunen sind verpflichtet, dauerhaft einen ausgeglichenen Haushalt zu erreichen. Nur 
dann können sie eigene Handlungsspielräume wahren oder wiedererlangen. Ist ein Haushalt 
defizitär, muss die Kommune geeignete Maßnahmen für den Haushaltsausgleich finden und 
umsetzen. Der Umfang der Maßnahmen wird dabei durch die Höhe des Defizits bestimmt (Kon-
solidierungsbedarf).  

Die GPA NRW stellt zum einen die aktuelle strukturelle Haushaltssituation auf Basis von Ist-
Ergebnissen dar. Zum anderen hinterfragt sie, wie die Kommune wesentliche haushaltswirt-
schaftliche Rahmenbedingungen im Planungszeitraum plant. 
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Strukturelles Ergebnis 

Die in den Ergebnisrechnungen ausgewiesenen Jahresergebnisse geben nur bedingt einen 
Hinweis auf die strukturelle Haushaltssituation. Die Jahresergebnisse werden oft durch die 
schwankenden Erträge bei der Gewerbesteuer, des Finanzausgleichs und der allgemeinen 
Kreisumlage beeinflusst. Zudem überdecken häufig Sondereffekte den Konsolidierungsbedarf. 
Erst das strukturelle Ergebnis zeigt die Höhe des tatsächlichen Konsolidierungsbedarfs.  

Die GPA NRW definiert das strukturelle Ergebnis wie folgt: Vom Jahresergebnis 2015 werden 
die Erträge und Aufwendungen der Gewerbesteuer, des Finanzausgleichs und der allgemeinen 
Kreisumlage abgezogen. Diese Werte ersetzt die GPA NRW durch die Durchschnittswerte der 
Jahre 2011 bis 2015. Zusätzlich bereinigt sie die Konsolidierungshilfe nach dem Stärkungs-
paktgesetz sowie positive und negative Sondereffekte. Auf der Aufwandsseite wurden daher 
mehrere Zuführungen zu Rückstellungen außer Acht gelassen.1 

Strukturelles Ergebnis in Tausend Euro 2015 

Castrop-Rauxel 

  Jahresergebnis -5.268  

./. 
Bereinigungen (Gewerbesteuer, Kreisumlage, Finanzausgleich und Konsolidie-
rungshilfe nach Stärkungspaktgesetz) 

-71.809  

./. Bereinigungen Sondereffekte 2.010  

= bereinigtes Jahresergebnis -75.067  

+ Hinzurechnungen (Mittelwerte Gewerbesteuer, Kreisumlage und Finanzausgleich) 47.792  

= strukturelles Ergebnis -27.275  

� Feststellung 
Die Stadt Castrop-Rauxel weist für 2015 ein strukturelles Ergebnis von rund -27,3 Mio. Euro 
aus. Unter Annahme unveränderter Rahmenbedingungen besteht in dieser Höhe eine nach-
haltig zu schließende Konsolidierungslücke. Das strukturelle Ergebnis 2015 enthält nicht die 
Konsolidierungshilfe nach dem Stärkungspaktgesetz von rund 13,0 Mio. Euro. Mit Konsoli-
dierungshilfe verbessert sich das strukturelle Ergebnis auf rund -14,3 Mio. Euro. 

Die Stadt nimmt seit 2012 am Stärkungspakt Stadtfinanzen teil und hat bereits Konsolidie-
rungsmaßnahmen umgesetzt, um das strukturelle Defizit zu verringern. 

Haushaltsplanung 

Um die strukturelle Haushaltssituation der Stadt bewerten sowie ihren künftigen Konsolidie-
rungsbedarf einschätzen zu können, bezieht die GPA NRW die Haushaltsplanung der Stadt ein. 
Sie hinterfragt, ob die Planungsgrundlagen der Stadt plausibel und nachvollziehbar sind. Aus-
gangspunkt für die GPA NRW ist dabei das strukturelle Ergebnis. 

Die GPA NRW will aufzeigen,  

 

1 Zuführungen zu Rückstellungen für Klageverfahren Gewerbesteuer, Umsatzsteuer- und Kapitalertragssteuer-Nachzahlungen aus 
Vorjahren, Prozesskosten AGR Abfallgesellschaft und erhöhte Aufwendungen im Bereich Asyl. 
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• welche haushaltswirtschaftlichen Rahmenbedingungen und wesentlichen Parameter die 
Stadt Castrop-Rauxel ihrer Planung zu Grunde legt und 

• mit welchen zusätzlichen Risiken diese Annahmen gegebenenfalls verbunden sind, 

• inwieweit eigene Konsolidierungsmaßnahmen zur Verbesserung des Ergebnisses beitra-
gen, 

• inwieweit sich nach dem strukturellen Ergebnis 2015 und der weiteren Haushaltsplanung 
Konsolidierungsbedarfe ergeben. 

Wir unterscheiden allgemeine und zusätzliche haushaltswirtschaftliche Risiken. Allgemeine 
haushaltswirtschaftliche Risiken sind auf generelle Unsicherheiten bei den Zukunftserwartungen 
zurückzuführen. Zu den zusätzlichen haushaltswirtschaftlichen Risiken zählen fehlerhafte, nicht 
nachvollziehbare oder offensichtlich sehr optimistische Planungsdaten. Das ist der Fall, wenn 
sich die Planwerte nicht oder nur unzureichend auf Erfahrungswerte bzw. Ist-Daten, Umset-
zungskonzepte sowie sonstige zurzeit objektiv absehbare Entwicklungen stützen. 

Nach dem Haushaltsplan 2017 erwartet die Stadt Castrop-Rauxel für 2021 einen Jahresüber-
schuss von rund 1,8 Mio. Euro. Gegenüber der strukturellen Konsolidierungslücke von rund 
27,3 Mio. Euro ergibt sich eine Verbesserung um etwa 29,1 Mio. Euro. Die folgende Tabelle 
zeigt, wie sich diese Verbesserung im Wesentlichen zusammensetzt. 

Vergleich strukturelles Ergebnis 2015 und Planergebnis 2021 - wesentliche Veränderungen in Tau-
send Euro 

  2015 2021  Differenz 
Jährliche Ände-
rung in Prozent 

Erträge 

Grundsteuer B** 11.979 17.185 5.206 6,2 

Gewerbesteuer* 17.989 24.584 6.595 5,3 

Gemeindeanteil an den Gemeinschaftssteu-
ern* 

27.091 39.313 12.222 6,4 

Schlüsselzuweisungen* 48.384 69.949 21.565 6,3 

Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte** 10.162 11.839 1.677 2,6 

Aufwendungen 

Personalaufwendungen** 43.248 47.576 4.328 1,6 

Allgemeine Kreisumlage und ÖPNV-Umlage* 45.850 55.831 9.981 3,3 

Verlustausgleich Forum GmbH** 994 774 -220 -4,1 

Zinsen und Sonstige Finanzaufwendungen** 4.256 8.381 4.125 12,0 

* Wert 2015: Mittelwert der Jahre 2011 bis 2015 ** Wert 2015: Ergebnis 2015 



�  Stadt Castrop-Rauxel  �  Finanzen  �  12066 

Seite 10 von 52 

Grundsteuer B 

Die Erträge aus der Grundsteuer B tragen mit rund 5,2 Mio. Euro zur Konsolidierung bei. Die 
Stadt Castrop-Rauxel hat in den vergangenen Jahren mehrere Hebesatzerhöhungen zur Kon-
solidierung genutzt. Zuletzt wurde in 2016 der Hebesatz der Grundsteuer B um 200 auf 825 
Hebesatzpunkte erhöht. Aufgrund dessen ist in 2016 ein deutlicher Anstieg dieser Ertragsposi-
tion erkennbar. In 2017 beträgt der Haushaltsansatz rund 16,5 Mio. Darauf aufbauend sind für 
die mittelfristige Planung die Steigerungsraten aus dem Orientierungsdatenerlass2 zugrunde 
gelegt worden. In 2021 wurde eine Wachstumsrate3 von 0,7 Prozent berücksichtigt. Die Pla-
nung der Stadt ist nachvollziehbar.  

Gewerbesteuer 

Die Stadt Castrop-Rauxel hat auch bei dieser Ertragsposition eine Hebesatzerhöhung zur Kon-
solidierung genutzt. In 2015 wurde der Hebesatz der Gewerbesteuer auf 500 Punkte angeho-
ben. Die Entwicklung der Gewerbesteuererträge im Zeitraum 2010 bis 2015 zeigt, dass diese 
Schwankungen unterliegen. Sie bewegten sich zwischen rund 15,6 Mio. Euro und 18,3 Mio. 
Euro. In 2016 konnte ein überdurchschnittlich hohes Rechnungsergebnis von rund 24,3 Mio. 
Euro erzielt werden. Weitere Hebesatzerhöhungen sind nicht eingeplant. Gewebesteuererträge 
sind von der konjunkturellen Entwicklung abhängig. Diese kann nicht mit Sicherheit vorausge-
sagt werden. Es besteht daher das allgemeine haushaltswirtschaftliche Risiko, dass die geplan-
ten Ansätze nicht erreicht werden. 

Die Stadt kalkuliert in 2017 und 2018 mit einem Ansatz von rund 22,8 bzw. rund 22,5 Mio. Euro. 
In den beiden Folgejahren entsprechen die angenommenen jährlichen Steigerungsraten den 
Orientierungsdaten. In 2021 plant die Stadt mit einer Wachstumsrate von 2,7 Prozent und prog-
nostiziert Erträge aus der Gewerbesteuer von rund 24,6 Mio. Euro. Die eingeplanten Steige-
rungsraten sind nachvollziehbar. Aufgrund des vergleichsweise hohen Planansatzes in 2018, 
auf den die Steigerungsraten angewendet werden, besteht bei dieser Ertragsposition jedoch ein 
zusätzliches Risiko. Denn im Zeitraum 2010 bis 2016 wurden lediglich in 2016 Gewerbesteu-
ererträge von mindestens 22 Mio. Euro erzielt. Die Stadt plant hingegen bis 2021 in jedem Jahr 
mit Gewerbesteuererträgen von über 22 Mio. Euro. Sollten die geplanten Gewerbesteuererträge 
nicht in prognostizierter Höhe realisiert werden können, droht eine Verschlechterung der bis 
2021 geplanten Jahresergebnisse. 

Gemeindeanteil an den Gemeinschaftssteuern 

Die Anteile der Stadt Castrop-Rauxel an der Einkommens- und Umsatzsteuer können von der 
Stadt nicht gesteuert werden, da diese unmittelbar von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
abhängen. Kontinuierliches Wachstum der Wirtschaftsleistung verbunden mit stetig steigenden 
Steuereinnahmen können nicht erwartet werden. Eine Auswertung dieser Ertragsposition der 

 

2  Vgl. Runderlass des  Ministeriums für Inneres und Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen vom 25. Juli 2016, Az. 34-46.05.01-
264/16: Orientierungsdaten 2017 - 2020 für die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung der Gemeinden und Gemeindeverbände des 
Landes Nordrhein Westfalen. 

3 In 2021 hat die Stadt auskunftsgemäß die Vorgaben des Ausführungserlasses des Ministeriums für Inneres und Kommunales des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 07. März 2013 zugrunde gelegt. 
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letzten 25 Jahre zeigt, dass in unregelmäßigen Abständen konjunkturell bedingte Einbrüche zu 
verzeichnen waren. Ein allgemeines haushaltswirtschaftliches Risiko ist bei den aufgestellten 
Planansätzen daher vorhanden. 

Die Stadt Castrop-Rauxel erwartet eine durchschnittliche Steigerungsrate von jährlich 6,4 Pro-
zent bezogen auf den Mittelwert der Jahre 2011 bis 2015. Der Konsolidierungsbetrag hieraus 
beläuft sich insgesamt auf rund 12,2 Mio. Euro. Davon entfällt auf den Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer mit einer Zunahme bis 2021 von rund 10,5 Mio. Euro der größte Betrag. Die 
Stadt hat bei dem Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer für die mittelfristige Ergebnispla-
nung die Orientierungsdaten zugrunde gelegt. Die Steigerungsraten des Gemeindeanteils an 
der Umsatzsteuer weichen geringfügig von den Orientierungsdaten ab. Die Stadt hat hier eine 
eigene Hochrechnung vorgenommen, um die Situation vor Ort genauer abbilden zu können. Ein 
zusätzliches Risiko ist bei dieser Ertragsposition nicht ersichtlich. 

Schlüsselzuweisungen 

Die Schlüsselzuweisungen sind die größte Ertragsposition der Stadt Castrop-Rauxel. In 2015 
entfielen ca. 30 Prozent der ordentlichen Erträge auf Schlüsselzuweisungen. Der Ansatz im 
Haushaltsplan 2017 von rund 58,3 Mio. Euro wurde der Modellrechnung zum Gemeindefinan-
zierungsgesetz 2017 (GFG 2017) entnommen. In der mittelfristigen Planung wurden die Orien-
tierungsdaten und in 2021 die errechnete Wachstumsrate berücksichtigt. In 2021 wird mit 
Schlüsselzuweisungen von rund 69,9 Mio. Euro kalkuliert. Dies stellt einen Anstieg gegenüber 
dem Durchschnitt der Jahre 2011 bis 2015 von rund 21,6 Mio. Euro dar.  

Wie oben dargestellt, plant die Stadt mit deutlich steigenden Erträgen aus der Gewerbesteuer 
und dem Gemeindeanteil an der Einkommens- und Umsatzsteuer. Es besteht eine Wechselwir-
kung zwischen der Steuerkraft der Stadt und der Höhe der Schlüsselzuweisungen. Eine stei-
gende Steuerkraft hat grundsätzlich zeitversetzt sinkende Schlüsselzuweisungen zur Folge, 
sofern die Verbundmasse nicht ebenfalls steigt. Die Verbundmasse ist von der Leistungsfähig-
keit des Landeshaushalts abhängig. In den vergangenen Jahren wurden den Kommunen jähr-
lich neue Rekordsummen als Finanzausgleichsmasse über das GFG zugewiesen. Ob sich dies 
in den kommenden Jahren fortsetzt und die Erwartungen der Stadt Castrop-Rauxel bestätigt 
werden, ist fraglich. Es besteht daher zumindest das allgemeine haushaltswirtschaftliche Risiko, 
dass die Stadt geringere Schlüsselzuweisungen bis 2021 als geplant erhält. 

Die Kämmerin der Stadt hat im Vorbericht zum Haushaltsplan 2017 darauf hingewiesen, dass 
die Entwicklung der Schlüsselzuweisungen mitentscheidend dafür sein wird, ob die angestreb-
ten Haushaltsausgleiche erreicht werden können. Die GPA NRW schließt sich dieser Auffas-
sung an. Eine restriktivere Entwicklung der Schlüsselzuweisungen würde die angestrebten 
Haushaltsausgleiche wesentlich erschweren. 

Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 

Die öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelte sollen in 2021 um rund 1,7 Mio. Euro höher als in 
2015 ausfallen. Ursächlich hierfür sind vor allem höhere Benutzungsgebühren. Zum einen wird 
ein Anstieg der Rettungsdienstgebühren erwartet. Zum anderen führen die höheren Elternbei-
träge für Schülerverpflegung, offene Ganztagsschule (OGS) und Kindertageseinrichtungen zu 
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einem Anstieg der öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelte. Ein zusätzliches Risiko ist bei den 
Planansätzen dieser Ertragsposition nicht zu erkennen. 

Personalaufwendungen 

Die Stadt plant in 2017 mit Personalaufwendungen von rund 45,7 Mio. Euro. Ab 2018 kalkuliert 
die Stadt mit einer jährlichen Steigerung der Personalaufwendungen von einem Prozent. Dies 
entspricht der in den Orientierungsdaten ausgewiesenen jährlichen Steigerungsrate. Bei den 
Orientierungsdaten für die Personalaufwendungen handelt es sich um Zielwerte. Die Besol-
dungs- und Tarifrunden der letzten fünf Jahre zeigen, dass sich die Orientierungsdaten als 
Steigerungsraten nicht eignen, sofern nicht zusätzliche Konsolidierungsmaßnahmen die gerin-
gen Steigerungen rechtfertigen. Die tatsächlichen Steigerungen lagen jeweils über den Orientie-
rungsdaten. Dass die Zielwerte der Orientierungsdaten nur unter der Anwendung von Konsoli-
dierungsmaßnahmen zu erzielen sind, bestätigen auch die Prognosen der kommunalen Spit-
zenverbände für die Kommunalfinanzen bis 2019.4 Diese prognostizieren höhere zukünftige 
Tarif- und Besoldungsabschlüsse.  

Ein Schwerpunkt des HSP der Stadt Castrop-Rauxel liegt auf der Personalkonsolidierung (HSP-
Maßnahmen P1 bis P51). Viele der im HSP dargestellten Personaleinsparmaßnahmen wurden 
bereits umgesetzt. Einige Konsolidierungsmaßnahmen sind noch in 2017 und den Folgejahren 
umzusetzen. So plant die Stadt mit jährlich steigenden Konsolidierungsbeiträgen aus Personal-
fluktuation (HSP-Maßnahme P51) im Zeitraum 2017 bis 2021 zwischen rund 2,5 Mio. Euro und 
4,9 Mio. Euro. Diese Beiträge sollen durch eine einjährige Wiederbesetzungssperre, altersbe-
dingte Fluktuation sowie einem durchschnittlichen Konsolidierungsbeitrag aufgrund unerwarte-
ter Personalfluktuation erzielt werden. 

Sollten die Maßnahmen zur Personalkonsolidierung in 2017 und den Folgejahren nicht voll-
ständig und zeitgerecht umgesetzt werden, hat dies zur Folge, dass die tatsächlichen Personal-
aufwendungen in 2021 über dem Planansatz liegen werden. Dies würde die angestrebten 
Haushaltsausgleiche wesentlich gefährden. Im Zeitraum 2010 bis 2015 lagen die Personalauf-
wendungen in jedem Jahr über den Planansätzen des jeweiligen Haushaltsplans. Die GPA 
NRW sieht ein zusätzliches Risiko bei dieser Aufwandsposition. 

Allgemeine Kreisumlage und ÖPNV-Umlage 

Die allgemeine Kreisumlage als größte Position der Transferaufwendungen ist für die Haus-
haltsplanung der Stadt von besonderer Bedeutung. In 2017 kalkuliert die Stadt mit einer allge-
meinen Kreisumlage von rund 49,4 Mio. Euro. Die Stadt plant mit jährlich steigenden Aufwen-
dungen aus der allgemeinen Kreisumlage bis 2021. Die Aufwendungen aus der allgemeinen 
Kreisumlage werden mit Steigerungsraten von 3,6 Prozent (in 2018), 1,6 Prozent (in 2019), 3,0 
Prozent (in 2020) und 2,0 Prozent (in 2021) geplant. 

Bei der Planung der Kreisumlage hat sich die Stadt an der Haushaltsplanung des Kreises Reck-
linghausen orientiert. Die Stadt hat den vom Kreis kalkulierten erhöhten Umlagebedarf bis 2021 

 

4 Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände, 2016: Kommunalfinanzen bis 2019 – Prognose der kommunalen Spitzenver-
bände 
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berücksichtigt. Entsprechendes gilt für die Planansätze der ÖPNV-Umlage. Die Planung der 
Stadt ist nachvollziehbar. 

Verlustausgleich Forum Castrop-Rauxel Betriebsgesellschaft mbH 

Der Betrieb der Forum Castrop-Rauxel Betriebsgesellschaft mbH (Forum GmbH) ist dauerhaft 
defizitär. Die Forum GmbH ist auf jährliche Verlustausgleiche der Stadt Castrop-Rauxel ange-
wiesen. In 2015 erfolgte eine Verlustabdeckung von ca. 994.000 Euro. In 2017 und den Folge-
jahren kalkuliert die Stadt mit geringeren Verlustausgleichen von ca. 774.00 Euro pro Jahr 
(HSP-Maßnahme A86). 

Es besteht für die Stadt das Risiko, in den kommenden Jahren höhere als die eingeplanten 
Verlustausgleiche vornehmen zu müssen. Für weitere Ausführungen hierzu wird auf den Be-
richtsteil Finanzanlagen im Kapitel Haushalts- und Jahresabschlussanalyse verwiesen. 

Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 

Die Stadt plant in 2021 mit Zinsen und sonstigen Finanzaufwendungen von rund 8,4 Mio. Euro. 
Dies stellt gegenüber dem Ergebnis 2015 eine Steigerung um rund 4,1 Mio. Euro dar. Den 
größten Posten bilden die Zinsaufwendungen für Liquiditätskredite.  

In 2017 und 2018 plant die Stadt mit Zinsaufwendungen für Liquiditätskredite von 3,5 Mio. Euro. 
In 2019 (4,25 Mio. Euro), 2020 (6,5 Mio. Euro) und 2021 (7,0 Mio. Euro) sind deutliche Anstiege 
eingeplant. Die Stadt geht bei Ihren Überlegungen von einem Stand der Liquiditätskredite von 
210 Mio. Euro aus (HSP-Maßnahme A90). Der Liquiditätskreditbestand der Stadt Castrop-
Rauxel belief sich zum 31. Dezember 2015 auf einen niedrigeren Wert (rund 187,1 Mio. Euro). 
Zudem kalkuliert die Stadt mit steigenden Zinssätzen in den kommenden Jahren. So wird bei-
spielsweise in 2020 ein Zinssatz für die Prolongation oder Neuaufnahme von Liquiditätskrediten 
von 3,26 Prozent zugrunde gelegt. In 2017 wird ein Zinssatz von 1,68 Prozent erwartet. Die 
Stadt mindert durch diese Vorgehensweise das Zinsänderungsrisiko.  

Nach dem Runderlass des Ministeriums für Inneres und Kommunales des Landes Nordrhein-
Westfalen (MIK) zu Krediten und kreditähnlichen Rechtsgeschäften5 besteht für Gemeinden die 
Möglichkeit, für einen Anteil am Gesamtbestand ihrer Kredite zur Liquiditätssicherung auch 
Zinsvereinbarungen über eine mehrjährige Laufzeit zu treffen. Danach dürfen für die Hälfte des 
Gesamtbestandes an Krediten zur Liquiditätssicherung Zinsvereinbarungen mit einer Laufzeit 
von bis zu zehn Jahren getroffen werden. Für ein weiteres Viertel dürfen Zinsvereinbarungen 
mit einer Laufzeit von maximal fünf Jahren geschlossen werden. 

Von den zum 31. Dezember 2015 in der Bilanz ausgewiesenen Liquiditätskrediten wiesen Kre-
dite von 36 Mio. Euro  eine Laufzeit zwischen einem und fünf Jahren sowie von 35 Mio. Euro 
eine Laufzeit von mehr als fünf Jahren aus. Die Stadt mindert auch hierdurch für einen Teil Ihrer 
Verbindlichkeiten das Zinsänderungsrisiko. 

 

5 Vgl. Aktenzeichen 34-48.05.01/02 - 8/14 vom 16. Dezember 2014. 
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Die Planung dieser Aufwandsposition ist nachvollziehbar. Die weitere Entwicklung ist aufgrund 
des hohen Bestandes an Liquiditätskrediten dennoch kritisch zu begleiten. Bei einem deutlichen 
Anstieg des Zinsniveaus besteht das allgemeine Risiko, dass zukünftig erhöhte Zinsaufwen-
dungen, vor allem für Liquiditätskredite, anfallen werden. Dies würde die angestrebten Haus-
haltsausgleiche erheblich gefährden. 

� Feststellung 
Auf Basis des Haushaltsplanes 2017 sind bei einzelnen Ertrags- und Aufwandspositionen 
Risiken für die Haushaltsbewirtschaftung festzustellen. Es besteht eine grundsätzliche Ab-
hängigkeit von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, den Auswirkungen im Finanzaus-
gleich und der Entwicklung des Zinsniveaus für Liquiditätskredite. Die Stadt plant mit deutlich 
steigenden Steuererträgen und Schlüsselzuweisungen. Diese Ertragspositionen kann sie 
nicht unmittelbar beeinflussen. Zusätzliche Risiken in den Planungsgrundlagen der Stadt se-
hen wir bei der Gewerbesteuer, den Personalaufwendungen und durch höhere Verlustaus-
gleiche der Forum GmbH. Die Stadt Castrop-Rauxel steht weiterhin unter Konsolidierungs-
druck, um die geplanten Jahresüberschüsse bis 2021 tatsächlich erwirtschaften zu können. 
Die konsequente Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen des Haushaltssanierungspla-
nes ist erforderlich. 

Gesamtbetrachtung der Haushaltssituation 

Kennzahlen im interkommunalen Vergleich 

Das NKF-Kennzahlenset NRW sowie einwohnerbezogene Kennzahlen geben einen Überblick 
über die Vermögens-, Schulden-, Finanz- und Ertragslage der Kommune. 

NKF-Kennzahlenset NRW in Prozent im interkommunalen Vergleich 2015 

Kennzahl Minimum Maximum Mittelwert Castrop-Rauxel 

Haushaltswirtschaftliche Gesamtsituation 

Aufwandsdeckungsgrad 91,9 103,1 98,2 99,2 

Eigenkapitalquote 1* -16,6 48,8 12,0 -15,5 

Eigenkapitalquote 2 3,9 71,0 38,2 3,9 

Fehlbetragsquote**  ./. ./. ./. ./.  

Vermögenslage 

Infrastrukturquote 0,0 47,0 28,9 24,2 

Abschreibungsintensität 2,4 9,3 6,3 5,3 

Drittfinanzierungsquote 29,8 87,2 54,1 49,4 

Investitionsquote 23,3 147,6 80,5 37,5 

Finanzlage 

Anlagendeckungsgrad 2 48,9 104,4 76,2 48,9 

Liquidität 2. Grades* 7,5 483,1 27,4 7,5 

Dynamischer Verschuldungsgrad 8,4 323,1 60,0 68,8 
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Kennzahl Minimum Maximum Mittelwert Castrop-Rauxel 

(Angabe in Jahren)* 

Kurzfristige Verbindlichkeitsquote* 1,6 35,5 13,1 26,5 

Zinslastquote* 0,2 5,9 2,2 2,2 

Ertragslage 

Netto-Steuerquote 32,5 56,7 47,0 33,4 

Zuwendungsquote 11,9 46,2 27,1 46,2 

Personalintensität 18,2 28,5 21,9 22,6 

Sach- und Dienstleistungsintensität 5,9 29,3 15,2 13,0 

Transferaufwandsquote 37,4 51,2 45,9 51,2 

* Die Kennzahl wird erheblich durch Extremwerte beeinflusst. Der (arithmetische) Mittelwert verliert dadurch an Aussa-
gekraft. Die GPA NRW gibt daher als Vergleichswert den Median an. 
** Es liegen noch nicht genügend Vergleichswerte vor. 

Einwohnerbezogene Kennzahlen in Euro 2015 

Kennzahl Minimum Maximum Mittelwert Castrop-Rauxel 

Jahresergebnis je Einwohner -260 57 -71 -72 

Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 
je Einwohner 

-261 212 51 77 

Gesamtverbindlichkeiten je Einwohner* 1.780 6.992 3.501 4.486** 

Allgemeine Deckungsmittel je Einwohner 1.337 1.955 1.603 1.649 

* Vergleichsjahr 2010, da für 2015 noch nicht genügend Vergleichswerte vorliegen. Die Kennzahl wird zudem erheblich 
durch Extremwerte beeinflusst. Der (arithmetische) Mittelwert verliert dadurch an Aussagekraft. Die GPA NRW gibt 
daher als Vergleichswert den Median an. 
** Es wurde der Entwurf des Gesamtabschlusses 2010 der Stadt Castrop-Rauxel zugrunde gelegt (Stand: 09. Novem-
ber 2016). 

Die Haushaltssituation der Stadt Castrop-Rauxel stellt sich insgesamt wie folgt dar: 

• Alle Jahresabschlüsse seit NKF-Einführung 2009 weisen negative Jahresergebnisse aus. 

• Die Ausgleichsrücklage wurde 2010 und die allgemeine Rücklage 2011 vollständig ver-
braucht. Die Stadt ist bilanziell überschuldet. Der nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehl-
betrag beläuft sich zum 31. Dezember 2015 auf rund 81,6 Mio. Euro. Die Eigenkapital-
quoten 1 und 2 sind interkommunal daher unterdurchschnittlich. 

• Das strukturelle Ergebnis 2015 weist einen nachhaltigen Konsolidierungsbedarf von rund 
27,3 Mio. Euro aus. Unter Berücksichtigung der Konsolidierungshilfe verbessert sich das 
strukturelle Ergebnis auf rund -14,3 Mio. Euro. Die Stadt hat bereits Konsolidierungs-
maßnamen umgesetzt, um das strukturelle Defizit zu verringern. 

• Die Stadt Castrop-Rauxel ist Teilnehmerin der ersten Stufe des Stärkungspaktes. Der 
Haushaltssanierungsplan sowie seine Fortschreibungen wurden genehmigt. Nach der 



�  Stadt Castrop-Rauxel  �  Finanzen  �  12066 

Seite 16 von 52 

vorläufigen Ergebnisrechnung wird in 2016 voraussichtlich erstmals seit NKF-Einführung 
ein Jahresüberschuss erwirtschaftet werden können. Der Haushaltsausgleich wird unter 
Berücksichtigung der Konsolidierungshilfe ab 2016 dargestellt, ohne Konsolidierungshilfe 
in 2021.  

• Die Stadt plant mit deutlich steigenden Steuererträgen und Schlüsselzuweisungen in den 
kommenden Jahren. Diese Ertragspositionen kann sie nicht unmittelbar beeinflussen. 
Zusätzliche Risiken in den Planungsgrundlagen bestehen bei der Gewerbesteuer, den 
Personalaufwendungen und durch höhere Verlustausgleiche der Forum GmbH. 

• Die Finanzlage der Stadt ist schlecht. So ist lediglich ein interkommunal unterdurch-
schnittlicher Anteil des Anlagevermögens langfristig finanziert und die kurzfristigen Ver-
bindlichkeiten werden nur in geringem Umfang durch die vorhandenen liquiden Mittel und 
die kurzfristigen Forderungen gedeckt. 

• Die Stadt wies bis einschließlich 2013 keine ausreichende Selbstfinanzierungskraft auf. 
Die Kredite zur Liquiditätssicherung sind seit der Eröffnungsbilanz um knapp zwei Drittel 
angestiegen. Es ist langfristig weiterhin ein beachtlicher Liquiditätsbedarf erkennbar. Da-
raus folgt ein erhöhtes Zinsänderungsrisiko. In 2014 und 2015 ist jedoch ein positiver 
Trend zu erkennen. Es wurden positive Salden aus laufender Verwaltungstätigkeit erwirt-
schaftet. In diesen beiden Jahren konnten die Liquiditätskredite ein Stück weit verringert 
werden. 

• Die Gesamtverbindlichkeiten je Einwohner bewegen sich auf einem interkommunal über-
durchschnittlichen Niveau. Die Investitionskredite im Kernhaushalt wurden in den ver-
gangenen Jahren sukzessive verringert. Notwendige Investitionen in den Erhalt der Infra-
struktur sind jedoch teilweise unterblieben. 

• In einzelnen Bereichen des Gebäudevermögens und beim Straßenvermögen ist ein Sa-
nierungsstau eingetreten. Daher ist kurz- bis mittelfristig mit einem erhöhten Reinvestiti-
onsbedarf in Castrop-Rauxel zu rechnen. 

� KIWI-Bewertung 
Die GPA NRW bewertet die Haushaltssituation der Stadt Castrop-Rauxel mit dem In-
dex 1. 
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� Haushaltswirtschaftliche Risiken  

Haushaltswirtschaftlichen Risiken zu erkennen und mit ihnen umzugehen sind wesentliche Be-
standteile der Haushaltssteuerung. Die GPA NRW empfiehlt Kommunen, sich mit den haus-
haltswirtschaftlichen Risiken systematisch auseinanderzusetzen. Jede Stadt sollte ihre Risiken 
individuell identifizieren und bewerten. Darauf aufbauend sollte sie entscheiden,  

• ob und wie sie einzelne Risiken minimiert und 

• inwieweit sie insgesamt eine Risikovorsorge trifft. 

Dies geschieht zum Beispiel, indem sie weitere Konsolidierungsmaßnahmen vorbereitet. 

Die Stadt Castrop-Rauxel beschäftigt sich kontinuierlich mich haushaltswirtschaftlichen Risiken. 
Gegenüber der Bezirksregierung Münster legt sie regelmäßig den Umsetzungsstand der HSP-
Maßnahmen dar und weist auf etwaige Planabweichungen hin. Zudem unterrichtet die Stadt 
auskunftsgemäß mindestens dreimal pro Jahr anhand eines Berichtes zum Finanzcontrolling 
den Rat der Stadt. In diesen Berichten werden unterjährig mögliche Risiken, die zu Verschlech-
terungen von Ertrags- und Aufwandspositionen führen können, dargestellt. Zudem wird darin 
aufgezeigt, bei welchen Positionen der Ergebnisrechnung ggfs. Verbesserungen zu erwarten 
sind. 

Risikoszenario 

Planungswerte unterliegen naturgemäß Risiken. Das Risikoszenario der GPA NRW zeigt, wie 
sich zukünftige Jahresergebnisse entwickeln könnten, wenn  

• Risiken tatsächlich eintreten und 

• die Ist-Ergebnisse schlechter ausfallen als zurzeit absehbar.  

Um dieses beispielhaft darzustellen, hat die GPA NRW einzelne, erfahrungsgemäß besonders 
risikoanfällige Haushaltspositionen ausgewählt: 

• Gewerbesteuer, 

• Gemeindeanteile an den Gemeinschaftssteuern, 

• Schlüsselzuweisungen, 

• Gewerbesteuerumlage einschl. Fonds Deutsche Einheit. 

Auf diese Positionen setzt die GPA NRW einen pauschalen Risikoabschlag von fünf Prozent 
an: Die GPA NRW hat ausgewertet, wie sich diese Positionen in den letzten 25 Jahren landes-
weit entwickelt haben. Die Auswertung zeigt, dass ein konjunkturbedingter Rückgang von fünf 
Prozent nicht ungewöhnlich ist. Zum Teil sanken die Erträge landesweit wesentlich stärker. 
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Den Risikoabschlag wendet die GPA NRW auf die Planwerte der Stadt im zweiten Jahr des 
mittelfristigen Planungszeitraums an. Die Auswirkung auf die geplanten Jahresergebnisse bis 
2021 stellt sich wie folgt dar. 

Haushaltsplanung und Risikoszenario in Tausend Euro 2016 bis 2021  

 

� Feststellung 
Sollten die exemplarisch dargestellten Risiken auch nur teilweise eintreten, wären die ange-
strebten Haushaltsausgleiche gefährdet. 

Bereits ein Rückgang von fünf Prozent hat erhebliche Auswirkungen für künftige Haushaltsjah-
re. Zudem können sich Verschlechterungen auch bei vielen anderen Haushaltspositionen erge-
ben. Für die Stadt ist es deshalb wichtig, sich auf solche Situationen vorzubereiten. Nicht alle 
Risiken werden sich in der berechneten Höhe realisieren. Möglicherweise werden an einigen 
Stellen sogar positivere Entwicklungen als geplant eintreten. Ohne Maßnahmen zur Risikover-
meidung und -vorsorge besteht die Gefahr, dass kurzfristig nur mit Steueranhebungen auf neue 
Konsolidierungslücken reagiert werden kann.  

� Empfehlung 
Die Stadt Castrop-Rauxel sollte im Rahmen ihrer Haushaltsplanung eine weitergehende in-
dividuelle Risikoabschätzung vornehmen. Darauf aufbauend sollte sie möglichst weitere 
Konsolidierungsmaßnahmen erarbeiten, die bei einem tatsächlichen Eintritt der Risiken um-
gesetzt werden könnten. 

Die Stadt Castrop-Rauxel nimmt am Stärkungspakt Stadtfinanzen teil und konsolidiert ihren 
Haushalt seit mehreren Jahren. Konsolidierungsmöglichkeiten aus den Bereichen Gebühren, 
Beiträge im Straßenbau und Gebäudeportfolio werden in diesem Bericht dargestellt. 
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� Haushaltskonsolidierung  

Hält die Stadt freiwillige Leistungen und Standards vor? Gehen diese über das rechtlich not-
wendige Maß hinaus? Ihr Angebot hat die Stadt regelmäßig auf den Prüfstand zu stellen. Dies 
bedarf einer kritischen Aufgabenanalyse und Prioritätensetzungen. Insbesondere gilt dies für 
Kommunen wie die Stadt Castrop-Rauxel, die bilanziell überschuldet sind und haushaltsrechtli-
chen Einschränkungen unterliegen. Die Kommune kann im Rahmen ihres Selbstverwaltungs-
rechts zwar entscheiden, freiwillige Leistungen weiter zu erbringen. In diesen Fällen hat sie 
jedoch über Kompensationsmaßnahmen einen strukturell ausgeglichenen Haushalt sicherzu-
stellen.  

Möglichkeiten aus diesem Teilbericht, die Aufwendungen zu reduzieren und die Erträge zu stei-
gern, sind in der folgenden Tabelle zusammengefasst. Weitere Empfehlungen zur Haushalts-
konsolidierung können den anderen Teilberichten entnommen werden. 

Konsolidierungsmöglichkeiten im Überblick 

Konsolidierungsmöglichkeiten 
Fundstelle 

(Berichtsabschnitt)  

Anteile der Beitragspflichtigen in der Straßenbaubei-
tragssatzung erhöhen 

Beiträge 

Kalkulatorischen Zinssatz bei der kostenrechnenden 
Einrichtung Stadtentwässerung erhöhen 

Gebühren 

In allen Gebührenhaushalten kalkulatorische Zinsen 
ansetzen 

Gebühren 

Kalkulatorische Abschreibungen in allen Gebührenhaus-
halten anhand von Wiederbeschaffungszeitwerten be-
rechnen (jährliche Preisindizes) 

Gebühren 

Gebäudebestand hinsichtlich Notwendigkeit kritisch 
hinterfragen und ggfs. reduzieren 

Gebäudeportfolio 

Steuersatz der Vergnügungssteuer nach pflichtgemäßem 
Ermessen erhöhen 

Steuern 

Die Stadt Castrop-Rauxel betreibt seit vielen Jahren Haushaltskonsolidierung. In 2012 wurde 
ein umfangreicher und differenzierter Haushaltssanierungsplan aufgestellt und seitdem jährlich 
fortgeschrieben. Folgende Maßnahmen leisten unter anderem einen Beitrag zur notwendigen 
Haushaltskonsolidierung: 

• Reduzierung der Personalaufwendungen, 

• Verringerung der Zinsaufwendungen für Liquiditätskredite, 

• höhere Gebühren bzw. Entgelte im Sport- und Kulturbereich sowie der Parkraumbewirt-
schaftung, 

• Erhöhung der Realsteuerhebesätze und Steigerungen bei örtlichen Aufwandssteuern 
(Hundesteuer und Vergnügungssteuer). 
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Kommunaler Steuerungstrend 

Die Jahresergebnisse werden wesentlich durch schwankende Erträge und Aufwendungen bei 
der Gewerbesteuer, der Kreisumlage und dem Finanzausgleich beeinflusst. Die Jahresergeb-
nisse geben im Zeitverlauf damit nur bedingt einen Hinweis auf die Erfolge von eigenen Konso-
lidierungsbemühungen. Der kommunale Steuerungstrend wird überlagert. 

Um diesen Steuerungstrend wieder offenzulegen, bereinigt die GPA NRW die Jahresergebnis-
se um die Erträge und Aufwendungen der Gewerbesteuer, der Kreisumlage und des Finanz-
ausgleichs sowie die Konsolidierungshilfe nach dem Stärkungspaktgesetz. Sondereffekte, die 
sich aus der Ertragsanalyse ergeben haben, werden ebenfalls bereinigt.6 Die folgende Grafik 
macht die Auswirkungen des eigenen kommunalen Handelns und die Ergebnisse von Konsoli-
dierungsmaßnahmen deutlich.  

Kommunaler Steuerungstrend in Tausend Euro*) 

 

*) bis 2015 Ist-Werte, ab 2016 Plan-Werte 

Der kommunale Steuerungstrend der Stadt Castrop-Rauxel verläuft insgesamt wechselhaft. Im 
Zeitraum 2012 bis 2018 ist grundsätzlich ein positiver Verlauf des Steuerungstrends sichtbar. 
Die umgesetzten Konsolidierungsmaßnahmen spiegeln sich hier wider. Auffällig ist zum einen 
der positive Verlauf von 2013 zu 2014. Ursächlich hierfür ist unter anderem die günstige Ent-
wicklung mehrerer Aufwandspositionen. Sowohl die sonstigen ordentlichen Aufwendungen (- 
1,7 Mio. Euro) als auch die Zinsen und sonstigen Finanzaufwendungen (-0,6 Mio. Euro) sind 
2014 geringer als im Vorjahr ausgefallen. Zudem ist in 2017 ist ein deutlicher Anstieg des Steu-
erungstrends sichtbar. Es werden geringere Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen (-
1,5 Mio. Euro) sowie Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen (-0,5 Mio. Euro) als in 2016 
prognostiziert. 

 

6 Neben den bereits beim strukturellen Ergebnis 2015 bereinigten Sondereffekten wurden hier zusätzlich folgende Sondereffekte berei-
nigt: Zuführung Instandhaltungsrückstellung Stadtmittelpunkt (u.a. Rathaus), Erträge aus der Auflösung von ergebnisneutral gebildeten 
Instandhaltungsrückstellungen. 
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In den steuerbaren Handlungsfeldern können die steigenden Aufwendungen ab 2019 noch 
nicht vollständig durch Ertragsverbesserungen oder nachhaltige Aufwandsreduzierungen an 
anderer Stelle kompensiert werden. Der Verlauf des kommunalen Steuerungstrends lässt eine 
Abhängigkeit von den nicht unmittelbar steuerbaren Haushaltspositionen, wie z.B. der Gewer-
besteuer oder Schlüsselzuweisungen, erkennen. 

� Feststellung 
Der kommunale Steuerungstrend der Stadt Castrop-Rauxel verläuft im Zeitraum 2012 bis 
2018 aufsteigend. Die Aktivitäten der Stadt zur Haushaltskonsolidierung sind erkennbar. Ab 
2019 verläuft der Steuerungstrend jedoch abfallend. Zum Ausweis von Jahresüberschüssen 
tragen ab 2019 verstärkt die erwarteten Entwicklungen bei den Steuern und ähnlichen Ab-
gaben sowie den Zuwendungen und allgemeinen Umlagen bei.  

� Empfehlung 
Die Stadt Castrop-Rauxel sollte weitere Konsolidierungsmaßnahmen umsetzen, um bis 2021 
dauerhaft ausgeglichene Haushalte erreichen zu können. Andernfalls droht die Stadt dieses 
Ziel zu verpassen. 

Konsolidierungsmöglichkeiten der Stadt Castrop-Rauxel werden im folgenden Kapital und in 
den anderen Teilberichten dargestellt. 

Kommunale Abgaben 

Beiträge 

Beiträge sind ein wichtiger Bestandteil der Finanzierung von Straßenbaumaßnahmen. Der Ge-
setzgeber verpflichtet die Bürger, sich in angemessenem Umfang am Erhalt des Infrastruktur-
vermögens zu beteiligen7. Die Kommunen sind nicht berechtigt, auf diesen Finanzierungsbei-
trag zu verzichten (Beitragserhebungspflicht). In welchem Umfang davon Gebrauch gemacht 
wurde, veranschaulicht die Drittfinanzierungsquote. 

Drittfinanzierungsquote aus Beiträgen in Tausend Euro 

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Erträge aus der Auflö-
sung von Sonderposten 
für Straßenbeiträge 

742  798  779  779  754  736  

Abschreibungen auf das 
Straßennetz 

2.820  2.922  2.962  2.949  2.986  3.115  

Drittfinanzierungsquo-
te aus Beiträgen 

26,3  27,3  26,3  26,4  25,2  23,6  

 

7 §§ 127 ff. Baugesetzbuch (BauGB) und §§ 8, 9 Kommunalabgabengesetz NRW (KAG) 
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Die Drittfinanzierungsquote aus Beiträgen der Stadt betrug durchschnittlich ca. 26 Prozent. 
Etwa drei Viertel der Investitionen in den Straßenbau wurden in der Vergangenheit daher nicht 
durch Beiträge gegenfinanziert. 

Drittfinanzierungsquote aus Beiträgen in Prozent 2015 

Castrop-
Rauxel 

Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

23,6 15,3 60,7 37,0 23,0 42,1 47,7 15 

Im interkommunalen Vergleich weist die Stadt eine unterdurchschnittliche Drittfinanzierungs-
quote aus Beiträgen auf. Die Erträge aus der Sonderpostenauflösung für Straßenbeiträge mil-
dern die Belastung aus Abschreibungen in geringerem Maße als bei der Mehrheit der Ver-
gleichskommunen ab. 

Im nächsten Analyseschritt wird dargestellt, welche Konsolidierungspotenziale die Stadt Cas-
trop-Rauxel im Beitragswesen erschließen könnte. 

Die Satzung der Stadt Castrop-Rauxel über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen datiert 
vom 25. Juni 2010. Wie in der Mustersatzung des Städte- und Gemeindebundes NRW (StGB 
NRW) empfohlen, ist darin geregelt, dass 90 Prozent des beitragsfähigen Aufwands von den 
Beitragspflichtigen zu tragen sind. Weitergehendes Potenzial besteht hier nicht. 

Die Stadt Castrop-Rauxel nutzt auskunftsgemäß grundsätzlich das Vorfinanzierungsinstrument 
der Erhebung von Vorausleistungen. Dadurch vereinnahmt die Stadt frühzeitig liquide Mittel und 
macht sich ein Stück unabhängiger von möglichen Liquiditätskrediten. Durch die Vereinbarung 
von Erschließungsverträgen mit Bauträgern oder Investoren besteht die Möglichkeit, den Auf-
wand vollständig (zu 100 Prozent) zu refinanzieren. Lediglich der Verwaltungsaufwand für die 
Abwicklung des Erschließungsvertrages verbleibt bei der Stadt. Die Herstellung von Erschlie-
ßungsanlagen durch einen Dritten erfolgt bei der Stadt Castrop-Rauxel bei geeigneten Bauvor-
haben und stellt gängige Praxis dar. 

� Feststellung 
Durch die Nutzung von Vorfinanzierungsinstrumenten werden dem Finanzhaushalt frühzeitig 
liquide Mittel zugeführt. Die Fremdfinanzierungskosten werden reduziert. Dies stärkt die Zah-
lungsfähigkeit der Stadt Castrop-Rauxel. 

Die Satzung der Stadt Castrop-Rauxel über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG für stra-
ßenbauliche Maßnahme (Straßenbaubeitragssatzung) datiert vom 06. Juni 2014. Die Stadt hat 
die satzungsrechtliche Möglichkeit geschaffen, auch Wirtschaftswege beitragsrechtlich abzu-
rechnen. Die Mustersatzung des StGB NRW sieht dies ebenfalls vor. Nach Auskunft der Stadt 
wurden jedoch weder in den vergangenen Jahren investive Maßnahmen an Wirtschaftswegen 
durchgeführt noch sind in den kommenden Jahren bereits konkrete investive Maßnahmen ge-
plant. 

Die Anteile der Beitragspflichtigen bewegen sich tendenziell im mittleren Bereich des in der 
Mustersatzung vom StGB NRW ausgewiesenen Rahmens. So ermöglicht die Mustersatzung 
bei Anliegerstraßen einen Anteil der Beitragspflichtigen zwischen 50 und 80 Prozent. Die Sat-
zung der Stadt Castrop-Rauxel sieht hier einen Anteil von 60 Prozent vor.  
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� Feststellung 
Die Stadt hat bisher die Beitragsmöglichkeiten in der Straßenbaubeitragssatzung nicht voll-
umfassend genutzt. 

� Empfehlung 
Die Stadt Castrop-Rauxel sollte die in der Straßenbaubeitragssatzung veranschlagten Antei-
le der Beitragspflichtigen nach pflichtgemäßem Ermessen und unter Beachtung der gelten-
den Rechtsprechung erhöhen. Die Rangfolge der Finanzmittelbeschaffung nach § 77 Abs. 2 
GO ist zu beachten. 

Eine Erhöhung der Beitragsanteile würde sich positiv auf die Haushaltssituation der Stadt aus-
wirken. In der Ergebnisrechnung wirken sich langfristig die höheren Erträge aus der Auflösung 
der Sonderposten für Beiträge aus. Durch höhere Beitragseinzahlungen erhöhen sich zudem 
die liquiden Mittel der Stadt. 

Gebühren 

In der letzten überörtlichen Prüfung8 hat die GPA NRW die Gebührenhaushalte bereits näher 
untersucht. Daher wird im Folgenden zum einen betrachtet, ob die in der letzten überörtlichen 
Prüfung ausgesprochenen Empfehlungen umgesetzt wurden. Zum anderen werden einige we-
sentliche Parameter der Gebührenkalkulationen aufgegriffen und hinsichtlich Handlungsmög-
lichkeiten untersucht. 

Kalkulatorische Verzinsung 

Die Gebührenkalkulationen sollen eine Verzinsung des aufgewandten Kapitals enthalten. Von 
besonderer Bedeutung ist dabei die vollständige Erfassung des aufgewandten Kapitals. Der 
nach der aktuellen Rechtslage höchstens anzuwendende kalkulatorische Zinssatz beläuft sich 
für das Kalkulationsjahr 2017 auf 6,02 Prozent. Datengrundlage für die Festlegung ist der Mit-
telwert der Emissionsrenditen für festverzinsliche Wertpapiere inländischer öffentlicher Emitten-
ten aus den vergangenen fünfzig Jahren (1966 bis 2015).9 Dieser Zinssatz kann um 0,5 Pro-
zentpunkte erhöht werden.10 

Die Stadt Castrop-Rauxel legt bei der kostenrechnenden Einrichtung Bestattungswesen einen 
kalkulatorischen Zinssatz von 6,5 Prozent zugrunde. Der EUV Stadtbetrieb Castrop-Rauxel - 
AöR- (EUV Castrop-Rauxel) setzt im Gebührenhaushalt Stadtentwässerung einen kalkulatori-
schen Zinssatz von 5,2 Prozent an. Bis einschließlich 2015 betrug der Zinssatz noch 5,4 Pro-
zent. Bei der Stadtentwässerung wird das Potenzial daher nicht vollständig ausgenutzt.  

 

8 Die letzte überörtliche Prüfung der Stadt Castrop-Rauxel erfolgte von Juli 2009 bis Februar 2010. 

9 Vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. April 2005 - 9 A 3120/03, zitiert durch VG Düsseldorf, Urteil vom 9. August 2010 - 5K 1552/10 - (RN 67 

und 71) 

10 Vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. April 2005 - 9 A 3120/03, zitiert durch VG Düsseldorf, Urteil vom 9. August 2010 - 5K 1552/10 – (RN 
69) 
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� Empfehlung 
Der EUV Castrop-Rauxel sollte den kalkulatorischen Zinssatz in der Gebührenkalkulation 
Stadtentwässerung nach pflichtgemäßem Ermessen anheben. 

In den Gebührenhaushalten Straßenreinigung und Winterdienst sowie Abfallwirtschaft setzt der 
EUV Castrop-Rauxel keine kalkulatorische Verzinsung in den Gebührenkalkulationen an. 

� Empfehlung 
Der EUV Castrop-Rauxel sollte in allen kostenrechnenden Einrichtungen eine kalkulatori-
sche Verzinsung in der Gebührenkalkulation ansetzen. 

Nach Berechnungen des EUV Castrop-Rauxel könnten bei einem kalkulatorischen Zinssatz von 
6,02 Prozent Zinsaufwendungen von ca. 125.000 Euro bei der Gebührenkalkulation Abfallwirt-
schaft und ca. 91.000 Euro bei Straßenreinigung und Winterdienst angesetzt werden. Dies wür-
de zu Mehrerträgen in entsprechender Höhe führen. 

Kalkulatorische Abschreibungen 

Bei der Berechnung der kalkulatorischen Abschreibungen ist nach der geltenden Rechtspre-
chung des OVG NRW der Ansatz des Wiederbeschaffungszeitwertes zulässig.11 Die Stadt Cas-
trop-Rauxel ermittelt die kalkulatorischen Abschreibungen im Gebührenhaushalt Bestattungs-
wesen auf Basis von Wiederbeschaffungszeitwerten. Die GPA NRW unterstützt diese durch die 
Rechtsprechung bestätigte Vorgehensweise. Dadurch werden Preissteigerungen bei den Inves-
titionsgütern berücksichtigt und eine optimale Refinanzierung der kostenrechnenden Einrich-
tung erreicht. 

In den Gebührenhaushalten Stadtentwässerung, Straßenreinigung und Winterdienst sowie Ab-
fallwirtschaft erfolgt die Berechnung der kalkulatorischen Abschreibungen auf Basis von An-
schaffungs- und Herstellungskosten (Basis: Eröffnungsbilanz EUV Castrop-Rauxel zum 01. 
Januar 2003). Es wird keine jährliche Ermittlung der Wiederbeschaffungszeitwerte zum Zeit-
punkt der jeweiligen Gebührenvorkalkulation anhand von Preisindizes (z.B. Statistisches Bun-
desamt) vorgenommen. Das bestehende Potenzial wird damit nicht vollständig ausgenutzt. 

� Empfehlung 
In Castrop-Rauxel sollten in allen Gebührenhaushalten die kalkulatorischen Abschreibungen 
auf Basis von Wiederbeschaffungszeitwerten (jährliche Preisindizes) ermittelt werden. 

Öffentlichkeitsanteile 

Bei den Gebührenerhebungen ist der auf die Interessen der Allgemeinheit entfallende Anteil zu 
ermitteln und außer Ansatz zu lassen. Die Ermittlung des Anteils liegt im pflichtgemäßen Er-
messen der Gemeinde. In der letzten überörtlichen Prüfung wurde der Stadt Castrop-Rauxel 
empfohlen, die Öffentlichkeitsanteile im Bestattungswesen sowie bei Straßenreinigung und 
Winterdienst zu überprüfen und neu festzulegen. Diese Empfehlung hat die Stadt umgesetzt.  

 

11 Vgl. OVG NRW (Beschluss vom 20. Juli 2009 - Az. 9 A 1965/08 -) 
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Der Öffentlichkeitsanteil im Bestattungswesen wurde anhand der Auswertung einer digitalen 
Vermessung durch ein externes Planungsbüro ermittelt. Seit Juli 2011 beträgt der Öffentlich-
keitsanteil 20,78 Prozent. Dies hat zur Folge, dass Aufwendungen von ca. 257.000 Euro durch 
allgemeine Haushaltsmittel und nicht durch Gebühreneinnahmen zu finanzieren sind. Auf Basis 
des Ergebnisses 2015 entspricht dies etwa 13 Hebesatzpunkten bei der Grundsteuer B. Der 
Öffentlichkeitsanteil bei Straßenreinigung und Winterdienst wurde 2012 von 25 auf 22 Prozent 
reduziert. Der EUV Castrop-Rauxel hat sich diesbezüglich von der KommunalAgentur NRW 
GmbH beraten lassen. 

Gesamtbetrachtung Beiträge und Gebühren 

Nachfolgend stellt die GPA NRW die Analyseergebnisse und wesentlichen Handlungsempfeh-
lungen in den Bereichen Beiträge und Gebühren zusammenfassend dar: 

• Wie in der Mustersatzung BauGB empfohlen, sind 90 Prozent des beitragsfähigen Er-
schließungsaufwandes von den Beitragspflichtigen zu tragen. Es besteht kein monetäres 
Potenzial. 

• Die Stadt erhebt grundsätzlich Vorausleistungen auf Beiträge. Diese Vorgehensweise 
stärkt die Zahlungsfähigkeit der Stadt Castrop-Rauxel. 

• Die Anteile der Beitragspflichtigen liegen tendenziell im mittleren Bereich. Empfehlung: 
Anteile der Beitragspflichtigen in der Straßenbaubeitragssatzung nach pflichtgemäßem 
Ermessen und unter Beachtung der geltenden Rechtsprechung erhöhen. 

• Im Bestattungswesen wird ein kalkulatorischer Zinssatz von 6,5 Prozent berücksichtigt. 
Die Abschreibungen werden auf Basis von Wiederbeschaffungszeitwerten ermittelt. Wei-
tergehendes Potenzial besteht hier nicht. 

• Bei Stadtentwässerung, Abfallwirtschaft sowie Straßenreinigung und Winterdienst wer-
den als Abschreibungsbasis nicht die Wiederbeschaffungszeitwerte zugrunde gelegt. 
Empfehlung: In allen Gebührenhaushalten für die Ermittlung der kalkulatorischen Ab-
schreibungen als Abschreibungsbasis Wiederbeschaffungszeitwerte (jährliche Preisindi-
zes) ansetzen. 

• Bei der Stadtentwässerung wird ein kalkulatorischer Zinssatz von 5,2 Prozent angesetzt. 
Empfehlung: Den kalkulatorischen Zinssatz in der Gebührenkalkulation Stadtentwässe-
rung nach pflichtgemäßem Ermessen anheben. 

• In den Gebührenkalkulationen Abfallwirtschaft sowie Straßenreinigung und Winterdienst 
wird keine kalkulatorische Verzinsung berücksichtigt. Empfehlung: In allen Gebühren-
haushalten kalkulatorische Zinsen ansetzen. 

• Die Öffentlichkeitsanteile im Bestattungswesen sowie bei Straßenreinigung und Winter-
dienst hat die Stadt in den letzten Jahren überprüft und neu festgelegt. 
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� KIWI-Bewertung 
Die GPA NRW bewertet das Handlungsfeld Beiträge und Gebühren der Stadt Cas-
trop-Rauxel mit dem Index 2. 

Steuern 

Das strukturelle Defizit 2015 beträgt rund 27,3 Mio. Euro. Das entspricht zusätzlichen 1.423 
Hebesatzpunkten der Grundsteuer B. Der Hebesatz der Grundsteuer B belief sich in 2015 auf 
625 v.H. Mit einem Hebesatz von 2.048 v. H. wäre der Haushalt 2015 daher strukturell ausge-
glichen gewesen. Die Grundsteuer B anzuheben, ist insbesondere dann eine wesentliche Kon-
solidierungsmöglichkeit, wenn 

• die Stadt nicht ausreichend andere Konsolidierungsmaßnahmen umsetzt oder umsetzen 
konnte sowie 

• keine sonstigen Verbesserungen eintreten. 

Die Stadt Castrop-Rauxel hat in den vergangenen Jahren in mehreren Schritten die Realsteu-
erhebesätze angehoben. Die aktuellen Hebesätze wurden wie folgt angepasst: 

• Grundsteuer A in 2014 von 200 v.H. auf 600 v.H. (HSP-Maßnahme S1), 

• Grundsteuer B in 2016 von 625 v.H. auf 825 v.H. (HSP-Maßnahme S2), 

• Gewerbesteuer in 2014 von 480 v.H. auf 500 v.H. (HSP-Maßnahme S3). 

Hebesätze im Vergleich in Prozentpunkten 2016 

  Castrop-Rauxel 
fiktiver Hebe-

satz gem. GFG 
Kreis Reckling- 

hausen** 
Regierungsbe-
zirk Münster 

gleiche Größen-
klasse* 

Grundsteuer A 600 217 
428 

(600) 
265 297 

Grundsteuer B 825 429 
757 

(825) 
557 560 

Gewerbesteuer 500 417 
510 

(530) 
453 461 

* kreisangehörige Gemeinden mit über 60.000 Einwohnern (Quelle: IT.NRW, Stand 31. Dezember 2016) 
** in Klammern: höchste Hebesätze 

� Feststellung 
Die Stadt Castrop-Rauxel hat in den vergangenen Jahren Hebesatzerhöhungen bei den Re-
alsteuern zur Konsolidierung des städtischen Haushaltes genutzt. Hierdurch erzielt die Stadt 
zum einen höhere Erträge und stärkt zum anderen ihre Liquidität. 
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Vergnügungssteuer 

Die Vergnügungssteuer wird auf Grundlage der Satzung über die Erhebung von Vergnügungs-
steuer in der Stadt Castrop-Rauxel vom 31. März 2011 in der Fassung der 2. Änderungssat-
zung vom 08. Dezember 2015 erhoben.  

In den vergangenen Jahren wurde der Steuersatz der Vergnügungssteuer wie folgt angehoben 
(HSP-Maßnahme S6): 

• zum 01. Januar 2013 von 12 auf 15 Prozent der Einspielergebnisse und 

• zum 01. Januar 2016 auf 17 Prozent der Einspielergebnisse. 

Die Stadt Castrop-Rauxel schöpft bei dem festgelegten Steuersatz von 17 Prozent nicht den 
rechtlich möglichen Rahmen aus. Dem zu berücksichtigenden Erdrosselungsverbot Rechnung 
tragend wären laut einschlägiger Rechtsprechung bis zu 20 Prozent zulässig. Nach der Haus-
haltsumfrage 2017 des StGB NRW beträgt der durchschnittliche Steuersatz der Mitgliedskom-
munen 14,78 Prozent. 

Potenzialberechnung Erträge aus Vergnügungssteuer in Tausend Euro 2015 

Prozentsatz 17 v.H. 18 v.H. 19 v.H. 20 v.H. 

Erträge aus Ver-
gnügungssteuer 

903 956 1.009 1.062 

Potenzial ./. 53 106 159 

In 2015 hat die Stadt bei einem festgelegten Steuersatz von 17 Prozent Vergnügungssteuerer-
träge von ca. 903.000 Euro eingenommen. Unter Zugrundelegung eines Steuersatzes von 20 
Prozent hätten nach Berechnungen der Stadt um ca.159.000 Euro höhere Erträge aus der Ver-
gnügungssteuer generiert werden können. In anderen Haushaltsjahren werden sich davon ab-
weichende, individuelle Potenziale ergeben. 

� Empfehlung 
Die Stadt Castrop-Rauxel sollte den Steuersatz der Vergnügungssteuer nach pflichtgemä-
ßem Ermessen erhöhen. 
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� Haushalts- und Jahresabschlussanalyse 

Vermögenslage 

Aus der Vermögensstruktur der Kommune können sich Belastungen für die Ertragslage und die 
Liquidität zukünftiger Haushaltsjahre ergeben. Die GPA NRW untersucht daher die Entwicklung 
der Vermögenswerte, die Vermögensstruktur und wesentliche Einzelpositionen des Anlagever-

mögens. 

Vermögen in Tausend Euro 

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Anlagevermögen 456.677  454.065  449.428  443.433  435.572  429.588  

Umlaufvermögen 9.146  8.260  10.371  11.960  11.041  11.407  

nicht durch Eigenkapi-
tal gedeckter Fehlbe-
trag 

0  23.812  41.437  68.296  76.625  81.579  

Aktive Rechnungsab-
grenzung 

3.469  3.962  3.472  4.320  4.596  4.627  

Bilanzsumme 469.292  490.100  504.708  528.009  527.833  527.201  

Anlagenintensität in 
Prozent 

97,3  92,6  89,0  84,0  82,5  81,5  

Anlagevermögen in Tausend Euro 

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Immaterielle Vermö-
gensgegenstände 

113  95  73  139  134  179  

Sachanlagen 421.452  419.307  415.381  409.800  407.547  401.701  

Finanzanlagen 35.112  34.663  33.974  33.493  27.891  27.708  

Anlagevermögen 
gesamt 

456.677  454.065  449.428  443.433  435.572  429.588  

Sachanlagen in Tausend Euro 

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Unbebaute Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte 

61.735  61.100  60.761  60.516  60.065  59.573  

Kinder- und Jugendeinrich-
tungen 

8.175  9.110  8.769  8.594  8.436  8.240  

Schulen 124.920  125.699  123.372  125.264  122.921  119.910  

sonstige Bauten (incl. Bauten 
auf fremdem Grund und 
Boden) 

81.948  82.631  80.860  79.011  77.404  77.041  
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  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Infrastrukturvermögen 131.319  130.733  128.771  126.320  126.567  127.591  

davon Straßenvermögen 131.008  130.432  128.433  125.992  126.142  127.181  

davon Entwässerungs- und 
Abwasserbeseitigungsanla-
gen* 

0  0 0 0 0 0 

sonstige Sachanlagen 13.356  10.034  12.848  10.097  12.154  9.346  

Summe Sachanlagen 421.452  419.307  415.381  409.800  407.547  401.701  

* Die Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen sind in den EUV Castrop-Rauxel ausgegliedert. 

Die Bilanzsumme hat sich im Eckjahresvergleich um rund 57,9 Mio. Euro (ca. 12 Prozent) er-
höht. Aufgrund der durchgehend defizitären Jahresergebnisse ist das Eigenkapital der Stadt 
verbraucht. Die Verschuldung ist zudem deutlich angestiegen. Mittlerweile übersteigt der Wert 
der Schulden den Wert der Vermögensgegenstände. Die Folge ist, dass der nicht durch Eigen-
kapital gedeckte Fehlbetrag auf der Aktivseite der Bilanz die Bilanzsumme erhöht. 

Eine Investitionsquote von 100 Prozent oder mehr wurde im Zeitraum 2010 bis 2015 lediglich in 
einem Jahr erreicht. Dem Substanzverlust durch Abschreibungen und Vermögensabgängen 
standen daher lediglich in einem Jahr Investitionen in gleichem Ausmaß gegenüber. Der Wert 
des Sachanlagevermögens ist in der Folge um ca. 5 Prozent gesunken. Insbesondere die Bi-
lanzwerte des Straßenvermögens, der Schulen und der sonstigen Bauten sind geringer gewor-
den. 

Hierauf wird im Folgenden näher eingegangen. 

Altersstruktur des Vermögens 

Das durchschnittliche Alter des Vermögens und die festgelegten Gesamtnutzungsdauern be-
stimmen aufgrund der hohen Anlagenintensität wesentliche Aufwandsgrößen. Hohe Anlagen-
abnutzungsgrade signalisieren perspektivisch anstehende Reinvestitionsbedarfe, die Chancen 
und Risiken bieten. 

Um die Abschreibungen und Unterhaltungsaufwendungen für das Vermögen zu beeinflussen, 
benötigt die Kommune eine langfristige Investitionsstrategie. Sie muss die Altersstruktur des 
vorhandenen Vermögens berücksichtigen. 

Die Ermittlung des Anlagenabnutzungsgrades der einzelnen Vermögenspositionen erfolgte auf 
Grundlage der einzeln bilanzierten Vermögensgegenstände zum 31. Dezember 2014. 
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Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände in Jahren und Anlagenabnutzungsgrade in Prozent* 

Vermögensgegenstand 
  

GND Rahmentabelle GND 
 Castrop-
Rauxel** 

Durchschnittli-
che RND 

  

Anlagen- 
abnutzungs-

grad  von bis 

Kindergärten 40 80 80 47 41,6 

Schulgebäude 40 80 80 34 58,8 

Geschäftsgebäude 40 80 80 41 48,8 

Feuerwehrgerätehäuser 40 80 60 28 62,8 

* GND=Gesamtnutzungsdauer; RND=Restnutzungsdauer 
** Angabe der überwiegend gewählten Gesamtnutzungsdauer, einzelne Gebäude weisen eine davon abweichende 
Gesamtnutzungsdauer auf. 

Die Anlagenabnutzungsgrade der betrachteten Vermögensgegenstände sind grundsätzlich 
unauffällig. Der niedrige Anlagenabnutzungsgrad der Kindertageseinrichtungen bestätigt die 
Wertentwicklung dieses Gebäudevermögens in der Bilanz der Stadt. Der Bilanzwert der Kinder- 
und Jugendeinrichtungen konnte im Zeitraum 2010 bis 2015 nicht nur konstant gehalten, son-
dern leicht erhöht werden (um rund 0,1 Mio. Euro). 

Die Stadt Castrop-Rauxel hat bei ihren Vermögensgegenständen lange Nutzungsdauern fest-
gelegt. Dadurch wird die Ergebnisrechnung vergleichsweise gering mit jährlichen Abschrei-
bungsbeträgen belastet. Lange Gesamtnutzungsdauern können ein Risiko vorzeitiger Ab-
schreibungen beinhalten. Dies ist der Fall wenn bei einzelnen Vermögensgegenständen noch 
lange Nutzungsdauern bestehen, jedoch die tatsächlich zu realisierenden Restnutzungsdauern 
kürzer ausfallen. 

Bei den Verwaltungsgebäuden sind erst weniger als die Hälfte der Gesamtnutzungsdauern 
vergangen. Aufgrund von unterlassener Instandhaltung ist jedoch bei Rathaus, Tiefgarage und 
Forumsplatz am Stadtmittelpunkt ein Sanierungsstau eingetreten. Die hierfür in 2013 gebildete 
Instandhaltungsrückstellung beläuft sich auf 12,8 Mio. Euro. Die Finanzierung und der Umfang 
dieser Sanierungsmaßname sind nach Angaben der Stadt noch nicht abschließend geklärt. Im 
Jahresabschluss 2015 weist die Kämmerin der Stadt daraufhin, dass der tatsächliche Sanie-
rungs- bzw. Investitionsbedarf noch nicht genau zu beziffern ist. Die Sanierungsmaßnahme soll 
dazu beitragen, die angesetzte Nutzungsdauer der Vermögensgegenstände tatsächlich errei-
chen zu können. Andernfalls müsste die Stadt gemäß § 35 Abs. 5 GemHVO NRW bei einer 
voraussichtlich dauerhaften Wertminderung eines Vermögensgegenstandes eine außerplan-
mäßige Abschreibung vornehmen. Dies würde zu einem weiteren Anstieg des nicht durch Ei-
genkapital gedeckten Fehlbetrages führen. 

Nach Angaben der Stadt ist in den kommenden Jahren keine Bildung von Instandhaltungsrück-
stellungen für Schul- und Kindergartengebäude zu erwarten. Ein Sanierungsstau ist hier aus-
kunftsgemäß nicht eingetreten. 

Der Bilanzwert des Straßenvermögens hat sich seit der Eröffnungsbilanz um rund 3,6 Mio. Euro 
(ca. 3 Prozent) verringert. Die Investitionen waren in diesem Bereich nicht auskömmlich, um 
einen Werteverzehr zu verhindern. Nach Angaben der Stadt ist ein Sanierungsstau beim Stra-
ßenvermögen eingetreten. Die zur Verfügung gestellten Mittel für die Straßenunterhaltung rei-
chen auskunftsgemäß nicht aus, um den Mindeststandard an Straßenreparaturen zur Einhal-
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tung der Verkehrssicherungspflicht zu gewährleisten. Das Investitionsvolumen zur Instandhal-
tung der Brücken in Castrop-Rauxel wird auf rund 2,3 Mio. Euro beziffert.12 Bei gleichbleiben-
dem Investitionsverhalten droht der Sanierungsstau weiter anzuwachsen. Zum 31. Dezember 
2017 lässt die Stadt von einem externen Dritten eine Inventur des Straßenvermögens durchfüh-
ren. Die Kämmerin der Stadt hat im Jahresabschluss 2015 auf den Sanierungsstau beim Stra-
ßenvermögen und daraus resultierende Risiken hingewiesen. Ggfs. notwendig werdende um-
fangreiche Sanierungsmaßnahmen würden einen erhöhten Finanzmittelbedarf nach sich zie-
hen. Sollten erforderliche Sanierungsmaßnahmen nicht durchgeführt werden und sollte es 
dadurch zu einer voraussichtlich dauerhaften Wertminderung kommen, sind auch beim Stra-
ßenvermögen außerplanmäßige Abschreibungen gemäß 35 Abs. 5 GemHVO vorzunehmen. 

� Feststellung 
In einzelnen Bereichen des Gebäudevermögens sowie beim Straßenvermögen ist ein Sanie-
rungsstau eingetreten. Daher ist kurz- bis mittelfristig mit einem erhöhten Reinvestitionsbe-
darf in Castrop-Rauxel zu rechnen. Hieraus werden sich Belastungen für den Haushalt der 
Stadt ergeben. 

Weitere Ausführungen zum Gebäudebestand in Castrop-Rauxel enthält das Kapitel Gebäude-
portfolio. 

Finanzanlagen 

Finanzanlagen in Tausend Euro 

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Anteile an verbun-
denen Unternehmen 

20.068  20.068  20.068  20.068  20.080  20.276  

Beteiligungen 270  270  270  270  270  270  

Sondervermögen 0  0  0  0  0  0  

Wertpapiere des  
Anlagevermögens 

990  990  990  990  990  990  

Ausleihungen 13.783  13.335  12.645  12.165  6.550  6.172  

Summe Finanzan-
lagen 

35.112  34.663  33.974  33.493  27.891  27.708  

Finanzanlagen je 
Einwohner in Euro 

466  466  458  454  379  377  

Der Wert der Finanzanlagen hat sich im Eckjahresvergleich um rund 7,4 Mio. Euro (ca. 21 Pro-
zent) verringert. Dies ist auf gesunkene Ausleihungen zurückzuführen. Bis einschließlich 2013 
wurde in der Bilanz der Stadt ein Kredit ausgewiesen, der vom EUV Castrop-Rauxel getilgt 
wurde. Dieser Kredit wurde in 2014 umgeschuldet. Seitdem weist der EUV Castrop-Rauxel den 
Kredit in der eigenen Bilanz aus. Die Ausleihungen der Stadt haben sich hierdurch in entspre-
chender Höhe verringert. 

 

12 Vgl. Sitzungsvorlage B 030/2017 öffentlich im Betriebsausschuss 3 (Bauen, Verkehr, Sport) vom 02. März 2017. 
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Die Finanzanlagen der Stadt Castrop-Rauxel sind wesentlich durch die Anteile an verbundenen 
Unternehmen geprägt. Der größte Beteiligungsbuchwert entfällt auf den EUV Castrop-Rauxel. 
Dieses Unternehmen wird als einziges im Gesamtabschluss vollkonsolidiert. 

EUV Stadtbetrieb Castrop-Rauxel - AöR- (EUV Castrop-Rauxel) 

Zu den Aufgaben des EUV Castrop-Rauxel gehören unter anderem Abwasserbeseitigung, Ab-
fallwirtschaft, Straßenreinigung und Winterdienst, der Betrieb des kommunalen Fuhrparks und 
der kommunale Umweltschutz. Der Beteiligungswert des EUV Castrop-Rauxel in der Bilanz der 
Stadt ist im Zeitraum 2010 bis 2015 konstant geblieben. 

Jahresergebnisse EUV Castrop-Rauxel in Tausend Euro 

 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Jahresergebnis -490 -267 179 668 683 695 

Seit 2012 konnte der EUV Castrop-Rauxel durchgehend positive Jahresergebnisse erwirtschaf-
ten. Ein Anteil der Jahresüberschüsse wurde nicht an die Stadt ausgeschüttet, sondern thesau-
riert. Das Eigenkapital des EUV Castrop-Rauxel hat sich im Zeitraum 2010 bis 2015 um rund 
0,4 Mio. Euro (ca. 3 Prozent) erhöht. 

Ergebnisabführungen EUV Castrop-Rauxel an Stadt Castrop-Rauxel in Tausend Euro 

 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Ergebnisabführung 0 0 0 590 590 590 

Seit 2013 leistet der EUV Castrop-Rauxel an die Stadt eine jährliche Ergebnisabführung von 
590.000 Euro (HSP-Maßnahme E27). Von den Jahresgewinnen wird der EUV Castrop-Rauxel 
auch zukünftig eine Ergebnisabführung an die Stadt leisten. Die Stadt plant mit diesbezüglichen 
Finanzerträgen von 590.000 Euro bis 2021. 

Der EUV Castrop-Rauxel hat unter anderem folgende Konsolidierungsmaßnahmen ergriffen: 

• Kostenoptimierung der Straßenbeleuchtung (HSP-Maßnahme A84), 

• Reduzierung von Personalaufwendungen im Teilbetrieb Dienstleistungen (HSP-
Maßnahme A75), 

• Verzicht auf die Wiederbesetzung von Stellen (HSP-Maßnahme A78), 

• Reduzierung des Verwaltungs- und Betriebsaufwands (HSP-Maßnahme A77), 

� Feststellung 
Der EUV Castrop-Rauxel wird in die Haushaltskonsolidierung einbezogen. Die umgesetzten 
Einsparmaßnahmen sind ein Schritt in die richtige Richtung. Der EUV Castrop-Rauxel leistet 
damit einen Beitrag zur Haushaltsentlastung des Konzerns „Stadt Castrop-Rauxel“. 
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� Empfehlung 
Um dauerhaft einen ausgeglichen Haushalt erreichen zu können, sollte die Stadt Castrop-
Rauxel die verselbständigten Aufgabenbereiche weiterhin in die Haushaltskonsolidierung mit 
einbeziehen und bestehende Potenziale realisieren. 

Konsolidierungspotenziale in den Bereichen Gebühren sowie Beiträge im Straßenbau werden in 
diesem Bericht dargestellt. 

Forum Betriebsgesellschaft mbH (Forum GmbH)  

Die Forum GmbH ist unter anderem für den Betrieb des Hauses der Wirtschaft, die Durchfüh-
rung wirtschaftsförderlicher Maßnahmen sowie den Betrieb von Stadt- und Europahalle zustän-
dig. Die Stadt- und Europahalle sind im Eigentum der Stadt Castrop-Rauxel. Die Forum GmbH 
ist Eigentümerin des Hauses der Wirtschaft. Die Stadt Castrop-Rauxel hält 66,67 Prozent der 
Anteile an der Forum GmbH. Die restlichen Anteile hält die Sparkasse Vest. Im Gesellschafter-
vertrag ist geregelt, dass die Stadt Verluste der Forum GmbH bis zu 1,5 Mio. Euro pro Jahr 
vollständig übernehmen muss. Faktisch trägt die Stadt damit derzeit alle Verluste der Forum 
GmbH.  

Jahresergebnisse Forum GmbH in Tausend Euro 

 2010  2011 2012 2013 2014 2015 

Jahresergebnis -972 -995 -999 -1.041 -1.179 -994 

Der Geschäftsbetrieb der Forum GmbH ist dauerhaft defizitär. Die Jahresfehlbeträge 2010 bis 
2015 summieren sich auf rund 6,2 Mio. Euro. Das Eigenkapital der Forum GmbH ist konstant 
geblieben und beläuft sich auf ca. 192.000 Euro.  

Verlustausgleiche der Forum GmbH durch Stadt Castrop-Rauxel in Tausend Euro 

 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Verlustausgleich 972 995 999 1.041 1.179 994 

Die Forum GmbH ist von jährlichen Zuschusszahlungen der Stadt abhängig. Die Stadt hat Ver-
lustausgleiche in Höhe der defizitären Jahresergebnisse der Forum GmbH vorgenommen. Die 
Verlustausgleiche haben zu einer Haushaltsbelastung der Stadt Castrop-Rauxel von durch-
schnittlich rund 1,0 Mio. Euro pro Jahr geführt. 

Die Stadt hat die Forum GmbH mit folgenden Maßnahmen in die Haushaltskonsolidierung ein-
bezogen: 

• Kürzung des Zuschusses für bauliche Unterhaltung an die Forum GmbH um 10.000 Euro 
(HSP-Maßnahme A62) und 

• Reduzierung des Verlustausgleichs durch die Stadt Castrop-Rauxel an die Forum GmbH 
(HSP-Maßnahme A86). 
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In 2017 soll die Forum GmbH einen Konsolidierungsbeitrag von ca. 125.000 Euro erwirtschaf-
ten. Die Forum GmbH strebt an, die verringerten Zuschusszahlungen der Stadt durch zusätzli-
che Erträge oder verminderte Aufwendungen zu kompensieren. Im Jahresabschluss 2015 der 
Forum GmbH wird jedoch dargestellt, dass weder erhebliche Umsatzsteigerungen noch sinken-
de Aufwendungen zu erwarten sind. Es wird zudem ausgeführt, dass denen von der Stadt Cas-
trop-Rauxel vorgegebenen Konsolidierungsbeiträgen noch keine konkreten Einsparmaßnahmen 
bei der Forum GmbH gegenüberstehen. Sollte die Forum GmbH den Konsolidierungsbeitrag 
nicht erwirtschaften können, ist eine höhere Zuschusszahlung der Stadt erforderlich. 

� Feststellung 
Es besteht das Risiko, dass die Stadt Castrop-Rauxel bis 2021 höhere Verlustausgleiche für 
die Forum GmbH leisten muss als im Haushaltsplan einkalkuliert. Dies würde eine zusätzli-
che Belastung darstellen und den angestrebten Haushaltsausgleich gefährden. 

Der Verkauf des Hauses der Wirtschaft (HSP-Maßnahme A85) ist bisher nicht erfolgt, weil es 
keinen Kaufinteressenten gibt. Die Stadt versucht weiterhin, das Haus der Wirtschaft zu veräu-
ßern. 

Es wird auf weitere Ausführungen zur Forum GmbH im Kapitel Gebäudeportfolio verwiesen. 

Schulden- und Finanzlage 

Finanzrechnung 

Der Saldo aus Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit zeigt, in-
wieweit die Kommune im „laufenden Geschäft“ liquide Mittel erwirtschaften kann. Diese Mittel 
können Kredite oder Vermögensveräußerungen für Investitionen und Darlehenstilgungen erset-
zen. Ein negativer Saldo erhöht durch die erforderlichen Liquiditätskredite die Schulden.  

Salden der Finanzrechnungen in Tausend Euro 

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Saldo aus laufender Verwal-
tungstätigkeit 

-27.985  -21.813  -14.221  -6.995  453  5.667  

+ Saldo aus Investitionstä-
tigkeit 

683  4.893  1.003  1.856  329  885  

 = Finanzmittelüberschuss /-
fehlbetrag 

-27.301  -16.920  -13.217  -5.139  782  6.552  

 + Saldo aus Finanzie-
rungstätigkeit 

22.848  13.148  18.403  4.741  4.099  -9.904  

 = Änderung des Bestandes 
an eigenen Finanzmitteln 

-4.454  -3.771  5.186  -398  4.880  -3.352  

 + Anfangsbestand an Fi-
nanzmitteln 

1.617  -2.837  -6.608  -1.422  -1.820  3.060  

  + Änderung des Bestandes 
an fremden Finanzmitteln 

0  0  0  0  0  0  
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  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

 = Liquide Mittel -2.837  -6.608  -1.422  -1.820  3.060  -292  

� Feststellung 
Im Rahmen der laufenden Verwaltungstätigkeit verfügte die Stadt Castrop-Rauxel bis ein-
schließlich 2013 nicht über die erforderliche Selbstfinanzierungskraft zur Aufgabenerledi-
gung. Dies stellt eine wesentliche Ursache für die deutliche Zunahme des Bestandes an Li-
quiditätskrediten dar. Der Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit konnte jedoch stetig ver-
bessert werden. Die umgesetzten Konsolidierungsmaßnahmen des Haushaltssanierungs-
planes haben zu einer Stärkung der Liquidität geführt. 

Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit je Einwohner in Euro 2015 

Castrop-
Rauxel 

Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

77 -261 212 51 7 65 131 17 

Die positiven Salden aus laufender Verwaltungstätigkeit in 2014 und 2015 haben zur Verringe-
rung der Liquiditätskredite beigetragen. Beim Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit weist die 
Stadt Castrop-Rauxel in 2015 einen höheren Wert als die meisten Vergleichskommunen auf. 

Entwicklung des Saldos aus Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
in Tausend Euro* 

 

* bis 2015 Ist-Werte, ab 2016 Plan-Werte 

� Feststellung 
Der Saldo auf laufender Verwaltungstätigkeit weist nach den Ansätzen im Planungszeitraum 
einen positiven Verlauf auf. Die Aktivitäten der Stadt Castrop-Rauxel zur Haushaltskonsoli-
dierung sind auch in der Finanzplanung erkennbar. So wirkt sich unter anderem die Erhö-
hung des Hebesatzes der Grundsteuer B positiv auf die Liquiditätssituation der Stadt aus. 
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Schulden 

Die Verbindlichkeiten gehören wie die Rückstellungen und Sonderposten für den Gebühren-
ausgleich wirtschaftlich zu den Schulden. Die folgende Übersicht zeigt die Entwicklung der 
Schulden im Kernhaushalt: 

Schulden im Kernhaushalt in Tausend Euro bzw. je Einwohner in Euro 

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Verbindlichkeiten 
aus Krediten für 
Investitionen 

69.138  66.878  64.620  62.879  57.428  57.114  

Verbindlichkeiten 
aus Krediten zur 
Liquiditätssiche-
rung 

154.274  172.400  188.700  195.540  195.000  187.066  

Verbindlichkeiten 
aus Vorgängen, die 
Kreditaufnahmen 
wirtschaftlich 
gleichkommen 

408  368  345  329  245  236  

Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen 
und Leistungen 

1.211  703  446  328  413  381  

Verbindlichkeiten 
aus Transferleis-
tungen 

624  753  762  2.753  796  1.527  

Sonstige Verbind-
lichkeiten 

5.428  5.129  4.779  3.889  4.822  4.426  

Erhaltene Anzah-
lungen 

12.141  12.341  14.633  14.055  15.335  14.933  

Verbindlichkeiten 
gesamt 

243.225  258.572  274.285  279.773  274.039  265.683  

Rückstellungen 110.190  112.285  111.055  126.050  128.754  134.838  

Schulden gesamt 353.414  370.857  385.340  405.823  402.793  400.521  

davon Verbindlich-
keiten in Euro je 
Einwohner  

3.225  3.479  3.700  3.793  3.728  3.614  

Der Gesamtbestand der Schulden ist im Eckjahresvergleich um rund 47,1 Mio. Euro angestie-
gen. Sowohl die Verbindlichkeiten (ca. 9 Prozent)  als auch die Rückstellungen (um ca. 22 Pro-
zent) haben sich erhöht. 

Der Wert des Anlagevermögens der Stadt hat sich hingegen - wie oben dargestellt - trotz stei-
gender Verschuldung deutlich reduziert. 

Im Folgenden wird auf die Entwicklung der Verbindlichkeiten und Rückstellungen näher einge-
gangen. 
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Verbindlichkeiten 

Kennzahlen zur Finanzlage in Prozent 

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Anlagendeckungs-
grad 2 

54,1  49,8  51,2  46,2  48,3  48,9  

Liquidität 2. Grades 8,5  6,8  18,7  8,6  18,1  7,5  

Kurzfristige Verbind-
lichkeitsquote 

19,4  22,2  9,8  24,2  10,7  26,5  

Zinslastquote 3,3  3,1  3,5  2,6  2,6  2,2  

Die Ausprägungen der Kennzahlen zur Finanzlage verdeutlichen Folgendes: 

• Weniger als die Hälfte des Anlagevermögens ist langfristig finanziert. Der vollständige 
Verbrauch des Eigenkapitals führt zum niedrigen Kennzahlenwert beim Anlagende-
ckungsgrad 2. Der Kennzahlenwert der Stadt Castrop-Rauxel ist interkommunal unter-
durchschnittlich. 

• Die kurzfristigen Verbindlichkeiten werden nur noch in geringem Maße durch die liquiden 
Mittel und kurzfristigen Forderungen gedeckt. Der hohe Bestand an Liquiditätskrediten 
führt zu der niedrigen Liquidität 2. Grades. Der Kennzahlenwert ist im interkommunalen 
Vergleich unterdurchschnittlich. 

• Auch die kurzfristige Verbindlichkeitsquote wird wesentlich durch den hohen Bestand an 
Liquiditätskrediten beeinflusst. Die Belastung der Bilanz durch (kurzfristiges) Fremdkapi-
tal ist angestiegen. 

• Die Zinslastquote ist trotz steigender Verbindlichkeiten gesunken. Dies liegt zum einen an 
den besseren Zinskonditionen aufgrund des allgemein niedrigen Zinsniveaus. Zum ande-
ren sind die ordentlichen Aufwendungen gestiegen, was tendenziell zu einer Verringe-
rung der Kennzahl führt. Im interkommunalen Vergleich weist die Stadt eine durchschnitt-
liche Zinslastquote aus. 

� Feststellung 
Die Finanzlage der Stadt Castrop-Rauxel ist schlecht. Die Stadt weist eine ungünstigere Fi-
nanzlage als die meisten anderen Kommunen in NRW auf. 

Ursächlich für den Anstieg der Verbindlichkeiten sind die Liquiditätskredite. Die Kredite zur Li-
quiditätssicherung sind seit der Eröffnungsbilanz zum 01. Januar 2009 um ca. 64 Prozent an-
gestiegen. Die daraus folgenden Zinsaufwendungen werden sich bei steigenden Zinssätzen 
erhöhen und die Ergebnisrechnung der Stadt noch mehr belasten. Auf das Risiko möglicher 
Zinserhöhungen hat die Kämmerin der Stadt im Jahresabschluss 2015 hingewiesen. 

� Feststellung 
Die Stadt Castrop-Rauxel hat einen dauerhaft hohen Bedarf an Krediten zur Liquiditätssiche-
rung. Zinsänderungen stellen ein erhebliches Risiko für den Haushalt der Stadt dar. 
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� Feststellung 
Durch Tilgungsleistungen konnten die Investitionskredite seit 2010 jährlich verringert wer-
den. Notwendige Investitionen in den Erhalt der Infrastruktur sind jedoch teilweise unterblie-
ben. Dies hat in einzelnen Bereichen zu einem Werteverzehr geführt. Der Wert des Anlage-
vermögens ist gesunken. Die Stadt wird in den kommenden Jahren ggfs. auf die Neuauf-
nahme von Krediten angewiesen sein, um werterhaltende Sanierungs- bzw. Investitions-
maßnahmen durchführen zu können. 

Um den unterschiedlichen Ausgliederungsgraden der Kommunen Rechnung zu tragen, sind 
dem interkommunalen Vergleich die im Gesamtabschluss ausgewiesenen Verbindlichkeiten 
zugrunde zu legen. 

Gesamtverbindlichkeiten je Einwohner in Euro 2010* 

Castrop-
Rauxel** 

Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

4.486 1.780 6.992 3.812 2.748 3.501 4.486 17 

* Vergleichsjahr 2010, da für 2015 noch nicht genügend Vergleichswerte vorliegen. 
** Es wurde der Entwurf des Gesamtabschlusses 2010 der Stadt Castrop-Rauxel zugrunde gelegt (Stand: 09. Novem-
ber 2016). 

Die Gesamtverbindlichkeiten je Einwohner sind in Castrop-Rauxel höher als bei der Mehrzahl 
der Vergleichskommunen. 

Rückstellungen 

Rückstellungen in Tausend Euro 

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Pensionsrückstellungen 96.807  98.507  98.618  101.239  104.742  109.620  

Instandhaltungsrückstellun-
gen 

5.700  4.277  2.163  14.963  13.727  13.691  

sonstige Rückstellungen  
nach § 36 Abs. 4 und 5 
GemHVO 

7.682  9.501  10.274  9.848  10.285  11.527  

Summe der Rückstellungen 110.190  112.285  111.055  126.050  128.754  134.838  

Der größte Anteil an den Rückstellungen fällt auf die Pensionsrückstellungen. Die Pensions-
rückstellungen sind seit 2010 kontinuierlich gestiegen. Die bisher geleisteten Zuführungen zu 
den Pensionsrückstellungen von rund 109,6 Mio. Euro werden womöglich nicht zur vollständi-
gen Deckung der tatsächlich zukünftig anfallenden Pensionszahlungen ausreichen. Insbeson-
dere besteht durch die schlichte Bildung von Rückstellungen keine Gewähr für die tatsächliche 
Liquidität im Zeitpunkt der Zahlungsverpflichtung. Investitionen in Finanzanlagen zur Ausfinan-
zierung der Pensionsrückstellungen sind für die Stadt derzeit ohne weitere Kreditaufnahmen 
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nicht möglich. Die Zahlungsverpflichtungen werden daher die zukünftige Finanzrechnung der 
Stadt belasten und stellen ein allgemeines Haushaltsrisiko dar. 

Die Instandhaltungsrückstellungen sind in 2013 deutlich angestiegen. Für die Instandhaltung 
des Rathauses, der Tiefgarage und des Forumsplatzes wurde 2013 eine Rückstellung von rund 
12,8 Mio. Euro gebildet. Für unterlassene Instandhaltung von Sachanlagen sind gemäß § 36 
Abs. 3 GemHVO NRW Rückstellungen anzusetzen, wenn die Nachholung der Instandsetzung 
hinreichend konkret beabsichtigt ist. Die Nachholung ist hinreichend konkret beabsichtigt, wenn 
die Auszahlungen für diese Maßnahmen in der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung 
berücksichtigt werden. Damit beschränkt sich der Zeitraum der Nachholung auf maximal vier 
Jahre, ausgehend von dem Jahr, in dem die Instandhaltung unterlassen wurde. Nach Angaben 
der Stadt ist weiterhin geplant, die Instandhaltungsmaßnahmen tatsächlich durchzuführen. Im 
Haushaltsplan 2017 sind innerhalb des mittelfristigen Planungszeitraumes jedoch nicht sämtli-
che Instandhaltungsmaßnahmen, für die Instandhaltungsrückstellungen bestehen, dargestellt. 
Eine Auflösung der Rückstellungen ist gemäß § 36 Abs. 6 GemHVO NRW vorzunehmen, wenn 
absehbar ist, dass keine Inanspruchnahme erfolgen wird und der Rückstellungsgrund damit 
entfallen ist. Sind die Auszahlungen für Instandhaltungsrückstellungen nicht im mittelfristigen 
Finanzplanungszeitraum enthalten, ist die Instandhaltung nicht hinreichend konkret beabsichtigt 
und die Nachholung der Instandhaltungsmaßnahmen ungewiss. Die Rückstellung ist gemäß § 
36 Abs. 6 GemHVO NRW aufzulösen. 

� Empfehlung 
Die Stadt Castrop-Rauxel sollte zukünftig in jedem Jahresabschluss die Instandhaltungs-
rückstellungen auf eine hinreichende Konkretisierung überprüfen. Die Auszahlungen für die 
Instandhaltungsmaßnahmen sollten vollständig im mittelfristigen Planungszeitraum abgebil-
det sein. Soweit Auszahlungen für unterlassene Instandhaltungsmaßnahmen nicht im Fi-
nanzplan enthalten sind, müssen die zu Grunde liegenden Instandhaltungsrückstellungen 
aufgelöst werden. 

Eigenkapital 

Je mehr Eigenkapital eine Kommune hat, desto weiter ist sie von der gesetzlich verbotenen 
Überschuldung entfernt. 

Das Eigenkapital ist ein Gradmesser für die wirtschaftliche Situation einer Kommune. An der 
Entwicklung der allgemeinen Rücklage orientieren sich folgerichtig haushaltsrechtliche Rege-
lungen zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes oder eines Sanierungsplanes.  

Entwicklung des Eigenkapitals in Tausend Euro bzw. Eigenkapitalquote in Prozent 

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Eigenkapital 1.150  -23.812  -41.437  -68.296  -76.625  -81.579  

Sonderposten 105.168  111.605  110.665  112.498  113.740  114.655  

davon Sonderposten 
für Zuwendun-
gen/Beiträge 

93.911  100.696  100.153  102.295  102.143  102.248  

Rückstellungen 110.190  112.285  111.055  126.050  128.754  134.838  
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  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Verbindlichkeiten 243.225  258.572  274.285  279.773  274.039  265.683  

Passive Rechnungs-
abgrenzung 

9.559  7.638  8.704  9.689  11.301  12.025  

Bilanzsumme 469.292  490.100  504.708  528.009  527.833  527.201  

Eigenkapitalquoten in Prozent  

Eigenkapitalquote 1 0,2  -4,9  -8,2  -12,9  -14,5  -15,5  

Eigenkapitalquote 2 20,3  15,7  11,6  6,4  4,8  3,9  

Mit dem Fehlbetrag 2011 wurde das Eigenkapital komplett verbraucht. Die Stadt ist seitdem 
bilanziell überschuldet. In den Folgejahren wurden weitere Defizite erzielt. Die Überschuldung 
nahm dadurch kontinuierlich  zu. Die Eigenkapitalquoten 1 und 2 der Stadt sind jährlich gesun-
ken. 

Eigenkapitalquoten 1 und 2 in Prozent 2015 

 
Castrop-
Rauxel 

Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

Eigenkapi-
talquote 1 
in Prozent 

-15,5 -16,6 48,8 17,5 -1,1 12,0 42,1 17 

Eigenkapi-
talquote 2 
in Prozent 

3,9 3,9 71,0 38,2 16,8 38,7 57,3 17 

Bei den Eigenkapitalquoten 1 und 2 erreicht Castrop-Rauxel im interkommunalen Vergleich 
schlechte Werte. Die Stadt gehört zu dem Viertel der Kommunen mit der geringsten Eigenkapi-
talausstattung. 

Ertragslage 

Erträge 

Die GPA NRW analysiert die Ertragsarten und geht auf wesentliche Besonderheiten ein. 

Erträge in Tausend Euro 

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Steuern und ähnliche Abga-
ben 

50.100  55.119  54.930  60.360  61.562  65.104  

Zuwendungen und allgemeine 
Umlagen 

53.064  64.004  75.440  77.567  82.313  87.852  

Sonstige Transfererträge 1.426  1.158  938  1.524  1.371  882  

Öffentlich-rechtliche Leis-
tungsentgelte 

8.799  8.790  9.127  9.649  9.529  10.162  
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  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Privatrechtliche Leistungsent-
gelte 

1.795  1.460  1.644  2.172  1.860  2.311  

Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen 

10.786  9.980  11.545  12.782  12.103  16.299  

Sonstige ordentliche Erträge 7.799  12.239  11.615  11.616  8.845  7.492  

Aktivierte Eigenleistungen 0  0  0  0  0  5  

Bestandsveränderungen 0  0  0  0  0  0  

Ordentliche Erträge 133.769  152.751  165.237  175.671  177.583  190.108  

Finanzerträge 9  2  18  598  598  594  

Die ordentlichen Erträge der Stadt sind jährlich gestiegen. Ursächlich für den Anstieg der Steu-
ern und ähnlichen Abgaben sind insbesondere höhere Erträge aus der Grundsteuer B und den 
Gemeindeanteilen an Gemeinschaftssteuern. Zudem haben höhere Schlüsselzuweisungen und 
die seit 2011 gezahlte Konsolidierungshilfe nach dem Stärkungspaktgesetz zum Anstieg der 
ordentlichen Erträge wesentlich beigetragen. 

Netto-Steuerquote in Prozent 2015 

Castrop-
Rauxel 

Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

33,4 32,5 56,7 47,0 38,2 50,1 54,6 17 

Die Netto-Steuerquote der Stadt ist im interkommunalen Vergleich seit 2010 durchgehend un-
terdurchschnittlich. Die Stadt Castrop-Rauxel erzielt vergleichsweise geringe Steuererträge. Die 
zum 01. Januar 2016 vorgenommene Erhöhung des Hebesatzes der Grundsteuer B führt zu 
einer Erhöhung der Netto-Steuerquote. 

Zuwendungsquote in Prozent 2015 

Castrop-
Rauxel 

Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

46,2 11,9 46,2 27,1 21,6 27,4 31,6 17 

Korrespondierend hierzu ist die Zuwendungsquote der Stadt überdurchschnittlich. Seit 2010 
stellt die Stadt im interkommunalen Vergleich bei der Zuwendungsquote den Maximalwert. Die 
Stadt ist abhängiger von Zuwendungen und damit von Leistungen Dritter als die anderen Kom-
munen in NRW.  

Allgemeine Deckungsmittel 

Die GPA NRW versteht unter allgemeinen Deckungsmitteln  

• die Realsteuereinnahmen,  

• die Gemeinschaftssteuern,  
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• die sonstigen Steuern und steuerähnlichen Erträge,  

• die Ausgleichsleistungen nach dem Familienleistungsgesetz sowie  

• die Schlüsselzuweisungen. 

Die Höhe der allgemeinen Deckungsmittel dient als Ausgangsbasis für die Beurteilung der Er-
tragskraft der geprüften Kommunen.  

Allgemeine Deckungsmittel in Tausend Euro* 

 

* bis 2015 Ist-Werte, ab 2016 Plan-Werte 

Die allgemeinen Deckungsmittel der Stadt sind seit 2010 kontinuierlich gestiegen. Im interkom-
munalen Vergleich wies die Stadt bis einschließlich 2014 durchgehend unterdurchschnittliche 
allgemeine Deckungsmittel je Einwohner auf. Die Anhebung des Hebesatzes der Grundsteuer 
B in 2016 hat zu einem Anstieg der allgemeinen Deckungsmittel der Stadt geführt. 

Die Schlüsselzuweisungen sind die größte Ertragsposition der Stadt Castrop-Rauxel. Im Zeit-
raum 2010 bis 2015 entfielen ca. 45 Prozent der allgemeinen Deckungsmittel der Stadt auf 
Erträge aus Schlüsselzuweisungen. Auf die Gewerbesteuer im gleichen Zeitraum hingegen nur 
ca. 17 Prozent. 

Aufwendungen 

Des Weiteren analysiert die GPA NRW die Aufwandsarten. Auf wesentliche Besonderheiten 
geht sie ein. 
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Aufwendungen in Tausend Euro 

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Personalaufwendungen 41.842  44.554  42.481  42.743  42.867  43.248  

Versorgungsaufwendun-
gen 

4.812  5.557  4.430  5.527  6.177  7.494  

Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen 

21.725  23.165  23.035  37.290  25.789  24.854  

Bilanzielle Abschreibun-
gen 

9.065  9.321  9.531  9.954  9.832  10.097  

Transferaufwendungen 80.313  82.629  89.932  95.345  91.237  98.111  

Sonstige ordentliche 
Aufwendungen 

8.201  7.715  7.421  7.485  5.807  7.909  

Ordentliche Aufwen-
dungen 

165.958  172.940  176.830  198.344  181.709  191.715  

Zinsen und sonstige 
Finanzaufwendungen 

5.441  5.297  6.234  5.250  4.684  4.256  

Die ordentlichen Aufwendungen sind im Eckjahresvergleich um rund 25,8 Mio. Euro (ca. 16 
Prozent) gestiegen. Im interkommunalen Vergleich 2015 weist die Stadt Castrop-Rauxel durch-
schnittliche ordentliche Aufwendungen je Einwohner auf. 

Transferaufwandsquote in Prozent 2015 

Castrop-
Rauxel 

Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

51,2 37,4 51,2 45,9 43,2 44,6 50,5 17 

Ursächlich für den Anstieg der ordentlichen Aufwendungen sind insbesondere höhere Trans-
feraufwendungen. Im interkommunalen Vergleich ist das Verhältnis von Transferaufwendungen 
zu ordentlichen Aufwendungen seit 2010 durchgängig überdurchschnittlich. In 2015 stellt die 
Stadt Castrop-Rauxel interkommunal den Maximalwert bei der Transferaufwandsquote. Größte 
Einzelposition der Transferaufwendungen ist die allgemeine Kreisumlage. In 2015 bezifferte 
sich diese auf rund 46,5 Mio. Euro (ca. 47 Prozent der gesamten Transferaufwendungen). 

Bilanzielle Abschreibungen 

Die Abschreibungen sind ein wesentlicher Aufwandsposten in der Ergebnisrechnung. Die 
Kennzahl „Abschreibungsintensität“ zeigt an, in welchem Umfang die Abnutzung des Anlage-
vermögens den Kommunalhaushalt belastet. 

Den Abschreibungen stehen im Regelfall erhebliche Erträge aus der Auflösung von Sonderpos-
ten gegenüber. Die Kennzahl „Drittfinanzierungsquote“ weist das prozentuale Verhältnis von 
Erträgen aus Sonderposten zu den Abschreibungen aus. 
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Ergebnisbelastung durch Abschreibungen in Tausend Euro (IST) und Kennzahlen in Prozent 

  2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Ordentliche Aufwendungen 165.958  172.940  176.830  198.344  181.709  191.715  

Abschreibungen auf Anlage-
vermögen 

9.065  9.321  9.531  9.954  9.832  10.097  

Erträge aus der Auflösung 
von Sonderposten 

3.482  3.718  4.082  4.874  4.566  4.987  

Netto-Ergebnisbelastung 5.583  5.603  5.449  5.080  5.266  5.111  

Abschreibungsintensität 5,5 5,4 5,4 5,0 5,4 5,3 

Drittfinanzierungsquote 38,4 39,9 42,8 49,0 46,4 49,4 

Die Netto-Ergebnisbelastung durch Abschreibungen betrug im Betrachtungszeitraum durch-
schnittlich rund 5,3 Mio. Euro. Sowohl die Abschreibungen auf Anlagevermögen als auch die 
Erträge aus der Auflösung von Sonderposten sind tendenziell gestiegen.  

Der Anstieg der Abschreibungen auf Anlagevermögen resultiert aus höheren Abschreibungsbe-
trägen auf Gebäude sowie Straßen, Wege und Plätzen. Im interkommunalen Vergleich ist die 
Abschreibungsintensität der Stadt unterdurchschnittlich. Die Ergebnisrechnung der Stadt wird in 
geringerem Ausmaß als bei den Vergleichskommunen durch die Abnutzung des Anlagevermö-
gens belastet. Für die höheren Erträge aus der Auflösung von Sonderposten sind die erhalte-
nen Zuwendungen ursächlich. In 2015 konnten um rund 1,4 Mio. Euro höhere Erträge aus der 
Auflösung von Sonderposten aus Zuwendungen als in 2010 ausgewiesen werden. Die Drittfi-
nanzierungsquote der Stadt ist daher im Betrachtungszeitraum angestiegen. Interkommunal 
liegt die Drittfinanzierungsquote der Stadt jedoch weiterhin unter dem Mittelwert.  

� Feststellung 
Die Erträge aus der Sonderpostenauflösung mildern die Belastung der Stadt durch Ab-
schreibungen nur bedingt ab. 
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� Gebäudeportfolio 

Kommunen verfügen aufgrund ihres vielfältigen Aufgabenspektrums in der Regel über ein er-
hebliches Gebäudevermögen. Es ist durch eine hohe Kapitalbindung gekennzeichnet und ver-
ursacht zudem erhebliche Folgekosten. Gleichwohl sind die Flächenbestände in den vergange-
nen Jahren erfahrungsgemäß stetig gestiegen. Die GPA NRW hinterfragt den Umfang und die 
Notwendigkeit des kommunalen Gebäudebestandes für die Aufgabenerledigung - insbesondere 
im Hinblick auf die demografischen Veränderungen. Neben den kommunalen (bilanzierten) 
Objekten werden auch angemietete Objekte berücksichtigt. 

Der interkommunale Vergleich zeigt in einem ersten Schritt, bei welchen Gebäudearten die 
Stadt Castrop-Rauxel über größere Flächenressourcen verfügt als die Vergleichskommunen. 
Hohe Kennzahlenwerte sowie Gebäudearten, die andere Kommunen überwiegend nicht vorhal-
ten, bieten Anlass für eine kritische Betrachtung. Darüber hinaus entwickelt die GPA NRW Aus-
sagen zu Risiken und Chancen der zukünftigen Haushaltswirtschaft, die sich aus dem Gebäu-
deportfolio ergeben. Schulgebäude und Schulturnhallen untersucht die GPA NRW in einem 
gesonderten Berichtsteil (Schulen). 

Das Immobilienportfolio in Castrop-Rauxel umfasste zum Stichtag 31. Dezember 2014 insge-
samt 158 eigene sowie angemietete Gebäudeobjekte mit einer Gesamtfläche von rund 259.000 
m² Bruttogrundfläche (BGF). Es wurden die Gebäudeobjekte der Stadt Castrop-Rauxel und des 
EUV Castrop-Rauxel erfasst (Vollkonsolidierungskreis Gesamtabschluss). 

Flächen in m² BGF 

Nutzungsart BGF absolut in m² 
BGF in m² je 1.000 

Einwohner 

Anteil an der Ge-
samtfläche in 

Prozent 

Schulen 133.803 1.820 52 

Jugend 10.120 138 4 

Sport und Freizeit 12.936 176 5 

Verwaltung 24.954 339 10 

Feuerwehr / Rettungsdienst 7.299 99 3 

Kultur 23.047 313 9 

Soziales 3.664 50 1 

sonstige Nutzungen 43.584 593 17 

Gesamtsumme 259.407 3.528 100 

Flächen je 1.000 Einwohner in m² BGF 

Nutzungsart Minimum Maximum Mittelwert Castrop-Rauxel 

Schulen 1.533 2.384 1.964 1.820 

Jugend 8 328 200 138 
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Nutzungsart Minimum Maximum Mittelwert Castrop-Rauxel 

Sport und Freizeit 60 393 207 176 

Verwaltung 194 466 314 339 

Feuerwehr / Rettungsdienst 62 270 132 99 

Kultur 139 785 365 313 

Soziales 43 576 181 50 

sonstige Nutzungen 299 5.918 1.377 593 

Gesamtfläche 3.410 9.666 4.741 3.528 

Die Stadt Castrop-Rauxel lag zum Stichtag 31. Dezember 2014 mit ihren Gesamtflächen je 
1.000 Einwohner von rund 3.528 m² unter dem interkommunalen Mittelwert. Der Flächenwert 
war im Bereich Verwaltung überdurchschnittlich. 

� Feststellung 
Erfahrungswerte aus der Gebäudewirtschaft gehen von Vollkosten für die betriebenen Flä-
chen zwischen 100 und 200 Euro je m² BGF aus. Bei einem Ansatz von 100 Euro verursa-
chen die Gebäudeflächen der Stadt Castrop-Rauxel Aufwendungen von rund 25,9 Mio. Euro 
pro Jahr. 

Jeder eingesparte m² BGF leistet einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung. Wenn eine Auf-
rechterhaltung des Flächenangebots angestrebt wird, sollte auf eine ausreichende Kosten-
deckung (z.B. in Form von Nutzungsentgelten) geachtet werden. Erste Anhaltspunkte für Ein-
sparmöglichkeiten werden im Folgenden dargestellt. Die aktuellen Herausforderungen aufgrund 
der Flüchtlingssituation bleiben hiervon unberührt. 

Schule 

Der Flächenverbrauch je 1.000 Einwohner für die Schulen liegt im interkommunalen Vergleich 
2014 unter dem Durchschnittswert. Wie in vielen anderen Städten in Nordrhein-Westfalen be-
findet sich die Schullandschaft in Castrop-Rauxel in Bewegung. Dabei hat die Stadt Castrop-
Rauxel in den letzten Jahren bereits mit einigen Maßnahmen und Beschlüssen auf die prognos-
tizierte Entwicklung der Schülerzahlen reagiert. Ausführliche Angaben zum Flächenmanage-
ment der Schulen und Turnhallen enthält der Teilbericht Schulen. 

Jugend 

Die Stadt bewegt sich bei der Nutzungsart Jugend unterhalb des interkommunalen Mittelwerts. 
Dies hängt insbesondere mit der Struktur der Trägerschaft der Kindertageseinrichtungen zu-
sammen. In Castrop-Rauxel gibt es insgesamt 39 Kindertageseinrichtungen. Davon befinden 
sich lediglich sieben in kommunaler Trägerschaft. Andere Kommunen in NRW weisen eine grö-
ßere Anzahl an städtischen Kindertageseinrichtungen auf. Die hierfür in Castrop-Rauxel genutz-
ten Gebäude stehen fast alle im Eigentum der Stadt. Die restlichen Kindertageseinrichtungen 
werden von kirchlichen oder anderen freien Trägern betrieben. Die finanzwirtschaftliche Be-
trachtung der Kindertageseinrichtungen erfolgt im Teilbericht Tagesbetreuung für Kinder, auf 
den an dieser Stelle verwiesen wird. 
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Sport und Freizeit 

Im Bereich Sport und Freizeit liegt der Mittelwert im interkommunalen Vergleich über dem Flä-
chenwert der Stadt Castrop-Rauxel. Ein Großteil der Flächen dieser Nutzungsart entfällt auf 
den Bäderbereich. In Castrop-Rauxel gibt es ein Hallenbad und ein Freibad. 

Teilergebnisse Freibad und Hallenbad in Tausend Euro (PLAN) 

 2017 2018 2019 2020 

Jahresergebnis -890 -895 -900 -905 

* Dargestellt sind die Teilergebnisse unter Berücksichtigung interner Leistungsbeziehungen.  

Der Betrieb von Hallenbad und Freibad sind dauerhaft defizitär. In 2015 belief sich das Defizit 
von Freibad und Hallenbad auf insgesamt rund 1,0 Mio. Euro. Die Stadt plant im Zeitraum 2017 
bis 2020 mit einem jährlichen Zuschussbedarf von ca. 900.000 Euro. Dies entspricht etwa 47 
Hebesatzpunkten bei der Grundsteuer B. 

Die Stadt Castrop-Rauxel hält zudem ein Lehrschwimmbecken an der Franz-Hillebrand-
Hauptschule vor (Baujahr 2010). Dieses befindet sich nach Angaben der Stadt ebenso wie das 
Hallenbad und das Freibad in einem guten baulichen Zustand. Das Lehrschwimmbecken ist für 
die Öffentlichkeit nicht frei zugänglich. Überwiegend findet dort Schulsport und in den Nachmit-
tags- und Abendstunden Vereinssport statt. Der Betrieb des Lehrschwimmbeckens ist ebenfalls 
dauerhaft defizitär. In 2015 beliefen sich die Abschreibungen, Betriebskosten und Aufwendun-
gen der Bauunterhaltung auf insgesamt ca. 103.000 Euro. 

Der Bestand an Lehrschwimmbecken in Schulen ist in NRW insbesondere aus Konsolidie-
rungsgründen seit Jahren rückläufig. Die GPA NRW vertritt die Rechtsauffassung, dass es sich 
bei dem Vorhalten von Schwimmbädern um eine freiwillige Leistung handelt. Die Sicherstellung 
der Durchführung des Schulschwimmens ist keine Pflichtaufgabe der Kommune. Die Stadt ist 
als Schulträger nicht verpflichtet, ein Hallenbad für die Zwecke des Schulschwimmens zu be-
treiben oder für die Beförderung der Schüler zu einem Hallenbad einer anderen Stadt zu sor-
gen. Diese Rechtsauffassung wurde auf Nachfrage einer Kommune aus NRW, die pflichtig am 
Stärkungspakt teilnimmt, Ende 2012 von der Bezirksregierung Arnsberg bestätigt. Das Ministe-
rium für Schule und Weiterbildung hat diese Auffassung ebenfalls bestätigt. Das Ministerium hat 
in einem Schreiben aus 2009 dargelegt, dass sich aus § 79 SchulG NRW keine Pflicht der Stadt 
ergibt, selbst eine Schwimmhalle zu errichten oder eine bestehende Schwimmhalle weiter fort-
zuführen. 

Die Stadt hält zwei Turnhallen vor, die nicht für Schulsport genutzt werden. Die Turnhalle in der 
Wittener Straße wird ausschließlich dem Vereinssport bereitgestellt. Dies stellt eine freiwillige 
Leistung der Stadt dar. Die Turnhalle VHS steht momentan leer. Dieses Gebäude hält die Stadt 
als Reserve zur Unterbringung von Asylbewerbern vor. Über die langfristige Folgenutzung wur-
de noch nicht abschließend entschieden. 

Unter diese Nutzungsart fallen ansonsten insbesondere die Sportplatzgebäude. In 2015 belie-
fen sich die Abschreibungen, Betriebskosten und Aufwendungen der Bauunterhaltung nach 
Angaben der Stadt hierfür auf insgesamt ca. 121.000 Euro. Einige Kommunen haben im Wege 
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der Haushaltskonsolidierung Sportplatzgebäude an Vereine veräußert, um die eigenen Auf-
wendungen zu reduzieren (z.B. Abschreibungsaufwand). 

� Empfehlung 
Die Stadt Castrop-Rauxel sollte auch die freiwilligen Bereiche, wie z.B. den Sportbereich, mit 
in die weitere Haushaltskonsolidierung einbeziehen. Eine deutliche Haushaltsentlastung im 
Sportbereich wird nur durch eine Verringerung des Leistungsspektrums oder höhere finanzi-
elle Beteiligungen der Nutzer zu erreichen sein. 

Verwaltung 

Das Flächenangebot im Verwaltungsbereich liegt im interkommunalen Vergleich über dem Mit-
telwert. Das Haus der Jugend und Familie in der Bochumer Straße mit einer Mietfläche von ca. 
1.315 m² hat die Stadtverwaltung angemietet. Die jährliche Kaltmiete beläuft sich auf ca. 
106.000 Euro (zuzüglich Nebenkosten). Nach Angaben der Stadt besteht derzeit keine Mög-
lichkeit, die die dort untergebrachten Verwaltungseinheiten in eigenen städtischen Gebäuden 
unterzubringen. 

Daneben verfügt die Stadt über einen Ratssaal (ca. 2.204 m²) und das Rathaus (ca. 20.786 m²) 
am Stadtmittelpunkt. Im Rathaus ist ein Teil der Räumlichkeiten an den Kreis Recklinghausen 
vermietet. Das Rathaus weist ebenso wie die Tiefgarage (hier der Nutzungsart sonstige Nut-
zungen zugeordnet) einen Sanierungsstau auf. Hierfür hat die Stadt in 2013 Instandhaltungs-
rückstellungen gebildet.  

� Feststellung 
Es besteht zum einen das Risiko, dass die Stadt Castrop-Rauxel weitere Zuführungen zur 
Instandhaltungsrückstellung vornehmen muss. Dies würde die Ergebnisrechnung belasten. 
Durch die bloße Bildung der Rückstellung besteht zudem keine Gewähr für die Sicherstel-
lung der Liquidität zum Umsetzungszeitpunkt der Sanierungsmaßnahme. In der mittelfristi-
gen Finanzplanung ist die Sanierungsmaßnahme nicht eingeplant. Es besteht daher zudem 
das Risiko, zusätzliche finanzielle Mittel im Stadthaushalt in den kommenden Jahren bereit-
stellen zu müssen. 

Feuerwehr und Rettungsdienst 

Neben der Hauptwache mit einer Größe von ca. 4.811 m² verfügt die Stadt über vier Feuer-
wehrgerätehäuser. Viele Kommunen weisen eine größere Anzahl an Feuerwehrgerätehäusern 
auf. Ein wesentlicher Einflussfaktor für die Positionierung im interkommunalen Vergleich ist die 
Gemeindefläche. Die Stadt Castrop-Rauxel weist eine interkommunal unterdurchschnittliche 
Gemeindefläche von ca. 52 km² (Mittelwert ca. 97 km²) auf. Im Bereich Feuerwehr und Ret-
tungsdienst ist das Flächenangebot daher geringer als bei den meisten der Vergleichskommu-
nen. 

Kultur 

Die Gebäudeflächen im Kulturbereich sind freiwillige Leistungen, die die Stadt Castrop-Rauxel 
ihren Einwohnern zur Verfügung stellt. Die Gemeinden sind nach § 8 Abs. 1 GO dazu angehal-



�  Stadt Castrop-Rauxel  �  Finanzen  �  12066 

Seite 49 von 52 

ten, innerhalb der Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit die für die Betreuung ihrer Einwohner erfor-
derlichen öffentlichen Einrichtungen zu schaffen. 

Fast alle der im Kulturbereich genutzten Gebäude befinden sich im Eigentum der Stadt. Die 
Räumlichkeiten der Stadtbibliothek sind angemietet. Die jährliche Mietzahlung hierfür beläuft 
auf ca. 88.000 Euro (inklusive Nebenkosten). 

� Empfehlung 
Die Stadt Castrop-Rauxel sollte prüfen, ob die Stadtbibliothek zumindest anteilig an eigenen 
Standorten, wie z.B. an einer Schule oder mehreren Schulen, untergebracht werden kann. 
So könnten zum einen langfristig Mietaufwendungen gespart und zum anderen die vorhan-
denen eigenen Gebäude umfassender genutzt werden. 

Die größten Flächen im Kulturbereich stellen die Stadthalle (ca. 7.998 m²) und die Europahalle 
(ca. 5.230 m²) am Stadtmittelpunkt dar. Die Gebäude stehen im Eigentum der Stadt Castrop-
Rauxel. Für den Betrieb der beiden Hallen ist die Forum GmbH zuständig. Der Betrieb von 
Stadthalle und Europahalle ist nicht kostendeckend. In 2017 kalkuliert die Forum GmbH mit 
einem Zuschussbedarf für den Betrieb der beiden Hallen von insgesamt ca. 939.000 Euro. 

Im Jahresabschluss 2015 der Forum GmbH wird ausgeführt, dass ein erheblicher Instandhal-
tungsstau an Stadthalle und Europahalle besteht. Die Forum GmbH hat keine finanziellen Mit-
tel, um Investitionen durchführen zu können. Die Investitions- und Baukostenzuschüsse der 
Stadt Castrop-Rauxel sind unzureichend, um den Sanierungsstau beheben zu können. Auf-
grund der angespannten Haushaltslage der Stadt, sind auch zukünftig keine höheren Baukos-
tenzuschüsse zu erwarten. 

Castrop-Rauxel liegt in einer dicht besiedelten Region in NRW. Viele Nachbarstädte stellen 
Ihren Einwohner ebenfalls Gebäude zur Durchführung von Veranstaltungen zur Verfügung. Es 
herrscht daher ein ausgeprägter Konkurrenzkampf, um die Durchführung von kulturellen Veran-
staltungen. Umsatzsteigerungen sind, auch aufgrund des Investitionsstaus an Stadthalle und 
Europahalle, nicht zu erwarten. 

Die Stadt hat sich 2012 von einem externen Beratungsunternehmen bezüglich der Neuausrich-
tung der Forum GmbH beraten lassen. Hierbei wurden mehrere Szenarien skizziert, die zur 
Konsolidierung des städtischen Haushaltes umgesetzt werden könnten. Danach könnte der 
größte Konsolidierungsbeitrag erwirtschaftet werden, wenn Stadthalle und Europahalle stillge-
legt werden (Szenario 7). Zu weiteren Ausführungen wird an dieser Stelle auf die in Anspruch 
genommene Beratungsleistung verwiesen. Ein Abriss der beiden Hallen ist nach Angaben der 
Stadt nicht möglich, da die Gebäude am Stadtmittelpunkt unter Denkmalschutz stehen. 

� Empfehlung 
Die Stadt Castrop-Rauxel sollte sich bei ihrer Entscheidungsfindung über den Fortbestand 
von Stadthalle und Europahalle an der eigenen finanziellen Leistungsfähigkeit orientieren. 
Die Haushaltslage der Stadt ist äußerst angespannt. Oberstes Ziel sollte daher eine nach-
haltige Haushaltsentlastung sein. 

Der Gebäudeeinsatz für kulturelle Zwecke bedarf der Aufwandsdeckung aus dem Gesamt-
haushalt. Die Stadt Castrop-Rauxel hat die Befugnis im Rahmen ihres Selbstverwaltungsrechts 
zu entscheiden, freiwillige Leistungen in gewohntem Standard und Leistungsumfang weiterhin 
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zu erbringen. In diesen Fällen müssen jedoch Kompensationsmaßnahmen einen strukturell 
ausgeglichenen Haushalt gemäß § 75 Abs. 2 GO sicherstellen. 

Soziales 

Das Flächenangebot im Bereich Soziales war zum Stichtag 31. Dezember 2014 interkommunal 
unterdurchschnittlich. Unter diese Rubrik fallen Wohnraum für Asylbewerber und Obdachlosen-
unterkünfte. 

Bei einer Vielzahl an Kommunen haben die vorhandenen Gebäude zur Unterbringung von 
Asylbewerbern in den letzten Jahren nicht mehr ausgereicht. Diese Entwicklung ist auch bei der 
Stadt Castrop-Rauxel eingetreten. Die Stadt hat daher seit 2015 eine Vielzahl an Wohneinhei-
ten angemietet und nutzt eigene städtische Gebäude (z.B. ehemalige Grundschule in der Wit-
tener Straße), um die Kapazitäten decken zu können. Der Kennzahlenwert dieser Nutzungsart 
hat sich hierdurch in Castrop-Rauxel wie auch in anderen Kommunen in NRW und im gesamten 
Bundesgebiet deutlich erhöht. 

Die weitere Bedarfsentwicklung lässt sich schwer einschätzen, sodass die Möglichkeit besteht, 
weitere Gebäudeflächen bereitstellen zu müssen. Zusätzlich zu tätigende Investitionen und zu 
leistende Mietzahlungen stellen ein haushaltswirtschaftliches Risiko dar, insofern hierfür kein 
vollständiger finanzieller Ausgleich vom Land erfolgt. 

Sonstiges 

Der Flächenwert der Stadt lag in 2014 im Bereich der sonstigen Nutzungen unter dem Durch-
schnitt der Vergleichskommunen. Die Stadt verfügt hier über umfangreiche Immobilien. Hierzu 
zählen neben Gebäuden des Baubetriebshofs unter anderem mehrere Wohnhäuser, Doppelga-
ragen sowie Restaurant und Tiefgarage am Stadtmittelpunkt.  

In Castrop-Rauxel befindet sich zudem auf jedem der sieben kommunalen Friedhöfe eine Trau-
erhalle (Friedhofsgebäude). Nach Angaben der Stadt besteht bei vielen Trauerhallen ein Sanie-
rungsstau. Die Nutzungszahlen sind in den vergangenen Jahren, wie in vielen anderen Kom-
munen auch, zurückgegangen. Bei einer lediglich geringen Anzahl an Benutzungen werden die 
laufenden Kosten einer Kapelle nicht durch die Erlöse gedeckt. Dies kann insbesondere bei 
Kapellen in kleineren Ortsteilen zu einer Kostenunterdeckung führen. Die Stadt begegnet dem 
Konsolidierungsdruck im Friedhofswesen mit verschiedenen Maßnahmen: 

• In 2016 wurden zwei Trauerhallen (Pöppinghausen und Henrichenburg) stillgelegt. 

• Perspektivisch soll die Anzahl der Trauerhallen auf zwei bis drei reduziert werden. 

• Die Stadt hat ein Friedhofsflächen-Bedarfskonzept durch ein externes Planungsbüro er-
stellen lassen. Das Konzept wird auskunftsgemäß fortlaufend umgesetzt. Zumindest mit-
telfristig ist nach Angaben der Stadt mit Flächenreduzierungen zu rechnen. 

• Die Stadt beabsichtigt, entwidmete Flächen in Bauland umzuwandeln, um einen Wertzu-
wachs erzielen zu können. Am Friedhof Ickern konnte daher eine Fläche von ca. 1.300 
m² als Bauland ausgewiesen werden. 
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� Feststellung 
Die GPA NRW bewertet die von der Stadt Castrop-Rauxel im Friedhofs- und Bestattungs-
wesen umgesetzten bzw. geplanten Maßnahmen positiv. Die Konsolidierungsmaßnahmen 
tragen zu einer Haushaltsentlastung der Stadt bei. 

� Empfehlung 
Die Stadt Castrop-Rauxel sollte insbesondere bei weiter sinkenden Nutzungen sowie bei zu-
künftigen Sanierungs- und Investitionsentscheidungen die Notwendigkeit der bisherigen An-
zahl an Trauerhallen kritisch hinterfragen. Die Stadt könnte weitere Gebäude stilllegen. Bei 
entsprechender Kostenübernahme bzw. Kostenbeteiligung könnte auch die Übertragung von 
Trauerhallen auf Vereine in Betracht gezogen werden. 

Die Stadt hat den Gebäudebestand durch Verkäufe in den letzten Jahren reduziert. So wurden 
unter anderem in 2013 ein Gebäude in der Querstraße und in 2014 die ehemalige Barbara-
Turnhalle (Waldenburger Straße 20) verkauft. 

� Feststellung 
Die erreichte Vermarktung von Immobilien, die nicht mehr zur originären Aufgabenerfüllung 
benötigt werden, entlastet den Haushalt nachhaltig. 
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� Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Heinrichstraße 1, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 
t 0 23 23/14 80-0 
f 0 23 23/14 80-333 
e info@gpa.nrw.de 
i www.gpa.nrw.de 
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� Inhalte, Ziele und Methodik 

Im Handlungsfeld Personalwirtschaft und Demografie prüft die GPA NRW, ob sich die Kommu-
nen aus personalwirtschaftlicher Sicht ausreichend mit den demografischen Folgen beschäfti-
gen. Fraglich ist beispielsweise, ob bereits eine systematische Strategie vorhanden ist, dieses 
Thema zu bewältigen. Hierzu wertet die GPA NRW ein standardisiertes Interview zu den we-
sentlichen demografischen Handlungsfeldern des Personalmanagements aus. 
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� Personalwirtschaftliches Handeln 

Personalwirtschaftliches Handeln wirkt im Hinblick auf die demografische Entwicklung in zwei 
Richtungen: 

• nach außen durch Aufgabenanalyse, Aufgabenkritik und Aufgabenorganisation sowie 

• nach innen durch Analyse der Verwaltungsorganisation und personalwirtschaftlicher As-
pekte. 

In der öffentlichen Verwaltung scheidet vermehrt Personal altersbedingt aus, Nachwuchskräfte 
sind schwieriger zu gewinnen. Außerdem muss das kommunale Leistungsangebot an die künf-
tige Bevölkerung angepasst werden. Aufgaben ändern sich, entfallen oder kommen hinzu. Des-
halb ist eine strukturierte Aufgabenanalyse und Aufgabenplanung notwendig. Auf dieser Basis 
sollten die Kommunen anschließend organisatorische und personalwirtschaftliche Prozesse 
einleiten. 

Auf Handlungsfelder mit grundsätzlicher demografischer Bedeutung geht die GPA NRW im 
Vorbericht ein. Dort werden Themen wie die Verwertung demografischer Informationen als Ba-
sis für Ziel- und Maßnahmenplanung, ressortübergreifende Demografieplanung, bürgerschaftli-
ches Engagement usw. behandelt. In diesem Teilbericht betrachtet die GPA NRW die Hand-
lungsfelder für eigene personalwirtschaftliche Maßnahmen. 

Die Stadt Castrop-Rauxel hat während der Prüfung den bearbeiteten Fragebogen erhalten. Aus 
Sicht der GPA NRW ergeben sich für die Stadt Castrop-Rauxel folgende Optimierungs- bzw. 
Handlungsmöglichkeiten: 

Verwaltungsorganisation 

Organisatorisch ist die Verwaltung aufgeteilt in die sogenannte „Unternehmenszentrale“ und 
drei Dezernate. Unterhalb dieser Ebene werden die Aufgaben in Bereichen wahrgenommen. 
Die Unternehmenszentrale umfasst die Bereiche Rechnungsprüfung, Informationstechnik und 
zentrale Dienste, Finanzen sowie die Stadtkasse. 

Insbesondere in Anbetracht der sich abzeichnenden Personalfluktuationen in den kommenden 
15 Jahren ist auch die Stadtverwaltung Castrop-Rauxel aufgefordert, ablauf- und aufbauorgani-
satorische Prozesse auf mögliche Optimierungspotenziale zu untersuchen. Dies ist notwendig, 
um die Aufgaben auch in Zukunft effektiv und effizient wahrnehmen zu können. Die Aufbauor-
ganisation beantwortet die Frage, „wer“ eine Aufgabe erledigt. Die Ablauforganisation hingegen 
legt fest, „wie“ eine Aufgabe erfüllt werden soll. 

Ablauforganisatorisch ist von Bedeutung, dass die Verfahrensabläufe an den Aufgaben bzw. 
Produkten ausgerichtet werden. Damit können kurze Prozesslaufzeiten erreicht und Schnittstel-
len vermieden werden. Ferner können ganzheitliche, auf Verantwortungsübernahme ausgerich-
tete Aufgaben und Prozesse organisiert werden. Gerade der letztgenannte Aspekt ist bedeut-
sam im Hinblick auf die Handlungsspielräume der Mitarbeiter. Werden Arbeitsplätze so gestal-
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tet, dass die Beschäftigten z. B. Verantwortung übernehmen müssen, kann dieses dazu beitra-
gen, dass sie dauerhaft motiviert sind. 

Zunehmend bedeutend für die Aufgabenerfüllung wird es aber auch sein, mit dem zukünftig 
vorhandenen Personal flexibel auf sich verändernde Aufgaben reagieren zu können. Dieses 
muss der Stadt Castrop-Rauxel gelingen. Das bedingt, dass die statische Aufbauorganisation 
zunehmend durch flexible Formen der Arbeitsorganisation ergänzt wird. Dazu gehört die Arbeit 
in Projektgruppen. Sie wird von der Stadt Castrop-Rauxel bereits regelmäßig praktiziert, z. B. im 
Zusammenhang mit der Sanierung des Stadtmittelpunktes oder bei der Umsetzung des Kom-
munalinvestitionsförderungsgesetzes sowie des Programms Schule 2020. 

Optimierungspotenzial ergibt sich für die Stadt Castrop-Rauxel, in dem sie flächendeckend An-
forderungsprofile erstellt. Die kleinste Organisationseinheit in der Aufbauorganisation ist die 
Stelle. Ein Anforderungsprofil beschreibt personenunabhängig die Anforderungen für eine Stel-
le, wie z. B. die Laufbahnbefähigung oder besondere fachlich Kenntnisse. Aus Sicht der GPA 
NRW sind Anforderungsprofile eine wichtige Voraussetzung, um 

• den qualitativen Personalbedarf festzustellen, 

• den Personalentwicklungsbedarf zu ermitteln 

• und rechtssichere Auswahlentscheidungen zu treffen. 

Die Anforderungsprofile bilden damit die Grundlage für weitere personalwirtschaftliche Instru-
mente. Die Stadt Castrop-Rauxel verfügt über vollständige Stellenbeschreibungen. Anforde-
rungsprofile werden nur im Bedarfsfall erstellt, sobald eine Stelle ausgeschrieben wird. Für be-
stehende Stellen, die aktuell keiner Ausschreibung bedürfen, existieren noch keine Anforde-
rungsprofile. 

� Empfehlung 

Die Stadt Castrop-Rauxel sollte flächendeckend für alle Stellen der Verwaltung Anforde-
rungsprofile erstellen. 

Anforderungsprofile können als Grundlage dienen, den Personalentwicklungsbedarf zu ermit-
teln. Personalentwicklung hat die Aufgabe, die Fähigkeiten und Fertigkeiten der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter zu erkennen, zu erhalten und zu fördern. Entscheidend in dem Zusammen-
hang ist die Frage, welche Aufgaben zukünftig noch von der Stadt Castrop-Rauxel erfüllt wer-
den müssen. Bleibt das Aufgabenportfolio unverändert und werden nicht alle Stellen der in den 
kommenden 15 Jahren ausscheidenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wiederbesetzt, müs-
sen die Aufgaben von dem verbleibenden Personal erledigt werden. Damit steigen die quantita-
tiven und qualitativen Anforderungen für diese Beschäftigten erheblich. Hinzu kommt, dass 
auch diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter älter werden. Daher ist es wichtig, ihre Leistungsfä-
higkeit und Leistungsbereitschaft gezielt zu fördern. 

Die Stadt Castrop-Rauxel verfügt über ein reichhaltiges Angebot zur Gesundheitsförderung. Es 
gibt diverse Betriebssportgruppen sowie Gymnastikkurse. In Zusammenarbeit mit Krankenkas-
sen wird einmal jährlich ein Gesundheitstag in den Räumen der Stadtverwaltung durchgeführt. 
Ferner existieren Dienstvereinbarungen, welche die Themen betriebliche Gesundheitsförde-
rung, betriebliches Eingliederungsmanagement und Sucht zum Inhalt haben. Die Angebote und 
Dienstvereinbarungen werden genutzt bzw. in der Praxis angewandt. 
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Neben der Gesundheitsförderung gibt es weitere wichtige Bereiche der Personalentwicklung. 
Um die wesentlichen Ziele und Aufgaben innerhalb dieses Handlungsfeldes zu beschreiben, 
bedarf es einer entsprechenden Konzeption. Diese ist abhängig von den besonderen Aufgaben 
und individuellen Rahmenbedingungen der Verwaltung. Dazu bietet es sich an, ein Personal-
entwicklungskonzept zu erstellen. Es ist als Grundorientierung für die Verwaltung und ihre Be-
schäftigten zu verstehen. 

Die Stadt Castrop-Rauxel verfügt über kein aktuelles Personalentwicklungskonzept. Im Auftrag 
des Verwaltungsvorstandes der Stadt hat eine Projektgruppe im Zeitraum von 2006 bis 2012 
ein Konzept erarbeitet und zwischenzeitlich teilweise auch umgesetzt. Seit der pflichtigen Teil-
nahme am Stärkungspakt Stadtfinanzen wurden weitere Aktivitäten aber eingestellt. In 2016 
wurde die Personalverwaltung durch Ratsbeschluss beauftragt, ein neues Personalentwick-
lungskonzept unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf den Stärkungspakt neu zu erstel-
len. 

� Empfehlung 

Die Stadt Castrop-Rauxel sollte das Personalentwicklungskonzept baldmöglichst fertigstel-
len, regelmäßig fortschreiben und konsequent anwenden. 

Altersstruktur und Fluktuation  

Eine systematisch erstellte Altersstrukturanalyse sowie eine Fluktuationsprognose sind uner-
lässlich, um die Folgen der altersfluktuationsbedingten Personalabgänge frühzeitig steuern zu 
können. Beide Instrumente bilden die Grundlage für eine fundierte Personalbedarfsplanung. 

Die Stadt Castrop-Rauxel führt Altersstrukturanalysen und Fluktuationsprognosen durch. Sie 
erstrecken sich aber nur über einen Zeitraum bis zu drei Jahren, analog zur Ausbildungszeit. 
Die Analysen und Prognosen werden jährlich fortgeschrieben. 

� Empfehlung 

Die Stadt Castrop-Rauxel sollte systematische Altersstrukturanalysen und Fluktuationsprog-
nosen gleichermaßen für kurz-, mittel- und langfristige Zeiträume erstellen. Dadurch können 
Handlungsnotwendigkeiten rechtzeitig erkannt und steuernde Maßnahmen zeitnah ergriffen 
werden. 

Die Erkenntnisse aus einer Altersstrukturanalyse und Fluktuationsprognose sind ein Baustein, 
um eine Personalbedarfsplanung durchzuführen. Ziel der Personalbedarfsplanung ist es, dass 
das zukünftige Aufgabenportfolio mit dem in quantitativer und qualitativer Hinsicht erforderlichen 
Personalbestand wahrgenommen werden kann. 

Die Stadt Castrop-Rauxel verfügt über die wesentlichen Daten ihrer Beschäftigten wie zum 
Beispiel gesetzliche Altersgrenze, Datum des Ausscheidens aus dem Dienst, aktueller Aufga-
benbereich, Qualifikation und Berufsgruppe. Damit sind die grundlegenden Voraussetzungen 
für eine Personalbedarfsplanung gegeben. Die Personalbedarfsplanung der Stadt Castrop-
Rauxel stellt den Personalbedarf analog zu den Altersstrukturanalysen aber auch nur über ei-
nen Zeitraum bis zu drei Jahren dar. 
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� Empfehlung 

Die Stadt Castrop-Rauxel sollte ihren Personalbedarf auf der Grundlage von Altersstruktur-
analysen und Fluktuationsprognosen ebenfalls für kurz- bis langfristige Zeiträume planen. 

Wissensbewahrung 

Die GPA NRW hat auf Basis der vorliegenden Personalliste zum Stichtag 30. Juni 2015 die 
Altersstruktur der Beschäftigten der Stadt Castrop-Rauxel ermittelt. Danach werden rund 59 
Prozent des Personals in den nächsten 15 Jahren die Verwaltung verlassen. Die Beschäftigten 
des EUV-Stadtbetrieb Castrop-Rauxel sind dabei unberücksichtigt geblieben. 

Altersstruktur der Beschäftigten gesamt ohne EUV-Stadtbetrieb Castrop-Rauxel 

Beschäftigte unter 30 Jahre 
30 bis unter 40 

Jahre 

40 bis unter 50 

Jahre 

50 bis unter 60 

Jahre 
ab 60 Jahre 

Anzahl 47 142 183 366 170 

Anteil in Prozent 5 16 20 40 19 

Die ausscheidenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nehmen einen großen Wissensschatz mit. 
Sie verfügen über ein großes Spektrum an Berufs- und Lebenserfahrung. Dieses Wissen ist 
bedeutend für die Verwaltungsorganisation. Hinzu kommt, dass viele der ausscheidenden Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen über Schlüsselwissen verfügen, das nur ihnen alleine zur Verfü-
gung steht. 

Auch bei der Frage der Wissensbewahrung kommt es entscheidend darauf an, welche Aufga-
ben zukünftig von der Stadt Castrop-Rauxel erfüllt werden müssen. Wenn bisherige Aufgaben 
auch zukünftig zu erledigen sind, muss das Fachwissen der ausscheidenden Beschäftigten 
dem verbleibenden Personal der Stadtverwaltung zur Verfügung stehen. 

Es gibt diverse Möglichkeiten, die Wissensbewahrung und –verteilung zu optimieren. Hierzu 
zählen: 

• Personenkreis festlegen, der Bestandteil der Wissensbewahrung und -verteilung werden 
soll, 

• Dokumentenmanagementsystem erstellen, 

• Wissen systematisch in Handbüchern, Checklisten oder Verfahrensdokumentationen er-
fassen und 

• Übergabeunterlagen anfertigen, die alle wesentlichen Informationen für den Vertretungs- 
oder Fluktuationsfall enthalten. 

Ein Dokumentenmanagementsystem befindet sich bei der Stadt Castrop-Rauxel derzeit im Auf-
bau. Es soll künftig eingeführt werden. Von den übrigen genannten Maßnahmen hat die Stadt 
bislang noch keinen Gebrauch gemacht. 
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� Empfehlung 

Die Stadt Castrop-Rauxel sollte das geplante Dokumentenmanagementsystem baldmög-
lichst einführen. Ferner sollte die Stadt aufgrund der anstehenden altersbedingten Fluktuati-
onen weitere Maßnahmen ergreifen, um das Wissen optimal zu bewahren und zu verteilen. 
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� Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Heinrichstraße 1, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 
t 0 23 23/14 80-0 
f 0 23 23/14 80-333 
e info@gpa.nrw.de 
i www.gpa.nrw.de 
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� Inhalte, Ziele und Methodik 

Die GPA NRW prüft innerhalb des Produktbereiches Sicherheit und Ordnung folgende Hand-
lungsfelder:  

• Einwohnermeldeaufgaben,  

• Personenstandswesen und 

• Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten. 

Ziel der GPA NRW ist es, auf Steuerungs- und Optimierungspotenziale hinzuweisen. Leis-
tungsbezogene Kennzahlen sind dabei Indikator im Hinblick auf eine angemessene Stellenaus-
stattung. Auf der Basis von Benchmarks ermittelt die GPA NRW Potenziale. Der interkommuna-
le Vergleich und die Potenzialausweisung helfen den Kommunen, Prioritäten für mögliche Ver-
änderungs- und Entwicklungsprozesse zu setzen. 

Dafür vergleicht und analysiert die GPA NRW den jeweiligen Personaleinsatz und die erbrach-
ten Leistungsmengen. Strukturierte Interviews unterstützen die Analyse. In jedem Handlungs-
feld vergleicht die GPA NRW erst die Kennzahl Personalaufwendungen je Fall interkommunal. 
Danach vergleichen wir den Personaleinsatz in der Sachbearbeitung auf Basis von Leistungs-
kennzahlen. Weitere Kennzahlen wie der Deckungsgrad der Personalaufwendungen und Fallin-
tensitäten können die Prüfung ergänzen. Für die Ermittlung der Personalaufwendungen legt die 
GPA NRW Durchschnittswerte1 zugrunde. Die Fallzahlen gewichten wir, um den unterschiedli-
chen Bearbeitungszeiten Rechnung zu tragen. In den Tabellen am Ende des Teilberichts ist 
dargestellt, wie die GPA NRW die Gewichtung berechnet. 

Die Aufgaben der großen kreisangehörigen Kommunen in den betrachteten Handlungsfeldern 
sind grundsätzlich identisch. Die GPA NRW definiert die untersuchten Aufgaben, so dass die 
Vergleichskommunen ihr Personal, die Fallzahlen und ihre Erträge unabhängig von der beste-
henden Organisationsstruktur zuordnen können. Das Personal wird dabei entsprechend der 
GPA-Definitionen getrennt nach Sachbearbeitung und Overhead erfasst. So konzentriert sich 
der Leistungsvergleich auf die Sachbearbeitung und wird nicht durch Overheadtätigkeiten ver-
fälscht. 

Auch Besonderheiten der Kommune wie spezielle Ansprüche und individuelle Standards kön-
nen den Personaleinsatz prägen. Organisationsbetrachtungen oder Überprüfungen der Stellen-
ausstattung sollen diese bestehenden Standards kritisch analysieren. Deshalb bereinigt die 
GPA NRW den Stellenvergleich nicht um solche Besonderheiten. Sofern die höhere Personal-
ausstattung das Ergebnis höherer Standards ist, müsste die Kommune daher zunächst diese 
Rahmenbedingungen anpassen, um den Personaleinsatz optimieren zu können. Daher ist es 
sinnvoll, dass die Kommune die individuellen Potenziale weiter untersucht, z. B. durch eine 
aufgabenkritische Betrachtung und eine analytische Stellenbemessung. 

 

 

1 Für die Kennzahlen 2015 ist Grundlage der KGSt-Bericht M19/2014 Kosten eines Arbeitsplatzes 2014/2015 
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� Einwohnermeldeaufgaben 

Die Einwohnermeldeaufgaben erledigte die Stadt Castrop-Rauxel im Jahr 2015 mit 7,50 Voll-
zeit-Stellen in der Sachbearbeitung. Zusätzlich bildeten 0,50 Vollzeit-Stellen den Overhead. 
Daraus abgeleitet legt die GPA NRW 434.490 Euro Personalaufwendungen bei ihren Verglei-
chen zu Grunde. Die Bezugsgröße für die Kennzahlen sind 16.300 gewichtete Fälle. 

Personalaufwendungen je Fall Einwohnermeldeaufgaben in Euro 2015 

Castrop-Rauxel Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

26,66  17,91  42,28  26,57  22,48  26,09  28,78  27  

Die Kennzahl wird von der Fallzahl und der Höhe der Personalaufwendungen beeinflusst. Die 
Personalaufwendungen wiederum sind abhängig von dem Stellenanteil sowie dem Besoldungs- 
und Gehaltsniveau. In die Personalaufwendungen fließen auch die Stellenanteile für den Over-
head ein. 

Castrop-Rauxel liegt mit einem Overhead-Anteil von 0,50 unterhalb des Mittelwertes von 0,63 
Vollzeit-Stellen. Die Personalaufwendungen je Vollzeit-Stelle betragen in Castrop-Rauxel 
54.318 Euro. Damit liegen sie ebenfalls unter dem Mittelwert von 56.161 Euro. 

Beide Kennzahlen wirken begünstigend auf die Personalaufwendungen je Fall. Dennoch er-
reicht die Stadt mit 26,66 Euro einen leicht überdurchschnittlichen Wert. Dieser Wert  kann 
demnach ein Hinweis auf eine niedrige Leistungskennzahl „Fälle je Vollzeit-Stelle“ sein. 

Ob die Anzahl der Stellenanteile für die Aufgabenwahrnehmung angemessen ist, wird durch die 
nachfolgende Leistungskennzahl verdeutlicht. Hierzu wird die gewichtete Fallzahl von 16.300 in 
Bezug zu den Vollzeit-Stellen für die Sachbearbeitung gesetzt. 

Fälle je Vollzeit-Stelle Einwohnermeldeaufgaben 2015 
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Castrop-Rauxel 1. Quartil 
2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil Anzahl Werte 

2.174  2.133  2.357  2.518  27  

Der Hinweis auf eine unterdurchschnittliche Leistungskennzahl erweist sich als zutreffend. Ori-
entiert am Benchmark ergibt sich für die Stadt Castrop-Rauxel bei dieser Aufgabe ein Potenzial 
von 1,2 Vollzeit-Stellen. Die dazu führende Berechnung wurde der Stadt im Verlauf der Prüfung 
zur Verfügung gestellt. 

Das ausgewiesene Potenzial basiert auf den Stellen- und Falldaten des Jahres 2015. Das Po-
tenzial wird begünstigt durch nicht berücksichtigte Stellenanteile aufgrund von Langzeiterkran-
kungen. In 2016 hat sich der Personalbestand bei dieser Aufgabe um 3,3 Vollzeit-Stellen er-
höht. Gleichzeitig hat sich die gewichtete Fallzahl auf 15.510 verringert. Unter Berücksichtigung 
dieser beiden Tatbestände erhöht sich das Potenzial auf 4,9 Vollzeit-Stellen. 

Wie der Handlungsbedarf zu beurteilen ist, hat die GPA NRW durch weitere Analysen unter-
sucht. Eine wichtige Rolle spielt dabei die Entwicklung der Fallzahlen. 

Zahl der Anträge auf Ausstellung von Ausweisdokumenten sowie An-, Um- und Abmeldungen 

 

Die Zahl der An-, Um- und Abmeldungen hat sich in 2015 erkennbar erhöht. Die Steigerung 
resultierte überwiegend aus der Zunahme der Anmeldungen. Ein Grund dafür kann die Einwoh-
nerzahl sein, die in 2015 gegenüber dem Vorjahr angestiegen ist. Weitere Ursachen sind auch 
aus Sicht der Verwaltung nicht erklärbar. Der weitere Verlauf zeigt, dass die Meldeverfahren 
wieder rückläufig sind. Nach den Prognosen von IT.NRW ist eine Erhöhung der Einwohnerzahl 
künftig nicht zu erwarten. In anderen Kommunen hat sich die zahlenmäßige Entwicklung der 
Bevölkerung anders dargestellt als von IT.NRW prognostiziert. Insofern kann auch für die Stadt 
Castrop-Rauxel diesbezüglich keine sichere Aussage getroffen werden. 

Bis 2016 gab es in Castrop-Rauxel eine Erstaufnahmeeinrichtung für Flüchtlinge mit maximal 
1.000 Plätzen, von denen allerdings nur rund 300 Plätze belegt waren. Sie ist Ende 2016 ge-
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schlossen worden. Zentrale Unterbringungseinrichtungen und Notunterkünfte existieren in Cas-
trop-Rauxel derzeit nicht. Das bedeutet, dass durch die Flüchtlingssituation von einer künftigen 
Erhöhung der Meldeverfahren nicht auszugehen ist. 

Die Zahl der angenommenen Anträge auf Ausstellung von Ausweisdokumenten hat sich in der 
dargestellten Zeitreihe seit 2012 deutlich verringert. Diese Entwicklung ist bei den anderen 
Kommunen nicht festzustellen. Eine Vielzahl von Bürgern hat, bevor der neue Personalausweis 
im Jahr 2010 eingeführt wurde, Anträge auf Ausweisdokumente gestellt. Dadurch erklären sich 
zurückgehende Fallzahlen in den Folgejahren. In vielen Kommunen ist ab 2014 aber wieder 
eine steigende Tendenz zu verzeichnen. In Castrop-Rauxel ist das nicht der Fall. Erkennbare 
Gründe dafür gibt es nicht. 

� Empfehlung 

Die Stadt Castrop-Rauxel sollte die Entwicklung der Fallzahlen beobachten und die Perso-
nalausstattung entsprechend anpassen.  

Ein weiterer Aspekt ist das neue Bundesmeldegesetz, das zum 01. November 2015 in Kraft 
getreten ist. Durch die gesetzlichen Vorgaben werden die Arbeitsprozesse verlängert. Dadurch 
entsteht bei der Bearbeitung der Meldeverfahren dauerhaft ein höherer zeitlicher Aufwand als 
bisher. Dieser ergibt sich aber auch bei allen anderen Kommunen. 

Vielfach wirken sich auch höhere Standards in der Aufgabenwahrnehmung auf den Personal-
bedarf aus. Dazu gehören beispielsweise die Öffnungszeiten der Bürgerbüros. Die durchschnitt-
lichen Öffnungszeiten bei den Vergleichskommunen betragen 37,6 Stunden wöchentlich. In der 
Stadt Castrop-Rauxel liegen sie bei 33 Stunden. In Castrop-Rauxel existiert allerdings kein Bür-
gerbüro in der Form, wie es in vielen anderen Kommunen mittlerweile anzutreffen ist. Insofern 
ist ein Vergleich der Öffnungszeiten mit den Vergleichsstädten auf Grund der unterschiedlichen 
Aufgabenwahrnehmung nicht realistisch. 

In der Stadt Castrop-Rauxel werden im Bürgerbüro neben den Einwohnermeldeaufgaben ledig-
lich noch Anträge auf Führerscheine bearbeitet. Diese Organisationsform ist der eines her-
kömmlichen Einwohnermeldeamtes gleichzusetzen. Das führt dazu, dass Bürger wegen diver-
ser Anliegen unterschiedliche Bereiche aufsuchen müssen. Diese Einheiten erfüllen Aufgaben 
wie Fundsachen, Fischereischeine, Anwohnerparkausweise, Hundesteuer und Müllgefäße. 
Solche Aufgaben sind in Städten, die über ein modernes Bürgerbüro verfügen, gebündelt. Das 
begünstigt nicht nur die Bürger, denen lange Anlaufwege erspart werden. Es ermöglicht in der 
Regel auch personelle Einsparungen. 

Die ungünstige Leistungskennzahl der Stadt Castrop-Rauxel lässt den Schluss zu, dass im 
Bereich der Einwohnermeldeaufgaben noch freie Kapazitäten vorhanden sind. Durch eine Ver-
lagerung der vorgenannten Aufgaben auf den Einwohnermeldebereich könnten Stellenanteile in 
anderen Fachdiensten reduziert werden, ohne den Personalbestand im Meldewesen in glei-
chem Umfang zu erhöhen. Hinzu kommt, dass die Organisationsform eines Bürgerbüros auch 
Vorteile hinsichtlich der Arbeitsabläufe bietet. Verbesserte Vertretungsregelungen, Verhinde-
rung von „Leerlaufzeiten“ sind nur Beispiele dafür. Die Aufgaben des Bürgerbüros sind in Cas-
trop-Rauxel vor einigen Jahren bereits thematisiert, danach aber nicht mehr weiter verfolgt wor-
den. 
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Um die Arbeitsabläufe im Bürgerbüro und den damit verbundenen Personalbedarf zu ermitteln, 
sollten zunächst die Leerlaufzeiten und Auslastungsgrade ermittelt werden. Terminvergaben 
können unterstützend eingeführt werden. 

� Empfehlung 

Die Stadt Castrop-Rauxel sollte von den genannten Möglichkeiten Gebrauch machen und ih-
re Personalausstattung unter Berücksichtigung der Fallzahlen entsprechend anpassen. 
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� Personenstandswesen 

Die Aufgaben des Personenstandswesens erledigte die Stadt Castrop-Rauxel im Jahr 2015 mit 
5,02 Vollzeit-Stellen in der Sachbearbeitung. Zusätzlich bildeten 0,20 Vollzeit-Stellen den Over-
head. Daraus abgeleitet legt die GPA NRW 359.477 Euro Personalaufwendungen bei ihren 
Vergleichen zu Grunde. Die Bezugsgröße für die Kennzahlen sind 800 gewichtete Fälle. 

Personalaufwendungen je Fall Personenstandswesen in Euro 2015 

Castrop-Rauxel Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

450  211  500  342  297  342  380  27  

Der Stellenanteil für den Overhead liegt in Castrop-Rauxel mit 0,20 deutlich unterhalb des Mit-
telwertes von 0,36 Vollzeit-Stellen. Die Personalaufwendungen je Vollzeit-Stelle belaufen sich in 
Castrop-Rauxel auf 68.865 Euro. Der Mittelwert beträgt 66.906 Euro. Beide Kennzahlen wirken 
sich sowohl positiv als auch negativ auf die Personalaufwendungen je Fall. Hierbei erreicht die 
Stadt Castrop-Rauxel mit 450 Euro aber einen Wert, der dem Maximum näher ist als dem Mit-
telwert. Das kann ein Hinweis auf eine unterdurchschnittliche Leistungskennzahl „Fälle je Voll-
zeit-Stelle“ sein. 

Ob die Anzahl der Stellenanteile für die Aufgabenwahrnehmung angemessen ist, wird durch die 
nachfolgende Leistungskennzahl verdeutlicht. Hierzu wird die gewichtete Fallzahl von 800 in 
Bezug zu den Vollzeit-Stellen für die Sachbearbeitung gesetzt. 

Fälle je Vollzeit-Stelle Personenstandswesen 2015 

 

Castrop-Rauxel 1. Quartil 
2. Quartil  

(Median) 
3. Quartil Anzahl Werte 

159  186  207  235  27  

Der Hinweis auf eine niedrige Leistungskennzahl erweist sich auch beim Personenstandswesen 
als zutreffend. Die Stadt Castrop-Rauxel erreicht bei dieser Leistungskennzahl einen Wert un-
weit des Minimums. Orientiert am Benchmark ergibt sich für die Stadt Castrop-Rauxel bei dieser 
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Aufgabe nach den Werten des Jahres 2015 ein Potenzial von 1,7 Vollzeit-Stellen. Die dazu 
führende Berechnung wurde der Stadt im Verlauf der Prüfung zur Verfügung gestellt. 

Das ausgewiesene Potenzial basiert auf den Stellen- und Falldaten des Jahres 2015. Im Jahr 
2016 hat sich die gewichtete Fallzahl kaum verändert. Der Personalbestand ist dagegen um 
rund 0,9 Vollzeit-Stellen gesunken. Damit vermindert sich das Potenzial auf 0,8 Vollzeit-Stellen. 
Die GPA NRW hat weitere Analysen vorgenommen, um den Handlungsbedarf zu beurteilen. 

Es ist grundsätzlich zu berücksichtigen, dass bei Eheschließungen der Zeitaufwand für Melde-
verfahren mit Ausländerbeteiligung größer ist als der bei den übrigen Eheschließungen. Er ent-
steht unter anderem durch aufwendigere Beratungen, Befreiungsverfahren (Oberlandesgericht) 
und Anforderung ausländischer Urkunden. Im Jahr 2015 ist es in Castrop-Rauxel zu 50 Melde-
verfahren mit Ausländerbeteiligung gekommen. Das entspricht einem Anteil von 14,4 Prozent 
an den gesamten Meldeverfahren. Der Mittelwert der Vergleichskommunen liegt bei 19,7 Pro-
zent. Aus der unterdurchschnittlichen Quote lässt sich kein Mehraufwand bei der Sachbearbei-
tung gegenüber den anderen Städten ableiten. Zu berücksichtigen ist aber, dass die Zahl der 
bearbeiteten Meldeverfahren, in denen eine Ausländerbeteiligung vorlag, in 2015 gegenüber 
den Vorjahren deutlich angestiegen ist. 

Wie bei den Einwohnermeldeaufgaben können sich auch beim Personenstandswesen höhere 
Standards auf den Personalbedarf auswirken. Ein großer Teil der Vergleichskommunen nimmt 
Trauungen in auswärtigen Örtlichkeiten vor. Durch solche Ambiente-Trauungen entsteht viel-
fach ein zeitlicher Mehraufwand, der nur durch einen entsprechend höheren Stellenanteil aufge-
fangen werden kann. Dies ist bei der Stadt Castrop-Rauxel aber nicht der Fall. Im Rathaus be-
findet sich ein Trauzimmer. Dort wird der überwiegende Teil der Trauungen durchgeführt. Da-
neben stehen für die Eheschließungen noch das Schloss Bladenhorst und das Haus Gold-
schmieding zur Verfügung. Der zeitliche Mehraufwand für die Fahrten zu diesen Örtlichkeiten 
beträgt lediglich zehn bis 15 Minuten. In diesen Einrichtungen wurden in 2016 von den insge-
samt rund 270 Trauungen etwa 100 Eheschließungen vollzogen. Hinzu kommt, dass im 
Schloss Bladenhorst Trauungen nur durch den Bürgermeister, den Altbürgermeister und den 
Technischen Beigeordneten vorgenommen werden. Für diese Personen sind keine Stellenan-
teile in die Fallzahlen eingeflossen. In der Gesamtbetrachtung lässt sich ein besonderer Mehr-
aufwand daraus nicht herleiten. 

Eine Möglichkeit zur Realisierung des Potenzials liegt in der interkommunalen Zusammenarbeit. 
Die GPA NRW hat bei ihren bisherigen Prüfungen festgestellt, dass es in nahezu sämtlichen 
Bereichen der Verwaltung Aufgaben gibt, bei denen Kommunen miteinander kooperieren und 
dadurch Stelleneinsparungen bewirkt haben. Dazu zählt auch die Ordnungsverwaltung mit dem 
Aufgabenfeld Personenstandswesen. 

Weitere Möglichkeiten ergeben sich, in dem die Stadt ihre Öffnungszeiten in diesen Bereich 
vermindert bzw. besser organisiert. Die wöchentlichen Öffnungsstunden beim Standesamt lie-
gen in Castrop-Rauxel bei 27. Damit überschreiten sie den Mittelwert von 23,6 Stunden. 

� Empfehlung 

Die Stadt Castrop-Rauxel sollte das im Bereich des Personenstandswesens ausgewiesene 
Stellenpotenzial kritisch überprüfen und den Fallzahlen anpassen. Möglichkeiten interkom-
munaler Kooperationen sollten unter Beachtung der aktuellen Rechtsprechung untersucht 
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werden. Die Optimierung der Öffnungszeiten kann einen weiteren Beitrag zur Reduzierung 
von Stellen leisten. 
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� Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten 

Die Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten2 erledigte die Stadt Castrop-Rauxel im Jahr 
2015 mit 3,51 Vollzeit-Stellen in der Sachbearbeitung. Zusätzlich bildeten 0,15 Vollzeit-Stellen 
den Overhead. Daraus abgeleitet legt die GPA NRW 217.078 Euro Personalaufwendungen bei 
ihren Vergleichen zu Grunde. Die Bezugsgröße für die Kennzahlen sind 2.412 gewichtete Fälle. 

Personalaufwendungen je Fall Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten in Euro 2015 

Castrop-Rauxel Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

90  37  130  83  70  81  91  27  

Der Stellenanteil für den Overhead liegt in Castrop-Rauxel mit 0,15 unter dem Mittelwert von 
0,31 Vollzeit-Stellen. Die Personalaufwendungen je Vollzeit-Stelle liegen in Castrop-Rauxel bei 
59.311 Euro. Der Mittelwert beläuft sich auf 67.036 Euro. Beide Kennzahlen beeinflussen die 
Personalaufwendungen je Fall positiv. Hierbei erreicht die Stadt Castrop-Rauxel mit 90 Euro 
aber einen leicht überdurchschnittlichen Wert. Das kann ein Hinweis auf eine unterdurchschnitt-
liche Leistungskennzahl „Fälle je Vollzeit-Stelle“ sein. 

Ob die Anzahl der Stellenanteile für die Aufgabenwahrnehmung angemessen ist, wird durch die 
nachfolgende Leistungskennzahl verdeutlicht. Hierzu wird die gewichtete Fallzahl von 2.412 in 
Bezug zu den Vollzeit-Stellen für die Sachbearbeitung gesetzt. 

Fälle je Vollzeit-Stelle Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten 2015 

 

Castrop-Rauxel 1. Quartil 
2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil Anzahl Werte 

687  802  931  1.071  27  

Der Hinweis auf eine niedrige Leistungskennzahl erweist sich auch bei dieser Aufgabe als zu-
treffend. Orientiert am Benchmark ergibt sich für die Stadt Castrop-Rauxel bei dieser Aufgabe 

 

2 mit Ausnahme der Tätigkeiten nach Titel IV Gewerbeordnung 
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nach den Werten des Jahres 2015 ein Potenzial von 1,1 Vollzeit-Stellen. Nach den Fall- und 
Stellendaten ergibt sich in 2016 das gleiche Potenzial. 

Um die Leistungskennzahl zu beurteilen, hat die GPA NRW weitere Analysen vorgenommen. 
Eine maßgebliche Rolle spielen dabei die gewichteten Fallzahlen. Sie sind der Anlage zu ent-
nehmen. Wegen des unterschiedlichen Zeitaufwandes liegen den einzelnen Tätigkeiten sehr 
differenzierte Gewichtungen zugrunde. Die höchsten Gewichtungsfaktoren hat die GPA NRW 
für Gaststättenerlaubnisse und Gewerbeuntersagungen festgelegt. Dies hat zur Folge, dass die 
absolute Fallzahl dieser Aufgaben die gewichtete Fallzahl stark beeinflusst. Im Zeitverlauf ha-
ben sich die absoluten Fallzahlen wie folgt entwickelt. 

Zahl der erteilten Gaststättenerlaubnisse und Gewerbeuntersagungen 

 

Tendenziell haben sich die absoluten Fallzahlen in beiden Bereichen nur unwesentlich verän-
dert. Damit sind die Werte des Jahres 2015 aussagefähig für den interkommunalen Vergleich. 
In diesem Jahr liegt die Stadt Castrop-Rauxel mit 43 erteilten Gaststättenerlaubnissen über 
dem Mittelwert von 36,3 Fällen. Ähnlich stellt sich die Sachlage bei den Gewerbeuntersagungen 
dar. Mit 24 Gewerbeuntersagungen liegt Castrop-Rauxel in 2015 ebenfalls über dem Mittelwert 
von 17,2 Fällen. Die überdurchschnittliche Zahl der Gaststättenerlaubnisse und Gewerbeunter-
sagungen wirkt sich demnach positiv auf die Leistungskennzahl aus. Diese ist aber im inter-
kommunalen Vergleich weit unterdurchschnittlich. Damit können die Fallzahlen der Gaststät-
tenerlaubnisse und Gewerbeuntersagungen die übrigen Fallzahlen nicht kompensieren. Das 
betrifft die An-, Um– und Abmeldungen, die sonstigen gewerberechtlichen Erlaubnisse und die 
Gestattungen. Die Falzahlen hierfür liegen teilweise deutlich unter den Mittelwerten der Ver-
gleichskommunen. 

� Empfehlung 

Die Stadt Castrop-Rauxel sollte auch das im Bereich der Gewerbe- und Gaststättenangele-
genheiten ausgewiesene Stellenpotenzial kritisch überprüfen und den Fallzahlen anpassen. 
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Die Stadt Castrop-Rauxel muss jederzeit in der Lage sein, auf Veränderungen bei der Abwick-
lung der einzelnen Aufgaben zu reagieren. Dazu bietet es sich an, Wirtschaftlichkeits- oder 
Leistungskennzahlen zu erheben. Aktuell sind bei den untersuchten Aufgaben noch keine 
Kennzahlen vorhanden, die der Leitung als Steuerungsgrundlage für das operative Leistungs-
geschehen dienen. Die beispielsweise von der GPA NRW dargestellten Kennzahlen könnten 
hierzu genutzt werden. 

� Empfehlung 

Die Stadt Castrop-Rauxel sollte die betrachteten Handlungsfelder (Einwohnermeldeaufga-
ben, Personenstandswesen, Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten) kennzahlenge-
stützt steuern. So können Zielwerte definiert und deren Einhaltung überprüft werden. 
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� Gesamtbetrachtung Sicherheit und Ordnung 

Nachfolgend stellt die GPA NRW die Analyseergebnisse und wesentlichen Handlungsempfeh-
lungen aus den zuvor betrachteten Bereichen zusammenfassend dar: 

• Bei den Einwohnermeldeaufgaben ergibt sich in 2016 ein hohes Potenzial von 4,9 Voll-
zeit-Stellen. Dieses bedarf einer eingehenden Untersuchung. Dabei ist die Entwicklung 
der Fallzahlen zu berücksichtigen. Die Aufgaben des Bürgerbüros sollten neu organisiert 
und gebündelt werden. Ferner sollten Terminvergaben eingeführt und Auslastungsgrade 
ermittelt werden. 

• Im Bereich des Personenstandswesens errechnet sich in 2016 ein Potenzial von 0,8 
Vollzeit-Stellen. Auch hier bedarf es einer Überprüfung. Dabei sollten die aktuellen Öff-
nungszeiten berücksichtigt werden. Ferner sollte die Möglichkeit einer interkommunalen 
Kooperation in Betracht gezogen werden. 

• Bei den Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten wird der Benchmark ebenfalls ver-
fehlt. Es ergibt sich in 2016 Potenzial von 1,1 Vollzeit-Stellen. Die Stellenausstattung soll-
te entsprechend angepasst werden. 

• Die von der GPA NRW betrachteten drei Handlungsfelder sollten kennzahlengestützt ge-
steuert werden. So können Zielwerte definiert, deren Einhaltung überprüft und somit auch 
steuernd eingegriffen werden. 

Gesamtpotenzial Sicherheit und Ordnung 

Handlungsfeld Stellenpotenzial 

Einwohnermeldeaufgaben 4,9 

Personenstandwesen 0,8 

Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten 1,1 

Gesamtsumme 6,8 

Die GPA NRW hat auf Basis ihrer Prüfungsergebnisse die Personalaufwendungen je Vollzeit-
Stelle auf 50.000 Euro festgelegt. Bezogen auf das vorgenannte Stellenpotenzial ergibt sich ein 
monetäres Gesamtpotenzial von 340.000 Euro. 

� KIWI-Bewertung 

Die GPA NRW bewertet das Prüfgebiet Sicherheit und Ordnung der Stadt Castrop-
Rauxel mit dem Index 1. 
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� Anlage: Gewichtung der Fallzahlen 

Einwohnermeldeaufgaben 

Bezeichnung Gewichtung Anzahl 2015 gewichtet 2015 

Anmeldung , Ummeldung und Abmeldung             0,5  12.693 6.347 

Personalausweis  
            1,0  

6.921 6.921 

Reisepass  3.032 3.032 

Gesamt 22.646 16.300 

Personenstandswesen 

Bezeichnung Gewichtung Anzahl 2015 gewichtet 2015 

Beurkundung  Geburt               0,3  973 292 

Beurkundung  Sterbefall              0,2 961 192 

Eheschließung: Anmeldung + Trauung  
            1,0  

260 260 

Eheschließung: nur Trauung   12 12 

Eheschließung: nur Anmeldung               0,5  87 44 

Gesamt 2.293 800 

Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten 

Bezeichnung Gewichtung Anzahl 2015 gewichtet 2015 

Anmeldungen  
            1,0  

635 635 

Ummeldungen  163 163 

Abmeldungen               0,4  569 228 

gewerberechtliche Erlaubnisse             8,0  5 40 

Reisegewerbekarte              4,0  7 28 

Spielhallenerlaubnis            10,0  0 0 

erteilte Gaststättenerlaubnisse            12,0  43 516 

erteilte Gestattungen nach GastG              2,0  113 226 

Gewerbeuntersagungen          24,0  24 576 

Gesamt 1.599 2.412 
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� Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Heinrichstraße 1, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 
t 0 23 23/14 80-0 
f 0 23 23/14 80-333 
e info@gpa.nrw.de 
i www.gpa.nrw.de 
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ÜBERÖRTLICHE 
PRÜFUNG 
Tagesbetreuung für Kinder 
der Stadt Castrop-Rauxel im 
Jahr 2016 
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� Inhalte, Ziele und Methodik 

Die GPA NRW untersucht, wie das Jugendamt die Tagesbetreuung für Kinder organisiert und 
steuert. Dabei richtet sie den Blick schwerpunktmäßig auf den Ressourceneinsatz und nicht auf 
die Qualität der Aufgabenerledigung. Ziel der Prüfung ist es, mögliche Handlungsoptionen auf-
zuzeigen, mit denen die Kommune ihre Ergebnisse verbessern kann. 

Die GPA NRW bildet Kennzahlen auf der Grundlage der Rechnungsergebnisse und weiterer 
Daten des Jugendamtes1. Wir steigen in die Analyse ein, indem wir die Werte in der Zeitreihe 
und interkommunal vergleichen. Interviews unterstützen die Analyse. 

 

 

  

 

1  Die Datenerfassungen, mit denen die GPA NRW die erforderlichen Finanz- und Falldaten erhebt, orientieren sich an den Zuordnungs-
vorschriften zum Produktrahmen, den Zuordnungsvorschriften Produktgruppen (ZOVPG), den statistischen Erhebungen von IT.NRW 
(Statistik der Kinder- und Jugendhilfe) sowie der Gliederung des Sozialgesetzbuches VIII (SGB VIII).  
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� Strukturen in der Tagesbetreuung für Kinder 

Bevölkerungs- und Angebotsentwicklung 

Die demografische Entwicklung beeinflusst den zukünftigen Bedarf an Betreuungsplätzen für 
Kinder unter 6 Jahren. Die Altersgruppen, die für die Nachfrage entscheidend sind, definiert die 
GPA NRW von 0 bis unter 3 Jahren und von 3 bis unter 6 Jahren. 

Bevölkerungsentwicklung nach Altersgruppen 

 2014 2020 2025 2030 2040 

Anzahl der Einwohner gesamt 73.518 72.401 71.375 70.325 67.695 

Anzahl 0 bis unter 6 Jahre 3.207 3.129 3.074 2.927 2.559 

Anzahl 0 bis unter 3 Jahre 1.609 1.512 1.471 1.383 1.212 

Anzahl 3 bis unter 6 Jahre 1.598 1.617 1.603 1.544 1.347 

Quelle: IT.NRW (2014 zum 31.12. des Jahres nach Zensus, Prognosedaten ab 2020 zum 01.01.) 

Die Stadt Castrop-Rauxel stellt nach der Kindergartenbedarfsplanung folgendes Angebot an 
Betreuungsplätzen zur Verfügung: 

Angebot in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 

 2011/2012 2012/2013 2013/2014 2014/2015 

Anzahl der Betreuungsplätze gesamt* 2.148 2.221 2.139 2.104 

davon Anzahl der Plätze in 
Kindertageseinrichtungen 

2.038 2.096 1.999 1.964 

davon Anzahl der Plätze in der  
Kindertagespflege 

110 125 140 140 

*Kindergartenjahr 01.08. bis 31.07. 

Die Gesamteinwohnerzahl soll sich in der Stadt Castrop-Rauxel von 2014 bis zum Jahr 2040 
um 7,9 Prozent verringern. Im gleichen Zeitraum soll die Zahl der Kinder unter sechs Jahre 
sogar um 20,2 Prozent sinken. Die aktuelle Prüfung bei den Vergleichskommunen hat gezeigt, 
dass die von den Vergleichskommunen selbst prognostizierten Einwohnerzahlen teilweise von 
den Prognosen von IT.NRW abweichen. In Castrop-Rauxel ist das auch der Fall. Nach Anga-
ben der Stadt wird sich die Zahl der Kinder in den einzelnen Altersgruppen zwar auch reduzie-
ren, aber nicht in dem Umfang wie von IT.NRW prognostiziert. 
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Das Platzangebot insgesamt hat sich im Eckjahresvergleich 2011/2012 und 2014/2015 nicht 
wesentlich verändert. Es wurde aber zugunsten der U-3 Betreuung umgeschichtet. Darauf geht 
die GPA NRW in den folgenden Ausführungen noch näher ein. 

Nunmehr ist die aktuelle Flüchtlingssituation für viele Kommunen eine weitere Herausforderung, 
der sie sich stellen müssen. Unter den aufgenommenen Flüchtlingen sind viele Familien mit 
Kindern. 

Das Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport des Landes NRW (MFKJKS) 
bejaht den Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz nach Aussagen der Landesjugendämter 
Rheinland und Westfalen-Lippe mit Bezug auf das Haager Kinderschutzübereinkommen (KSÜ)2 
mit folgender Position: „Sobald eine Familie nach ihrem Aufenthalt in der Erstaufnahmeeinrich-
tung einer Kommune zugewiesen wurde, haben auch Kinder aus asylsuchenden Familien ab 
der Vollendung des 1. Lebensjahres einen Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz“.3 

Die aktuelle Flüchtlingsentwicklung erschwert es den Kommunen deutlich, ihre Angebote für die 
Kindertagesbetreuung zu planen. Umso wichtiger ist es, dass die Kommune ihre Bedarfspla-
nung zeitnah aktualisiert und fortschreibt. Nur so kann sie ihr Angebot zielgerichtet steuern. 
Auch kann sie dann ihre Haushaltsmittel in diesem Rahmen wirtschaftlich einsetzen. 

Die Flüchtlingsentwicklung und deren Auswirkungen lassen sich ortsspezifisch nur schwer 
prognostizieren. Kommunen können zukünftige Bedarfe bei einem anhaltenden Flüchtlings-
strom mittelfristig nicht valide planen.  

Im Wege der Zuweisung von Flüchtlingen durch das Land NRW werden die Familien mit Kin-
dern auf die Kommunen verteilt. Diese bedürfen altersabhängig u. a. eines vorschulischen Be-
treuungsplatzes, z. B. in einer Kindertageseinrichtung. Auf diese Situation müssen sich die 
Kommunen einstellen. Sie müssen geeignete Konzepte entwickeln, um kurzfristig auftretenden 
Bedarfen mit angemessenen Angeboten begegnen zu können. 

Ein steigender Bedarf an Betreuungsplätzen wird perspektivisch zu höheren Kosten in der Ta-
gesbetreuung für Kinder führen und somit die Haushalte der Kommunen belasten. 

Auch die Stadt Castrop-Rauxel war von der Flüchtlingssituation betroffen. In 2016 wurden der 
Stadt jeweils rund 60 Flüchtlingskinder im Alter von null bis unter drei Jahren bzw. von drei bis 
unter 6 Jahren zugewiesen. Bis 2016 gab es in Castrop-Rauxel eine Erstaufnahmeeinrichtung. 
Sie ist zwischenzeitlich aufgelöst worden. Zentrale Unterbringungseinrichtungen und Notunter-
künfte existieren in Castrop-Rauxel derzeit nicht. Insofern wird sich die Flüchtlingssituation in 
der Stadt Castrop-Rauxel künftig voraussichtlich nicht in dem Maße auswirken, wie das bei 
einigen anderen Vergleichskommunen der Fall ist. Um die Betreuung von Flüchtlingskindern 
dennoch zu gewährleisten, hat die Stadt Maßnahmen ergriffen. Die Versorgung der Kinder er-
folgte zunächst in Brückenprojekten. Dabei werden Flüchtlingskinder und deren Eltern auf die 
Kindertagesbetreuung vorbereitet. Zum Stand Februar 2017 wurden 69 Kinder in diesen Brü-
ckenprojekten und 41 Kinder in Kindertagesstätten betreut. 

 

2 Übereinkommen über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der elterlichen Verantwortung und der Maßnahmen zum Schutz von Kindern 

3 sh. auch https://www.kita.nrw.de, > Integration-von-Kindern-aus-Flüchtlingsfamilien 
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� Feststellung 

Die Stadt Castrop-Rauxel hat geeignete Maßnahmen getroffen, um die Betreuung von 
Flüchtlingskindern zu gewährleisten. 
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� Steuerung der Tagesbetreuung für Kinder 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen haben sich in den letzten Jahren u. a. erheblich verändert 
durch 

• das zum 1. Januar 2005 in Kraft getretene Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG), 

• das Kinderförderungsgesetz (KiFöG) und 

• das Kinderbildungsgesetz (KiBiz), das zum 1. August 2008 das Gesetz über Tagesein-
richtungen für Kinder (GTK) in NRW abgelöst hat. 

Wesentliche Veränderungen stellen  

• die Einführung des Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz für unter dreijährige Kin-
der, 

• die Gleichstellung der Betreuung in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege, 

• die Forderung nach mehr Ganztagsbetreuung und 

• die Umstellung der Finanzierung der Betriebskosten für Kindertageseinrichtungen auf 
Kindpauschalen dar. 

Insbesondere die fristgerechte Umsetzung des Rechtsanspruches für Kinder unter drei Jahren 
zum 1. August 2013 stellte die Kommunen nicht nur finanziell, sondern auch organisatorisch vor 
große Herausforderungen. 

Organisation 

Die Tagesbetreuung für Kinder ist organisatorisch im Dezernat 2 den Bereichen 51 (Kinder- und 
Jugendförderung, Schule) und 55 (Jugend und Familie) zugeordnet. Das Jugendamt ist zentral 
in einem Gebäude außerhalb des Rathauses untergebracht. Sonstige Außenstellen sind nicht 
vorhanden. 

Steuerungsinstrumente 

Die Stadt Castrop-Rauxel hat das Anmeldeverfahren für einen Betreuungsplatz verbindlich ge-
regelt. Um einen Platz in den Kindertageseinrichtungen zu bekommen, erhalten die Eltern von 
Kindern, die zum Stichtag 01. November ein Jahr alt sind, eine Anmeldekarte (KiTa-Karte) von 
der Stadt Castrop-Rauxel. Mit Hilfe dieser Anmeldekarte nehmen die Eltern unmittelbar Kontakt 
mit der jeweiligen Kindertageseinrichtung auf und melden die Kinder dort direkt an. Doppelan-
meldungen werden damit vermieden. Sollten Kinder keinen Platz bekommen, wird das Jugend-
amt eingebunden, welches die Platzvergabe dann zentral steuert. Ab Herbst 2017 soll zur elekt-
ronischen Unterstützung des Anmeldeverfahrens der Düsseldorfer Kita-Navigator eingesetzt 
werden. 
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Die Kindergartenbedarfsplanung ist bei der Jugendhilfeplanerin der Stadt angesiedelt. Es erfolgt 
eine jährliche Bedarfsplanung. Die Plandaten werden jährlich fortgeschrieben mit Ausblick auf 
die jeweiligen zwei Kita-Folgejahre. Die freien Träger werden regelmäßig eingebunden. Darüber 
hinaus finden jährlich zusätzliche Abstimmungsgespräche mit den Trägern sowie Regionalkon-
ferenzen mit den Kita-Leitungen und den Trägern statt. 

Die Stadt Castrop-Rauxel verfügt im Übrigen über ein internes Finanz- und Fachcontrolling. 
Finanzdaten sowie Bedarfs- und Belegungsdaten wertet die Stadt regelmäßig aus und doku-
mentiert sie in Quartalsberichten. Die politischen Gremien werden im Rahmen der Ratssitzun-
gen unterrichtet.  

Kennzahlen werden aktuell aber noch nicht gebildet. 

� Empfehlung 

Die Stadt Castrop-Rauxel sollte bestrebt sein, Kennzahlen zur Steuerungsunterstützung 
baldmöglichst zu erheben. Dieser Bericht enthält dazu Hinweise und Beispiele. 

� Feststellung 

Die von der Stadt Castrop-Rauxel eingesetzten Steuerungsinstrumente sind im Übrigen ge-
eignet, den Bedarf an Betreuungsplätzen realistisch zu ermitteln und das Platzangebot si-
cherzustellen. 
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� Fehlbetrag der Tagesbetreuung für Kinder 

In der Stadt Castrop-Rauxel hat sich der Fehlbetrag der Tagesbetreuung für Kinder in den letz-
ten Jahren folgendermaßen entwickelt. 

Fehlbetrag Tagesbetreuung für Kinder (einschließlich Kindertagespflege) in Euro 

2012 2013 2014 

8.216.833 8.261.453 8.311.430 

Der Fehlbetrag verdeutlicht, dass nicht alle Aufwendungen in Castrop-Rauxel durch Erträge von 
außen gedeckt sind. In dieser Höhe setzt die Kommune eigene Ressourcen in der Tagesbe-
treuung für Kinder ein (Nettoaufwand ohne Investitionen). 

Aussagekräftiger wird dieser Fehlbetrag für die Kindertageseinrichtungen und die Kindertages-
pflege, wenn man ihn zunächst auf die Altersgruppe der Bevölkerung bezieht, die die Leistung 
in Anspruch nimmt. 

Fehlbetrag Tagesbetreuung für Kinder je Einwohner von 0 bis 6 Jahren in Euro  

2012 2013 2014 

2.524 2.589 2.592 

Fehlbetrag Tagesbetreuung für Kinder je Einwohner von 0 bis unter 6 Jahren in Euro 2014 

Castrop-Rauxel Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

2.592 1.924 3.403 2.376 2.128 2.342 2.576 25 

Die folgende Kennzahl umfasst nur die Plätze in Kindertageseinrichtungen. Grundlage ist das 
Angebot der Betreuungsplätze nach der Kindergartenbedarfsplanung. 

Fehlbetrag Tagesbetreuung für Kinder in Kindertageseinrichtungen je Platz in Euro 2014 

Castrop-Rauxel Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

3.945 2.801 4.425 3.393 3.153 3.363 3.592 25 

Die Stadt Castrop-Rauxel erreicht beim Fehlbetrag je Platz einen besonders ungünstigen Wert. 
Die maßgebliche Ursache dafür liegt darin, dass in 2014 Plätze für die Ü-3 Betreuung in U-3 
Plätze umgewandelt wurden. Das hat einerseits höhere Aufwendungen zur Folge. Gleichzeitig 
ist die gesamte Platzzahl gesunken, weil zwei Ü-3 Plätze in der Regel einem U-3 Platz entspre-
chen. 
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� Feststellung 

Die Stadt Castrop-Rauxel setzt einwohner- und platzbezogen mehr Ressourcen ein als der 
Durchschnitt der Vergleichskommunen. 

Einflussfaktoren und Wirkungszusammenhänge 

Verschiedene Einflussfaktoren prägen den Fehlbetrag der Tagesbetreuung für Kinder. Die fol-
gende Grafik zeigt die Ausprägung der wesentlichen Einflussfaktoren mit den Kennzahlenwer-
ten für die Stadt Castrop-Rauxel. Der Index bildet die entsprechenden Mittelwerte der im inter-
kommunalen Vergleich berücksichtigten Kommunen der gleichen Größenklasse ab. 

Einflussfaktoren Tagesbetreuung für Kinder 2014 

 

Versorgungsquoten 

Die GPA NRW definiert als Versorgungsquote den prozentualen Anteil der vorhandenen Be-
treuungsplätze nach der Bedarfsplanung an der Zahl der Kinder in einer entsprechenden Al-
tersgruppe der Bevölkerung. Die Altersgruppen differenziert die GPA NRW nach U-3 für Kinder 
von 0 bis unter 3 Jahren und Ü-3 für Kinder von 3 Jahren bis unter 6 Jahren.  

Als Betreuungsplätze zählen sowohl die Plätze in den Tageseinrichtungen für Kinder als auch 
die in der Kindertagespflege. Die GPA NRW berücksichtigt nur öffentlich geförderte Betreu-
ungsplätze. Für die Bevölkerungszahlen legen wir die Einwohnerstatistik von IT.NRW zum 
Stichtag 31. Dezember zugrunde. 
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Schwerpunktmäßig betrachtet die GPA NRW die Altersgruppe U-3.  

Seit Beginn des Kindergartenjahres 2013/2014 besteht ein Rechtsanspruch auf einen Betreu-
ungsplatz für unter dreijährige Kinder. Daher mussten die Kommunen ihr Betreuungsangebot 
für diese Altersgruppe zeitnah und bedarfsgerecht ausbauen. Als bedarfsgerecht und ausrei-
chend legten seinerzeit Bund, Länder und Kommunen bundesweit eine Versorgungsquote von 
im Durchschnitt 35 Prozent fest. Bezogen auf das Land NRW hält das zuständige Ministerium 
eine Quote von 32 Prozent für ausreichend. 

Der tatsächliche Bedarf schwankt jedoch regional deutlich. Er hängt davon ab, wie viele Plätze 
örtlich im Zuständigkeitsbereich des jeweiligen öffentlichen Trägers der Jugendhilfe tatsächlich 
nachgefragt werden. Die Kommunen mit einem eigenen Jugendamt müssen demnach zunächst 
den Bedarf an Betreuungsplätzen ermitteln. In der Kindergartenbedarfsplanung müssen sie 
diesen Bedarf dokumentieren. Dann muss die Kommune ein bedarfsgerechtes Angebot schaf-
fen.  

U-3 Betreuung in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 

Kindergartenjahr 2012/2013 2013/2014 2014/2015 

Anzahl der Betreuungsplätze U-3 gesamt 423 574 609 

Anzahl der Einwohner unter 3 Jahren zum 31. Dezember 1.540 1.538 1.609 

Versorgungsquote U-3 in Prozent gesamt 27,5 37,3 37,8 

Quellen: Einwohnerdaten lt. IT.NRW nach Zensus; Betreuungsplätze lt. Kindergartenbedarfsplanung 

Versorgungsquote von 0 bis unter 3 Jahren Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege in 
Prozent 2014 

Castrop-Rauxel Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

37,8 25,7 40,2 32,9 29,6 34,0 35,4 28 

Die Stadt Castrop-Rauxel hat die Versorgungsquote U-3 deutlich ausgebaut. Mittelfristig strebt 
die Stadt eine Quote von 42 Prozent an. Interkommunal verglichen tendiert die in 2014 erreichte 
Versorgungsquote U-3 zum Maximum. Ursächlich für die erreichten und angestrebten Versor-
gungsquoten ist der tatsächliche Bedarf an entsprechenden Betreuungsplätzen. Der hohe Be-
darf hat dazu geführt, dass die Stadt den Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz und die 
U-3 Betreuung aktuell nicht erfüllt. Klagen auf Bereitstellung eines Betreuungsplatzes und Erfül-
lung des Rechtsanspruches sind bislang aber noch nicht anhängig. 

� Feststellung 

Die überdurchschnittliche Versorgungsquote U-3 belastet den Fehlbetrag der Tagesbetreu-
ung für Kinder. 
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Elternbeitragsquote  

Ein wichtiger Bestandteil zur Reduzierung des Fehlbetrages der Kindertagesbetreuung sind die 
Elternbeiträge. Die Elternbeitragsquote bildet das prozentuale Verhältnis der ertragswirksamen 
Elternbeiträge zu den ordentlichen Aufwendungen für die Kindertageseinrichtungen ab. Sie ist 
damit nicht unmittelbar vergleichbar mit dem im Gesamtfinanzierungsmodell des Landes vorge-
sehenen fiktiven Elternbeitrag von 19 Prozent. 

Elternbeiträge sind die Erträge aus den Elternbeiträgen zuzüglich der Zuweisungen des Landes 
NRW zum Ausgleich für die gesetzliche Beitragsbefreiung im dritten Kindergartenjahr4. 

Ermittlung der Elternbeitragsquote (nur Kindertageseinrichtungen) 

 2011  2012 2013 2014 

Elternbeiträge in Euro* 1.768.654 1.865.424 1.967.555 2.073.680 

ordentliche Aufwendungen in Euro 14.168.455 15.602.146 16.330.089 17.748.270 

Elternbeitragsquote in Prozent 12,5 12,0 12,0 11,7 

*Elternbeiträge einschließlich Ausgleichszahlung für die Beitragsbefreiung des dritten Kindergartenjahres 

Die ordentlichen Aufwendungen sind im Eckjahresvergleich um 25,3 Prozent gestiegen. Höhere 
Zuschüsse für Betriebskostenvorauszahlungen für Kindertageseinrichtungen freier Träger sind 
ein wesentlicher Grund dafür. Die Erträge aus Elternbeiträgen haben sich von 2011 bis 2014 
um 17,2 Prozent erhöht. Insofern hat sich die Elternbeitragsquote im Jahr 2014 gegenüber 
2011 verringert. 

Anteil der Elternbeiträge an den Aufwendungen der Tageseinrichtungen für Kinder (Elternbeitrags-
quote) in Prozent 2014 

Castrop-Rauxel Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

11,7 8,5 17,1 13,2 12,0 13,5 14,4 28 

Zur Ermittlung der Elternbeitragsquote 2014 hat die GPA NRW die zu diesem Zeitpunkt gelten-
de Elternbeitragsatzung zugrunde gelegt. Diese Satzung ist am 01. Januar 2014 in Kraft getre-
ten. Die festgelegten Elternbeiträge haben sich seit dem 01. August 2008 nicht verändert. Be-
züglich der Altersgruppen werden die Beiträge getrennt nach U-2 und Ü-2 Betreuung erhoben. 
Besuchen mehr als ein Kind einer Familie gleichzeitig eine Tageseinrichtung, so entfallen die 
Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind. Die Einkommensverhältnisse der Beitragspflich-
tigen werden in der Regel jährlich überprüft. 

Den zu zahlenden Elternbeiträgen liegen 15 Einkommensstufen zugrunde, die höchste beläuft 
sich auf über 125.001 Euro. Die jeweiligen Beiträge liegen in der Stadt Castrop-Rauxel in den 

 

4 Ab dem Kindergartenjahr 2011/2012 besteht landesweit für das Kindergartenjahr vor der Einschulung eine gesetzliche Beitragsbefrei-
ung (vgl. § 23 Abs. 3 KiBiz). Der hierfür vom Land den Jugendämtern erstattete Einnahmeausfall ist als Elternbeitrag zu berücksichti-
gen. 
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einzelnen Einkommensstufen sowohl über als auch unter den Durchschnittswerten der Ver-
gleichskommunen. Die tatsächlich zu zahlenden Elternbeiträge, gemessen an der Kennzahl 
„Elternbeitrag je Platz in Kindertageseinrichtungen“, sind durchschnittlich. 

Elternbeitrag je Platz in Tageseinrichtungen für Kinder in Euro 2014 

Castrop-Rauxel Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

1.056 708 1.384 1.050 974 1.049 1.137 28 

� Feststellung 

Die unterdurchschnittliche Elternbeitragsquote belastet den Fehlbetrag in der Tagesbetreu-
ung für Kinder. 

Die Elternbeitragsquote wird besonders von den vergleichsweise hohen ordentlichen Aufwen-
dungen beeinflusst. Stellt man die ordentlichen Aufwendungen ins Verhältnis zur Anzahl der 
Plätze, so erreicht Castrop-Rauxel interkommunal betrachtet einen überdurchschnittlichen und 
damit ebenfalls ungünstigen Wert. Beim Elternbeitrag je Platz wirkt sich dagegen die gesunke-
ne Platzzahl aus. Hier wird auf die obigen Ausführungen zum Fehlbetrag je Platz in der Tages-
betreuung für Kinder verwiesen. 

Die Höhe der absoluten Elternbeiträge wird auch vom Anteil der Beitragszahler beeinflusst. In 
der untersten Einkommensstufe beläuft sich der Anteil im Vergleichsjahr 2014 auf 34 Prozent. 
Hier wirkt sich die hohe Arbeitslosenquote der Stadt Castrop-Rauxel aus. Durch die Geschwis-
terkindbefreiung und das letzte beitragsfreie Kindergartenjahr erhöht sich der Anteil der Nicht-
zahler sogar auf 50 Prozent. 

Die Stadt Castrop-Rauxel hat in ihrer Satzung eine höchste Einkommensstufe festgelegt, die 
überdurchschnittlich ist. Die Höchstbeiträge für die 45 Stunden Betreuung für ein- und vierjähri-
ge Kinder liegen in Castrop-Rauxel ebenfalls über den Mittelwerten der Vergleichskommunen. 
Damit hat die Stadt Regelungen geschaffen, die geeignet sind, die Erträge aus Elternbeiträgen 
positiv zu gestalten. Dadurch können die Mindereinnahmen durch die vorgenannten Nichtzahler 
aber nur teilweise kompensiert werden. 

Die Prüfung bei den anderen großen kreisangehörigen Städten hat gezeigt, dass nicht alle 
Kommunen Geschwisterkinder beitragsfrei stellen. Teilweise werden hierfür bis zu 50 Prozent 
des jeweiligen Beitragssatzes erhoben. Ferner erheben viele Kommunen aufgrund des höheren 
Aufwandes für die U-3 Betreuung ihre Beiträge getrennt nach U-3 und Ü-3. 

� Empfehlung 

Die ungünstige Elternbeitragsquote könnte zugunsten des Fehlbetrags verbessert werden, in 
dem die Stadt Castrop-Rauxel die vollständige Beitragsbefreiung für Geschwisterkinder auf-
hebt. Ferner sollte die Stadt ihre Elternbeiträge getrennt nach U-3 und Ü-3 Betreuung erhe-
ben. 
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Plätze in kommunaler Trägerschaft 

Der Anteil der Plätze in kommunalen Kindertageseinrichtungen beeinflusst den Fehlbetrag für 
die Tagesbetreuung für Kinder. Das Land NRW gewährt dem öffentlichen Träger der Jugendhil-
fe für kommunale Plätze im Vergleich zu den Plätzen in Tageseinrichtungen freier Träger einen 
geringeren Zuschuss.5 Ferner ist bei kommunaler Trägerschaft der höchste Trägeranteil aufzu-
bringen.6 Die angesetzten Kindpauschalen entsprechen zudem nicht den tatsächlichen Auf-
wendungen für den Betrieb von Kindertageseinrichtungen unter Berücksichtigung aller Gebäu-
de-, Sach-, und Personalkosten. 

Angebot in Kindertageseinrichtungen 

Kindergartenjahr 2011/2012 2012/2013 2013/2014 2014/2015 

Anzahl der Kita-Plätze gesamt 2.038 2.096 1.999 1.964 

Anzahl der Kita-Plätze in kommunaler Trä-
gerschaft 

362 364 350 351 

Anteil Kita-Plätze in kommunaler Träger-
schaft in Prozent 

17,8 17,4 17,5 17,9 

Anzahl der Kita-Plätze in freier  
Trägerschaft 

1.676 1.732 1.649 1.613 

Anteil Kita-Plätze in freier Trägerschaft in 
Prozent 

82,2 82,6 82,5 82,1 

Die Stadt Castrop-Rauxel verfügt im Vergleichsjahr 2014 über insgesamt 39 Kindertagesein-
richtungen. Das Angebot verteilt sich auf sieben in kommunaler Trägerschaft, 21 in kirchlicher 
und acht in anderer freier Trägerschaft. Ferner existieren drei Kindertageseinrichtungen, die von 
Elterninitiativen betrieben werden. Dem Bedarf geschuldet soll eine weitere Tageseinrichtung in 
freier Trägerschaft durch Neubau entstehen. 

In 2014 liegt der Anteil kommunaler Einrichtungen an den gesamten Kindertageseinrichtungen 
in Castrop-Rauxel bei 17,9 Prozent. Der Mittelwert der Vergleichskommunen beträgt 23,5 Pro-
zent. In der Konsequenz wirkt sich der niedrige Anteil kommunaler Einrichtungen auch auf die 
Zahl der Plätze aus. In 2014 ist der Anteil der Plätze in kommunaler Trägerschaft mit 17,9 Pro-
zent identisch mit dem Anteil kommunaler Einrichtungen. Das Platzangebot bei den kommuna-
len Einrichtungen hat sich im dargestellten Zeitraum nur unwesentlich verändert. In 2012 wurde 
eine Einrichtung in kirchlicher Trägerschaft neu geschaffen. Das hat zur Folge, dass der Anteil 
der Plätze in kommunaler Trägerschaft an den Gesamtplätzen zwischenzeitlich gesunken ist. 
Durch die Minderung der Plätze in freier Trägerschaft in den beiden Folgenjahren hat sich der 
Anteil der kommunalen Plätze entsprechend wieder erhöht. Dieser Anteil ist aber niedriger als 
bei vielen anderen Kommunen. 

 

5 vgl. §§ 20, 21 KiBiz 

6 vgl. § 20 Abs. 1 KiBiz 
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Anteil KiTa-Plätze bei kommunalen Trägern an den Gesamtplätzen in Prozent 

Castrop-Rauxel Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

17,9 0,0 68,3 26,9 12,3 26,7 39,2 28 

� Feststellung 

Die Stadt Castrop-Rauxel stellt eine unterdurchschnittliche Zahl an Plätzen in kommunaler 
Trägerschaft zur Verfügung. Dies wirkt begünstigend auf den Fehlbetrag für die Tagesbe-
treuung für Kinder. 

Freiwillige Zuschüsse an freie Träger 

Das Subsidiaritätsprinzip aus § 4 Abs. 2 SGB VIII garantiert eine möglichst vielfältige Trä-
gerstruktur. Der öffentliche Träger der Jugendhilfe soll demnach erst tätig werden, wenn die 
freien Träger den Bedarf an Betreuungsplätzen nicht bereitstellen können. In der Praxis stellen 
in NRW überwiegend freie Träger der Jugendhilfe7 Betreuungsplätze in Kindertageseinrichtun-
gen zur Verfügung. Der öffentliche und die freien Träger müssen zusammenwirken. Nur so 
können sie die Betreuungsplätze in Kindertageseinrichtungen bedarfsgerecht bereitstellen und 
den Rechtsanspruch erfüllen. 

Viele Städte gewähren neben den gesetzlichen Betriebskostenzuschüssen nach dem KiBiz 
zusätzlich freiwillige Zuschüsse zum Betrieb von Kindertageseinrichtungen. Diese zahlen sie 
aus kommunalen Haushaltsmitteln an freie Träger. Den Ressourceneinsatz hierfür bildet die 
Kennzahl „Freiwilliger Zuschuss je Kindergartenplatz in freier Trägerschaft“ ab. Im Vergleichs-
jahr 2014 stehen in Castrop-Rauxel 32 Kindertageseinrichtungen in freier Trägerschaft zur Ver-
fügung. 

Freiwillige Zuschüsse für Kindertageseinrichtungen 

 2011 2012 2013 2014 

Freiwillige Zuschüsse in Euro 500.419 518.471 552.864 584.345 

Anzahl der Kita-Plätze in freier Träger-
schaft 

1.676 1.732 1.649 1.613 

Freiwillige Zuschüsse je Kita-Platz in 
freier Trägerschaft in Euro 

299 299 335 362 

Die freiwilligen Zuschüsse haben sich im dargestellten Zeitraum kontinuierlich erhöht. Das liegt 
im Wesentlichen an neuen Gruppenregelungen. 

Die freien Träger haben in 2012 neue Plätze für die Kindertagesbetreuung geschaffen, in der 
Folgezeit aber wieder reduziert. Sie haben die Platzzahl im dargestellten Zeitraum somit um 3,6 
Prozent vermindert. Die von der Stadt Castrop-Rauxel an die freien Träger geleisteten freiwilli-
gen Zuschüsse sind in diesem Zeitraum jedoch gestiegen, nämlich um 16,8 Prozent.  

 

7 konfessionelle Träger/Kirchen, andere freie Träger, Elterninitiativen i.S. von § 20 Abs. 3 KiBiz 
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Castrop-Rauxel bezuschusst den einzelnen Platz in freier Trägerschaft in der Konsequenz so-
mit im Vergleichsjahr deutlich höher als noch 2011. Bei den Zuschüssen handelt es sich um 
eine freiwillige Leistung der Stadt, die generell kritisch beurteilt werden muss. Allerdings sind 
die freiwilligen Zuschüsse der Stadt Castrop-Rauxel interkommunal betrachtet knapp unter-
durchschnittlich. 

Freiwilliger Zuschuss je Betreuungsplatz in Tageseinrichtungen für Kinder freier Träger in 2014 

Castrop-Rauxel Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

362 152 760 368 281 343 457 28 

Einem kirchlichen und zwei anderen freien Trägern gewährt die Stadt Castrop-Rauxel keine 
freiwilligen Zuschüsse. Bei einem kirchlichen und fünf anderen freien Trägern sowie bei den 
drei Elterninitiativen übernimmt die Stadt die Trägeranteile in voller Höhe. Alle anderen 20 Ein-
richtungen in freier Trägerschaft werden nur teilweise bezuschusst, und zwar in Form von Pau-
schalen bzw. für Überhangplätze. Grundlage dieser teilweise befristeten Regelungen sind Be-
schlüsse der politischen Gremien. 

� Feststellung 

Die Stadt Castrop-Rauxel gewährt den freien Trägern von Kindertageseinrichtungen nur 
teilweise freiwillige Zuschüsse. Die im Bereich des Mittelwertes liegende Quote wirkt zumin-
dest nicht belastend auf den Fehlbetrag für die Tagesbetreuung für Kinder. 

� Empfehlung 

Mit Blick auf die Haushaltslage sollte die Stadt Castrop-Rauxel bei zukünftigen Verhandlun-
gen mit den freien Trägern und den Elterninitiativen darauf hinwirken, den Trägeranteil per-
spektivisch noch zu reduzieren. 

Anteile der Kindpauschalen nach Betreuungszeiten 

Das KiBiz fördert die Betriebskosten der Tageseinrichtungen für Kinder in Form von Kindpau-
schalen. Deren Höhe richtet sich nach den in der Anlage zu § 19 KiBiz festgelegten Gruppen-
formen und Betreuungszeiten.8 Die Höhe der Kindpauschalen beträgt je nach Wochenbetreu-
ungsstunden und Alter der Kinder zwischen rund 3.500 Euro und 16.600 Euro jährlich. 

Welche Betreuungszeiten/Wochenbetreuungsstunden die Eltern buchen, prägt die Kostenstruk-
tur wesentlich. Insbesondere der Anteil der Kindpauschalen für die 45 Stunden Wochenbetreu-
ung beeinflusst aufgrund der Höchstsätze bei den Kindpauschalen deutlich das Finanzergebnis. 
Dieser Betreuungsform kommt daher im Rahmen der Bedarfsermittlung und Angebotsplanung 
eine besondere Steuerungsrelevanz zu. 

Nachfolgend bildet die GPA NRW die zum 15.03. jeden Jahres dem Landesjugendamt durch 
das Jugendamt der Stadt Castrop-Rauxel auf der Basis der örtlichen Jugendhilfeplanung ge-
meldeten Kindpauschalen ab (Quelle: KiBiz web, d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG). 

 

8 § 19 KiBiz in Verbindung mit der Anlage zu § 19 KiBiz 
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Kindpauschalen nach Betreuungszeiten 

Kindergartenjahr 2011/2012 2012/2013 2013/2014 2014/2015 

Anzahl der Kindpauschalen gesamt 2.092 2.116 2.194 2.113 

Anzahl der Kindpauschalen für 25 Stunden 
Wochenbetreuung 

191 168 172 137 

Anteil Kindpauschalen für 25 Stunden Wo-
chenbetreuung in Prozent 

9,1 7,9 7,8 6,5 

Anzahl der Kindpauschalen für 35 Stunden 
Wochenbetreuung 

1.175 1.155 1.096 1.026 

Anteil Kindpauschalen für 35 Stunden Wo-
chenbetreuung in Prozent 

56,2 54,6 50,0 48,5 

Anzahl der Kindpauschalen für 45 Stunden 
Wochenbetreuung 

726 793 926 950 

Anteil Kindpauschalen für 45 Stunden Wo-
chenbetreuung in Prozent 

34,7 37,5 42,2 45,0 

Quelle: Kindpauschalen d-NRW  

Die 25 Stunden Wochenbetreuung hat sich im dargestellten Zeitraum verringert. Gleiches gilt 
für die 35 Stunden Wochenbetreuung. In der Gesamtbetrachtung haben sich beide Betreuungs-
formen auf die Betreuung für 45 Stunden verlagert. Dafür gibt es verschiedene Gründe. Zum 
einen wirkt sich die vermehrte Berufstätigkeit der Eltern darauf aus. Ferner ist der besondere 
Unterstützungsbedarf in Problemlagen eine Ursache dafür. In einem Beschluss des Jugendhil-
feausschusses vom 09. Juni 2016 wurden Nachweise und Kriterien für die Inanspruchnahme 
eines 45 Stunden Betreuungsplatzes erläuternd geregelt. Die 45 Stunden Wochenbetreuung ist 
die kostenintensivste Form der Betreuung und belastet somit den städtischen Haushalt ent-
sprechend. Inwieweit sich dies bei der Stadt Castrop-Rauxel auswirkt, soll der folgende inter-
kommunale Vergleich vermitteln. Hier werden die prozentualen Anteile der Kindpauschalen 
nach Betreuungszeiten dargestellt. In dem Vergleich sind sämtliche 35 Jugendämter der großen 
kreisangehörigen Kommunen enthalten. 

Anteile der Kindpauschalen nach Betreuungszeiten in Prozent 2014/2015 

Castrop-

Rauxel 
Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 

2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

25 Stunden Wochenbetreuung 

6,5 0,3 22,4 7,9 2,9 6,5 10,9 35 

35 Stunden Wochenbetreuung 

48,5 24,1 68,4 47,1 40,2 46,7 53,9 35 

45 Stunden Wochenbetreuung 

45,0 26,8 70,9 45,0 37,4 43,6 52,0 35 

� Feststellung 

Die exakt beim Mittelwert liegende Quote bei der 45 Stunden Wochenbetreuung wirkt neutral 
auf den Fehlbetrag für die Tagesbetreuung für Kinder. 
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Aus der folgenden grafischen Darstellung ist zu entnehmen, in welchem Umfang sich die jewei-
ligen Betreuungszeiten auf kommunale und freie Träger verteilen. 

 

Die durchschnittliche Quote bei der 45 Stunden Wochenbetreuung wird von den kommunalen 
Einrichtungen belastend und von den Einrichtungen freier Träger begünstigend beeinflusst. Es 
ist wichtig, dass die Stadt Einfluss auf die Buchung der Kontingente nimmt. Das gilt sowohl für 
die eigenen Einrichtungen als auch für die freier Träger. 

Die Stadt Castrop-Rauxel lässt sich die tatsächliche Anwesenheit der Kinder sowohl in den 
kommunalen Kindertageseinrichtungen als auch in denen freier Träger belegen. Die Einrichtun-
gen müssen Gruppentagebücher führen, um nachzuweisen, dass die Kinder auch tatsächlich 
45 Stunden anwesend sind. Ferner werden diesbezüglich stichprobenweise Kontrollen des 
Jugendamtes durchgeführt. 

� Feststellung 

Die Stadt Castrop-Rauxel hat geeignete Maßnahmen getroffen, um die Betreuungszeiten bei 
der Tagesbetreuung für Kinder zielgerecht zu steuern. 

Kindertagespflege 

Das Gesetz und die Rechtsprechung haben die Kindertagespflege mit der institutionellen Kin-
dertagesbetreuung gleichgestellt9. Dadurch hat die Kindertagespflege als Betreuungsangebot 
einen gleichrangigen Stellenwert erhalten. In der Praxis bietet die Kindertagespflege deutlich 
flexiblere Betreuungszeiten an als die Kindertageseinrichtungen. Sie ist damit eine wichtige 
alternative Betreuungsform insbesondere im Rahmen der U-3 Betreuung. Hier kann sie beacht-
lich dazu beitragen, den Rechtsanspruch zu gewährleisten. 

Der Anteil der Kindertagespflegeplätze an den Tagesbetreuungsplätzen gesamt zeigt, in wel-
chem Umfang die Kindertagespflege das institutionelle Betreuungsangebot der Stadt Castrop-
Rauxel ergänzt. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Durchführung der Kindertagespflege in 
Zusammenarbeit mit der Arbeiterwohlfahrt (AWO) erfolgt. Die Stadt Castrop-Rauxel ist in die-
sem Bereich hinsichtlich der Finanzierung, der Platzbelegung und der Erstellung der Pflegeer-
laubnisse eingebunden. Die Akquise des Pflegepersonals sowie die Fachberatung obliegt der 
AWO als Kooperationspartner. 

 

9 § 24 Abs. 2 SGB VIII, sh. auch Urteil OVG NRW 12 B 793/13 
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Plätze in der Kindertagespflege 

Kindergartenjahr 2011/2012 2012/2013  2013/2014 2014/2015 

Anzahl der Plätze in der Kindertagespflege* 110 125 140 140 

davon für unter dreijährige Kinder 70 80 90 90 

Anzahl der Tagesbetreuungsplätze gesamt* 2.148 2.221 2.139 2.104 

Anteil der Plätze in der Kindertagespflege in Pro-
zent 

5,1 5,6 6,5 6,7 

Anteil Plätze in der Kindertagespflege für unter 
dreijährige Kinder in Prozent 

3,3 3,6 4,2 4,3 

*Platzangebot lt. Kindergartenbedarfsplanung 

� Feststellung 

Der Anteil der Plätze in der Kindertagespflege insgesamt und für die U-3 Betreuung ist an-
steigend. Die Kindertagespflege wird als alternative Betreuungsform genutzt.# 
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� Gesamtbetrachtung Tagesbetreuung für Kinder 

Nachfolgend stellt die GPA NRW die Analyseergebnisse und wesentlichen Handlungsempfeh-
lungen aus den zuvor betrachteten Bereichen zusammenfassend dar: 

• Der Fehlbetrag der Tagesbetreuung für Kinder je Einwohner von 0 bis unter 6 Jahren 
(einschließlich Kindertagespflege) ist überdurchschnittlich. 

• Das Platzangebot für die U-3 Betreuung ist im Betrachtungszeitraum von 2011 bis 2014 
gestiegen. Interkommunal betrachtet erreicht die Stadt Castrop-Rauxel eine überdurch-
schnittliche Versorgungsquote U-3. Der Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz wird 
dabei aber nicht erfüllt, weil die Nachfrage höher ist als die zur Verfügung stehenden 
Plätze. 

• Die Elternbeitragsquote bewegt sich unterhalb des Mittelwertes der Vergleichskommu-
nen. Ursache sind auch vergleichsweise hohe Aufwendungen. Die Elternbeiträge je Platz 
sind dagegen durchschnittlich. Verbesserungsmöglichkeiten bestehen in der Abschaffung 
der vollständigen Beitragsbefreiung für Geschwisterkinder und in der Trennung der Bei-
träge nach U-3 und Ü-3 Betreuung. 

• Die Stadt Castrop-Rauxel verfügt über einen vergleichsweise geringen Anteil an kommu-
nalen Plätzen in Kindertageseinrichtungen. 

• Der freiwillige Zuschuss je Betreuungsplatz in Tageseinrichtungen für Kinder freier Träger 
ist durchschnittlich, in den letzten Jahren aber überproportional angestiegen. 

• Die 45 Stunden Wochenbetreuung liegt beim Mittelwert der Vergleichskommunen. Die 
Stadt Castrop-Rauxel hat geeignete Maßnahmen ergriffen, um Betreuungszeiten zielge-
recht zu steuern. Dennoch gibt es erkennbare Unterschiede zwischen kommunalen Ein-
richtungen und den freien Trägern. 

• Die Stadt Castrop-Rauxel erzielt bei den Quoten, die den Fehlbetrag beeinflussen, teil-
weise ungünstige, teilweise aber auch durchschnittliche Werte im interkommunalen Ver-
gleich. Entsprechend erreicht die Stadt in der Gesamtbetrachtung einen überdurch-
schnittlichen Fehlbetrag bei der Tagesbetreuung für Kinder. Zielgerechte Steuerung ist in 
Teilbereichen aber vorhanden. 

� KIWI-Bewertung 

Die GPA NRW bewertet das Handlungsfeld Tagesbetreuung für Kinder der Stadt Cas-
trop-Rauxel mit dem Index 2. 
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� Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Heinrichstraße 1, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 
t 0 23 23/14 80-0 
f 0 23 23/14 80-333 
e info@gpa.nrw.de 
i www.gpa.nrw.de 
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ÜBERÖRTLICHE 
PRÜFUNG 
Schulen der Stadt Castrop-
Rauxel im Jahr 2016 

  



�  Stadt Castrop-Rauxel  �  Schulen  �  12066 

Seite 2 von 29 

INHALTSVERZEICHNIS 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

� Inhalte, Ziele und Methodik 3 

� Flächenmanagement Schulen und Turnhallen 4 

Grundschulen 5 

� Schulsekretariate 19 

Organisation und Steuerung 20 

� Schülerbeförderung 22 

Organisation und Steuerung 23 

� Anlagen: Ergänzende Grafiken/Tabellen 25 

 



�  Stadt Castrop-Rauxel  �  Schulen  �  12066 

Seite 3 von 29 

� Inhalte, Ziele und Methodik 

Das Prüfgebiet Schulen umfasst folgende Handlungsfelder: 

• Flächenmanagement der Schulen (ohne Förderschulen) und Turnhallen, 

• Schulsekretariate, 

• Schülerbeförderung. 

Ziel der GPA NRW ist es, auf Steuerungs- und Optimierungspotenziale hinzuweisen. Indem wir 
die Gebäudeflächen analysieren, sollen die Kommunen für einen bewussten und sparsamen 
Umgang mit ihrem Gebäudevermögen sensibilisiert werden. Die Prüfung der Schulsekretariate 
gibt Hinweise auf eine angemessene Stellenausstattung. Die Optimierung der Schülerbeförde-
rung ist Voraussetzung für einen effizienten Mitteleinsatz. Gleichzeitig zeigt die GPA NRW Stra-
tegien und Handlungsmöglichkeiten auf, mit denen die Kommunen vorhandene Potenziale suk-
zessive umsetzen können.  

Die GPA NRW führt interkommunale Kennzahlenvergleiche durch und betrachtet die Organisa-
tion und Steuerung. Wir haben Benchmarks für die Kennzahlen zu den Schulflächen ermittelt. 
Auf der Basis dieser Benchmarks berechnen wir Potenziale für jede Schulform. 

Die Flächen- und Schülerzahlen beziehen sich auf das Schuljahr 2014/15. Bezugsgröße ist die 
Bruttogrundfläche1 (BGF) der Gebäude. Falls die Kommune auch die Nutzungsflächen2 (NF) 
der Gebäude kennt, betrachtet die GPA NRW diese ergänzend zur BGF. In Castrop-Rauxel 
waren die Nutzflächen nicht bekannt. Allerdings berücksichtigen wir die Raumbilanzen der 
Schulgebäude, sofern sie bekannt sind. 

  

 

1 Die Bruttogrundfläche ist die Summe aller Grundflächen aller Grundrissebenen eines Gebäudes. 

2 Die Nutzungsfläche (ehemals Nutzfläche) eines Schulgebäudes ist die Fläche, die theoretisch für Unterrichtszwecke genutzt werden 
könnte. Eventuelle Lagerflächen sind eingeschlossen.. Sie beträgt bei Schulen typischerweise rund 60 bis 70 Prozent der BGF. 



�  Stadt Castrop-Rauxel  �  Schulen  �  12066 

Seite 4 von 29 

� Flächenmanagement Schulen und Turnhallen 

Ein vorausschauendes Flächenmanagement ist für Städte und Kommunen ein wichtiges Werk-
zeug, um den Haushalt zu konsolidieren. Es muss sich am Bedarf sowie der finanziellen Leis-
tungsfähigkeit orientieren. Ebenso muss die Kommune berücksichtigen, wie sich der demogra-
fische Wandel auswirken wird. 

Unter diesen Vorgaben analysiert die GPA NRW die Flächen der Schulen und Turnhallen der 
Castrop-Rauxel mit Ausnahme der Förderschulen. Die Benchmarks berücksichtigen zunächst 
alle für den Regelschulbetrieb notwendigen Unterrichts- und Fachräume. 

Zudem gewährt die GPA NRW in ihren Benchmarks unter anderem Zuschläge für Lehrerar-
beitsplätze und weitere notwendige Räume. Flächen für die Offene Ganztagsschule (OGS) an 
Grundschulen sowie Ganztagsunterricht an weiterführenden Schulen rechnen wir entsprechend 
der individuellen Situation in den Benchmarks an. 

Bisher gibt es keine verbindlichen Vorschriften für Raumstandards für Schulen mit inklusivem 
Unterricht. Dennoch geht auch die GPA NRW davon aus, dass für die Inklusion zusätzlich Flä-
chen benötigt werden. Dieser zusätzliche Flächenbedarf wird jedoch an den meisten Schul-
standorten nur einen geringen Anteil der errechneten Flächenüberhänge rechtfertigen. Insbe-
sondere ist der Flächenbedarf für diese Zwecke davon abhängig, ob die Kommune Schwer-
punktschulen bildet, an denen sie die erforderlichen Rahmenbedingungen für die einzelnen 
Förderschwerpunkte schafft. Daher ist es grundsätzlich erforderlich, dass die Kommune den 
Bedarf für jede Schule individuell konkretisiert und das Raumprogramm entsprechend anpasst. 
Vor diesem Hintergrund sind in den Benchmarks keine zusätzlichen Flächen für die inklusive 
Beschulung förderbedürftiger Kinder eingerechnet. 

Die GPA NRW betrachtet im Folgenden auch die individuelle Situation vor Ort unter den Ge-
sichtspunkt Inklusion und Zuwanderung. 

Die Stadt Castrop-Rauxel hat keinen aktuellen Schulentwicklungsplan (SEP). Der zuletzt aufge-
stellte SEP stammt vom Dezember 2010. Hier sind Prognosen bis zum Schuljahr 2021/22 auf-
gestellt. Sie wurden nicht fortgeschrieben, so dass sie nicht die aktuelle Entwicklung wiederge-
ben. Anlassbezogen wurden sie für die Gründung der Sekundarschule ermittelt. Dazu wurden 
die Eltern befragt. Wegen der Veränderungen der Schullandschaft wurde die Aufstellung eines 
vollständigen Schulentwicklungsplanes verschoben. Dazu gehörte u.a. die Einrichtung der Se-
kundarschule Süd. 

� Feststellung 

Gerade wenn die Entwicklung der Schülerzahlen als Basis für bauliche Änderungen des 
städtischen Schulraums benötigt  wird, sind besondere Anstrengungen erforderlich, diese 
plausibel abzuschätzen. Dazu gehört ggf. externe Hilfe zur Aufstellung von verschiedenen 
Szenarien. 

� Empfehlung 

Die GPA.NRW empfiehlt, die Schülerzahlen kontinuierlich fortzuschreiben. Die Abweichun-
gen der Prognosen zur tatsächlichen Entwicklung werden damit minimiert.  
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Ein regelmäßiger Kontakt zu den Kommunen in der Umgebung hilft, die Anzahl auswärtiger 
Schüler schätzen zu können. Diese Informationen liegen durch die regelmäßigen Treffen des 
Schulträger-Arbeitskreises vor.  

2015 hat die Stadt eine interfraktionelle Arbeitsgruppe eingerichtet. Die „Untergruppe zur 
Schulentwicklungsplanung“ besteht aus Vertretern der Fraktionen sowie der Verwaltung. Die 
Arbeitsgruppe soll sich mit der Entwicklung der Schulen befassen. Dazu gehören u.a. die 
Schulentwicklungsplanung, ein städteübergreifendes Förderschulkonzept, die Entwicklung des 
Sekundarbereiches I oder die Beschulung von Seiteneinsteigern. 

� Feststellung 

Die Einrichtung eines interfraktionellen Arbeitskreises nützt der Zusammenarbeit innerhalb 
der Verwaltung sehr. Die Erarbeitung eines Schulentwicklungsplanes und die Zusammen-
stellung verschiedener Szenarien der künftigen Schullandschaft kann er aber nicht leisten. 

� Empfehlung 

Die Stadt sollte einen Schulentwicklungsplan mit externer Hilfe aufstellen lassen. Die Bewer-
tung des künftigen benötigten Schulraumes sollte in Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis 
erfolgen. 

Im interkommunalen Vergleich werden die Bruttogrundflächen der Schulen berücksichtigt, die 
rechnerisch den gebildeten Schulklassen zur Verfügung stehen. Förderschulen und Schulen, 
die nicht in der Trägerschaft der Stadt Castrop-Rauxel sind, werden in diesem Bericht nicht 
berücksichtigt. In Castrop-Rauxel betrifft das das Berufskolleg Castrop-Rauxel und das Studi-
enzentrum der Fernuniversität Hagen. Dazu kommt die Martin-Luther-King-Schule mit den För-
derschwerpunkt sonderpädagogischer Förderbedarf (Lern- und Entwicklungsstörungen gemäß 
§ 5 AO-SF). Die Hans-Christian-Andersen-Schule hat den Förderschwerpunkt Sprache. 

Bei der Flächenbetrachtung ist auch die Inklusion ein wichtiges Thema. Alle Grundschulen ste-
hen Kindern mit Förderbedarf offen. Bei den weiterführenden Schulen bietet die Willy-Brandt-
Gesamtschule inklusiven Unterricht. 

Grundschulen 

Im Bezugsjahr 2014 gab es in Castrop-Rauxel zehn Grundschulen: 

• Waldschule 

• Grundschule Am Busch 

• Grundschule Am Hügel 

• Cottenburgschule 

• Lindenschule 

• Marktschule Ickern 

• Elisabethschule 

• Grundschule Alter Garten 
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• Erich-Kästner-Grundschule 

• Wilhelmschule 

Alle Grundschulstandorte, mit Ausnahme der Grundschule Am Hügel, verfügen über Turnhal-
len.  

Im Vergleich der Schuljahre 2000/2001 und 2013/ 2014 ist die Zahl der Grundschüler um rund 
31 Prozent gesunken. Drei Grundschulstandorte wurden in diesem Zusammenhang aufgege-
ben. Die Grundschule in Deininghausen wurde 2011 geschlossen. Sie ist nun eine Förderschu-
le mit dem Förderschwerpunkt Sprachen. Daneben sind in dem Gebäude ein Kinderhort und ein 
Jugendzentrum eingerichtet. Die Friedrich-Harkort-Schule wird seit August 2013 als Flücht-
lingsunterkunft genutzt. Die Grundschule Grüner Weg steht seit dem gleichen Zeitpunkt einer 
Tagesgruppe für Kinder und einer Kindertageseinrichtung zur Verfügung. 

In Castrop-Rauxel besteht mit Ausnahme der Elisabethschule, an allen Grundschulen ein Be-
treuungsangebot im Rahmen der OGS, das im Schuljahr 2014/2015 von 918 Schülern genutzt 
wurde. Die Betreuungsquote lag damit bei 38 Prozent, in 2015 bei 39 Prozent. Die Tendenz ist 
steigend. In fast allen Grundschulen werden Kinder mit Förderbedarf beschult. In der Markt-
schule Ickere z.B. gibt es den „Gemeinsamen Unterricht/ Gemeinsames Lernen“ (GU/GL).  

Die Bruttogrundfläche je Klasse im Jahr 2014 stellt sich im interkommunalen Vergleich wie folgt 
dar: 

Bruttogrundfläche Grundschulen je Klasse in m² 2014 

 

 

Castrop-Rauxel 1. Quartil 2. Quartil (Median) 3. Quartil Anzahl Werte 

310 306 332 347 19 

In der Einzelbetrachtung der Grundschulen zeigt sich, dass besonders die Grundschulen Am 
Busch, Am Hügel und die Cottenburgschule rechnerisch Flächenüberhänge aufweisen. Bei der 
Cottenburgschule ist das ehemalige Lehrschwimmbecken seit rund 10 Jahren stillgelegt. Die 
500 m² dafür werden allenfalls als Abstellfläche genutzt, sonst stehen sie leer. 
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Auswertung Grundschulen nach Standorten 2014 

Grundschulen  
Fläche in 

m² BGF 
Schülerzahlen 

Gebildete 

Klassen 

Fläche je  

Klasse in m² 

BGF 

Benchmark 

(m²) 

Potenzial 

(m²) 

Waldschule 3.234 221 8 404 298 850 

Grundschule Am Busch 3.700 212 8 463 298 1.316 

Grundschule Am Hügel 3.466 209 8 433 298 1.082 

Cottenburgschule 4.234 228 9 470 293 1.597 

Lindenschule 1.872 177 8 234 295 0 

Marktschule Ickern 3.046 308 14 218 295 0 

Elisabethschule 2.817 297 12 235 285 0 

Grundschule Alter Garten 2.437 278 12 203 298 0 

Erich-Kästner-Grundschule 2.526 192 8 316 293 182 

Wilhelmschule 3.025 285 11 275 293 0 

Summen 30.358 2.407 98 310 293 1.644 

 

� Feststellung 

Im Schuljahr 2014/15 ist insgesamt ein Flächenpotenzial im Grundschulbereich von rund 
1.600 m² BGF vorhanden. 

Für das Schuljahr 2015/16 errechnete sich die Kennzahl „Fläche je Klasse“ mit 313 m² BGF. 
Das rechnerische Flächenpotenzial beträgt rund 1.900 m² BGF. 

Anhand der Anzahl der vorhandenen Klassenräume bestätigen sich die Flächenüberhänge im 
Vergleichsjahr. Den 98 gebildeten Klassen stehen laut Angabe des Fachamtes 151 Klassen- 
und Fachräume zur Verfügung. Geht man davon aus, dass pro Zug ein zusätzlicher Raum für 
die OGS benötigt wird, ergibt sich ein Bedarf von 123 Klassenräumen. Bei einer durchschnittli-
chen Größe von 60 m² pro Klassenraum entspricht das einem Flächenüberhang von 1.680 m² 
BGF. 

Neben der Entwicklung der Schülerzahlen ist auch der bauliche Zustand der Gebäude wichtig. 
Castrop-Rauxel nimmt am Förderprogramm „Gute Schule 2020“ des Landes NRW teil. Es han-
delt sich dabei um ein kommunales Investitionsprogramm zur Modernisierung von Schulen. 
Welche Standorte in diesem Investitionsprogramm saniert werden sollen, wird zurzeit in einer 
Arbeitsgruppe erarbeitet. 

� Empfehlung 

Schulgebäude sollten nur dann saniert werden, wenn sie langfristig benötigt werden. Bei der 
Aufstellung des Sanierungsprogrammes muss das berücksichtigt werden. 

Die Grundschule Am Busch ist energetisch saniert an den Fassaden, den Fenstern, dem Dach. 
Modernisiert ist sie nicht. Bei der Lindenschule, der Erich-Kästner-Grundschule oder der Wil-
helmschule sind kleinere Bauunterhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen erforderlich. Die 
Elisabethschule und die Grundschule Alter Garten weisen deutlichen Investitionsbedarf auf. Die 
Grundschule Alter Garten soll erweitert werden. Die ehemaligen Garagen und der abgängige 
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Pavillon könnten abgerissen werden, um die Flächen für die OGS zu nutzen. Ein Anbau für die 
OGS ist auch für die Marktschule Ickern geplant. 

Für eine Berechnung des in den nächsten Jahren benötigten Schulraums fehlen Prognosen der 
erwartenden Schülerzahlen. Aktuell sind die Schülerzahlen durch steigenden Geburtenzahlen 
und Seiteneinsteiger gestiegen. Auch ist der Bedarf an OGS-Plätzen größer als das Angebot. 
Auf der Warteliste stehen rund 150 Kinder, die keine Nachmittagsbetreuung erhalten können. 
Langfristig rechnet die Verwaltung mit einem OGS-Anteil von 60 Prozent. 

In Castrop-Rauxel werden Flüchtlingskinder in die Regelklassen integriert, Auffangklassen gibt 
es nicht. In 2016 wurden an drei Grundschulstandorten 92 Kinder beschult. Aktuell sind die 
Flüchtlingszahlen entgegen dem Trend in NRW nicht rückläufig. In Castrop-Rauxel gibt es eine 
Landesunterkunft. Die Flüchtlingskinder waren bei der Aufstellung des Schulentwicklungsplanes 
nicht vorhersehbar.  

Für das Schuljahr 2016/17 stehen die vorhandenen 30.358 m² BGF in den Grundschulen 2.521 
Schülern zur Verfügung. 

� Feststellung 

Im Unterschied zum Vergleichsjahr 2015 entspricht 2016 das Flächenangebot der Anzahl 
der gebildeten Schulklassen, ein rechnerisches Flächenpotenzial ist nicht vorhanden. 

Durch einen höheren OGS-Anteil und eine geringere Klassenstärke ergibt sich künftig ein grö-
ßerer Raumbedarf. Dem will die Stadt durch die An- und Umbauten an verschiedenen Standor-
ten begegnen.  

� Empfehlung 

Sobald Prognosen vorliegen, sollten die Flächenbetrachtungen aktualisiert werden.  

Anbauten sollten erst dann in Betracht kommen, wenn die vorhandenen Flächen optimal ge-
nutzt sind. Im Vergleichsjahr 2014 war das an mehreren Standorten nicht der Fall. Durch die 
Festlegung, wie viele Schüler an jedem Standort aufgenommen werden, bestehen hier Steue-
rungsmöglichkeiten. Wie oben dargelegt, sind die Schülerzahlen in Castrop-Rauxel in den ver-
gangenen Jahren gesunken, sodass steigender Raumbedarf meist im Bestand realisiert werden 
kann. Mittelfristig zeigen die Geburtenzahlen einen leichten Anstieg von 20 Kindern bis zum 
Schuljahr 2022/23. Langfristig erwarten IT-NRW einen Rückgang der Unter-6-jährigen von rund 
25 Prozent bis 2040. Diese Prognose entspricht auch der Erwartung des Schulentwicklungspla-
ners. Zu beachten ist, dass Schulen für 60 bis 80 Jahre gebaut werden. Kurzfristige Raumbe-
darfe von wenigen Jahren können u.a. auch mit nicht genutzten Flächen in anderen kommuna-
len Gebäuden oder mobilen Einrichtungen gedeckt werden.  

� Empfehlung 

Die Erweiterung des Schulraums ist kritisch zu hinterfragen. Sie kann nur dann eine Option 
sein, wenn der Raumbedarf für die nächsten Jahrzehnte nachgewiesen werden kann. 

Weiterführende Schulen (gesamt) 

In Castrop-Rauxel gab es in 2014/2015 folgende weiterführende Schulen: 

• Franz-Hillebrand-Hauptschule 
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• bis zum 31. Juli 2015 die Schiller- Hauptschule 

• Fridtjof-Nansen-Realschule 

• Johannes-Rau-Realschule 

• Sekundarschule Süd (im Gebäude der Johannes-Rau-Realschule) 

• Sekundarschule Süd (Teilstandort im Gebäude der Schiller-Hauptschule) 

• Ernst-Barlach-Gymnasium 

• Adalbert-Stifter-Gymnasium 

• Janusz-Korczak-Gesamtschule 

• Willy-Brandt-Gesamtschule 

Hauptschulen 

Zum Beginn des Schuljahres 2015/16 wurde die Schiller- Hauptschule aufgelöst. Das Gebäude 
wird für die im Aufbau befindliche Sekundarschule Süd genutzt. Die Zahl der Hauptschüler in 
Castrop-Rauxel hat sich zwischen 2000 und 2014 um 59 Prozent verringert. Die Franz-Hille-
brand-Hauptschule soll 2018 aufgelöst werden.  

Im Bezugsjahr 2014/15 betrug die von den Hauptschulen genutzte Bruttogrundfläche 8.489 m². 
Enthalten sind hier nicht die Gebäudeflächen, die von der Sekundarschule Süd genutzt werden. 
Die Hauptschulen wurden nicht als Ganztagsschulen betrieben. Es handelt sich um auslaufen-
de Schulen, die durch eine andere Schulform ersetzt werden.  

Bruttogrundfläche Hauptschulen je Klasse in m² 2014  
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Castrop-Rauxel 1. Quartil 2. Quartil (Median) 3. Quartil Anzahl Werte 

606 342 437 491 19 

Im Bezugsjahr 2014 liegt die Bruttogrundfläche je Klasse der Hauptschule nahe dem Maximal-
wert. Die Franz-Hillebrand-Hauptschule hat ein Leerschwimmbecken. Es ist saniert und wird 
sowohl von den Schülern, als auch von Vereinen genutzt. Den fünf Klassen stehen im Ver-
gleichsjahr 10 Klassenräume und 14 Fachräume zur Verfügung.  

In 2016 wird das Schiller- Schulgebäude von der Sekundarschule Süd genutzt. Das Potenzial 
der auslaufenden Franz-Hillebrand-Hauptschule ist auch durch die zwei gebildeten Vorberei-
tungsklassen geringer als 2014. Neun Schulklassen haben nun 4.080 m² BGF zur Verfügung. 
Die Kennzahl „Fläche je Klasse“ beträgt 453 m² und zeigt einen Flächenüberhang von 1.200 
m². 

Realschulen 

Die Zahl der Realschüler in Castrop-Rauxel hat sich zwischen 2000 und 2014 um fünf Prozent 
verringert. 

Die Johannes-Rau-Realschule hat im Vergleichsjahr keine Eingangsklassen gebildet. Im Schul-
gebäude wurde die Sekundarschule Süd mit einem Teilstandort untergebracht. Im Bezugsjahr 
2014/15 betrug die von den zwei Realschulen in Castrop-Rauxel genutzte Bruttogrundfläche 
12.776 m². Die Schulen wurden nicht als Ganztagsschulen betrieben. Die Bruttogrundfläche je 
Klasse im Jahr 2014 stellt sich im interkommunalen Vergleich wie folgt dar. 

Bruttogrundfläche Realschulen je Klasse in m² 2014  

 

Castrop-Rauxel 1. Quartil 2. Quartil (Median) 3. Quartil Anzahl Werte 

355 327 363 378 19 

Im Bezugsjahr 2014 liegt die Bruttogrundfläche je Klasse der Realschulen in der Summe über 
dem Benchmark von 273 m² BGF je Klasse. Der Benchmark bezieht sich auf Realschulen ohne 
Ganztagsbetreuung.  
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Bei der Fridtjof-Nansen-Realschule werden 18 Kinder mit Förderbedarf beschult. Bei der Jo-
hannes-Rau-Realschule handelt es sich um ein Gebäude aus dem Jahr 2006, dass für die Nut-
zung als Sekundarschule nochmal modernisiert wurde.  

Ab dem Schuljahr 2015/16 wurde an der Fridtjof-Nansen-Realschule eine internationale Vorbe-
reitungsklasse gebildet. Durch den Wegfall der Johannes-Rau-Realschule ist kein Flächenpo-
tenzial vorhanden. 

Sekundar- und Gemeinschaftsschulen 

Die Sekundarschule Süd ist 2013 an den Start gegangen. Sie nutzt das Schulgebäude der 
ehemaligen Johannes-Rau-Realschule. Den zweiten Teilstandort bildet die ehemalige Schiller- 
Hauptschule. Ursprünglich war eine weitere Sekundarschule (Sekundarschule Nord) geplant. 
Da die neue Schulform nicht wie erwartet angenommen wurde, blieb es bisher bei der Sekun-
darschule Süd. 

Im Vergleichsjahr wurde die Sekundarschule Süd von 225 Schülern in neun Klassen besucht. 
Die Bruttogrundfläche Sekundarschulen je Klasse in m² 2014 liegt mit 365 über dem Bench-
mark von 336 m². Ein interkommunaler Vergleich der „Flächen je Klasse“ konnte nicht aufge-
stellt werden, da hier nicht genügend Vergleichswerte vorhanden sind. 

Im Schuljahr 2016/17 hat die Schule fast die maximal erwartete Schülerzahl erreicht. Auch un-
ter Berücksichtigung der zwei eingerichteten Auffangklassen ergibt sich ein erhebliches Poten-
zial. Den gebildeten 21 Klassen stehen 10.134 m² BGF an den beiden Standorten zur Verfü-
gung. Das entspricht einem Flächenüberhang von rund 3.400 m². Gründe dafür sind u.a. die 
Aufteilung auf zwei Standorte. Die Räume der Schulverwaltung z.B. sind doppelt vorhanden.  

Gymnasien 

Die Zahl der Gymnasiasten in Castrop-Rauxel hat sich zwischen 2000 und 2014 um zwei Pro-
zent verringert. Im Bezugsjahr 2014/15 stand den zwei Gymnasien eine Bruttogrundfläche von 
21.811 m² zur Verfügung. Das Adalbert-Stifter-Gymnasium hat eine Aula, die rund 1.500 m² 
groß ist.  

Die Fläche je Klasse im Jahr 2014 stellt sich im interkommunalen Vergleich wie folgt dar. 
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Bruttogrundfläche Gymnasien je Klasse in m² 2014  

 

 

Castrop-Rauxel 1. Quartil 2. Quartil (Median) 3. Quartil Anzahl Werte 

248 262 280 313 19 

Im Bezugsjahr 2014 liegt die Bruttogrundfläche je Klasse der Gymnasien in der Summe fast 14 
Prozent unter dem Benchmark von 276 m² BGF je Klasse. Der Benchmark berücksichtigt die 
Anteile von Sekundarstufe I und Sekundarstufe II. 

Im Schuljahr 2016/17 haben weniger Schüler die Gymnasien in Castrop-Rauxel besucht, es 
wurden aber zwei Vorbereitungsklassen eingerichtet. Für 84 Klassen bzw. Kursen sind an den 
beiden Gymnasien 21.811 m² vorhanden. Die Raumbilanz bestätigt den Raumbedarf: für die 
vorhandenen Klassen bzw. Kursen stehen neben den 30 Mehrzweck-u. Fachunterrichtsräumen 
79 Klassenräume zur Verfügung. Ein Flächenpotenzial gibt es nicht.  

Gesamtschulen 

Castrop-Rauxel hat zwei Gesamtschulen. Die Zahl der Gesamtschüler ist zwischen 2000 und 
2014 um 20 Prozent gesunken. Die Bruttogrundfläche der Gesamtschulen je Klasse im Jahr 
2014 stellt sich im interkommunalen Vergleich wie folgt dar. 

Bruttogrundfläche Gesamtschulen je Klasse in m² 2014  
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Castrop-Rauxel 1. Quartil 2. Quartil (Median) 3. Quartil Anzahl Werte 

410 298 339 371 17 

Im Bezugsjahr 2014 liegt die Bruttogrundfläche je Klasse deutlich über dem Benchmark von 
307 m² BGF je Klasse. An der Janusz-Korczak-Gesamtschule ist ein Flächenpotenzial von rund 
4.700 m² BGF vorhanden, an der Willy-Brandt-Gesamtschule beträgt es 1.100 m². Das Flä-
chenpotenzial entspricht rund 33 Prozent der vorgehaltenen Bruttogrundfläche der Gesamt-
schule. Die Flächensituation ist der Verwaltung seit langem bekannt. Die Janusz-Korczak-
Gesamtschule sollte lt. Haushaltssicherungskonzept veräußert werden. Aufgrund der Flücht-
lingssituation wurde beschlossen, das Gebäude vorläufig zu halten. Seit 2017 hat die VHS 
Räume für Sprachkurse angemietet.  

Im Schuljahr 2016/17 ist die Anzahl der Schüler weiter gesunken. Das rechnerische Flächenpo-
tenzial erhöht sich entsprechend. Berücksichtigt man die Klassenräume der VHS und der Vor-
bereitungsklassen ergeben sich 53 Klassen. In der Janusz-Korczak-Gesamtschule sind 11.992 
m² und in der Willy-Brandt-Gesamtschule 12.588 m² BGF vorhanden. Das Flächenpotenzial 
beträgt nun 8.300 m². 

Castrop-Rauxel hat daher beschlossen, die Janusz-Korczak-Gesamtschule zum Schuljahr 
2018/19 zu schließen. Die verbleibenden Schüler können die Willy-Brandt-Gesamtschule nut-
zen. 

� Feststellung 

Die Entwicklung der Schülerzahlen macht einen Gesamtschul-Standort kurz- bis mittelfristig 
entbehrlich. Castrop-Rauxel hat hier konsequent reagiert und schließt eine Gesamtschule. 

Zurzeit wird in der Verwaltung die künftige Nutzung des Schulgebäudes erörtert. Dabei werden 
auch interkommunale Zusammenarbeiten mit den Nachbarkommunen geprüft. 

Potenzialberechnung Schulgebäude 2014 

Schulform  
BGF je Klasse 

in m² 

Benchmark je  

Klasse in m² 

BGF 

Flächen-

potenzial je 

Klasse in 

m² BGF 

Anzahl  

Klassen 

Potenzial in m² BGF 

 (gerundet) 

Grundschulen 310 293 16,8 98 1.600 

Hauptschulen 606 320 286,4 14 4.000 

Realschulen 355 273 81,9 36 2.900 

Sekundar- und  
Gemeinschaftsschulen 

365 336 28,9 9 300 

Gymnasien 248 282 0,0 88 0 

Gesamtschulen 410 307 102,6 56 5.800 

Gesamt 
 

   14.600 

Für das Bezugsjahr 2014/15 ergibt sich ein rechnerisches Flächenpotenzial von rund 14.600 m² 
BGF oder 15 Prozent der vorgehaltenen Schulfläche. Bei durchschnittlichen Aufwendungen in 
Höhe von 100 Euro je m² BGF beträgt das monetäre Potenzial rund 1.460.000 Euro. Eine mit-
telfristige Prognose kann aufgrund fehlender Schülerzahlen nicht aufgestellt werden. Durch den 
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Wegfall der Janusz-Korczak-Gesamtschule reduziert sich das berechnete Flächenpotenzial, 
sodass bei dieser Schulform künftig ggf. kein Flächenüberhang mehr vorhanden ist. Ohne die 
Schülerzahl-Prognosen kann nicht angegeben werden, wann oder für welchen Zeitraum das 
der Fall ist. Eine Gegenüberstellung der vorhandenen Räume mit dem künftigen Bedarf kann 
Aufschluss darüber geben, in welchem Schulgebäude ein Flächenüberhang auffällig ist, sobald 
entsprechende Schülerzahlen vorliegen. IT-NRW geht von 2014 bis 2030 von einem weiteren 
Rückgang an Kindern im Alter von sechs bis 18 Jahren von 11 Prozent aus. Werden je Schüler 
rund 12 m² benötigt, ergibt sich ein zusätzliches Flächenpotenzial von etwa 10.600 m² BGF, 
von dem die Fläche der Janusz-Korczak-Gesamtschule abgezogen werden muss. Mit den für 
2014 ermittelten 14.600 m² sind es dann (14.600 + 10.600 ./. 9.500) voraussichtlich 15.700 m² 
Flächenüberhang in 2030.  

� Feststellung 

Auch wenn die Janusz-Korczak-Gesamtschule künftig eine andere Nutzung hat, bleiben Flä-
chenüberhänge, da die Anzahl der Schüler weiter sinken soll. 

Zur Umsetzung des ausgewiesenen Potenzials können ja nach der Art der Maßnahmenumset-
zung verschiedene Aufwendungen notwendig sein, z. B. Aufwendungen für Personal, Schüler-
beförderung oder Baumaßnahmen. Sie sind im Einzelfall zu berechnen und mit dem zu erwar-
tenden Einsparpotenzial durch die Flächenreduzierung zu saldieren. 

Setzt die Kommune weiter den inklusiven Unterricht um, so können zusätzliche Flächen (z.B. 
für Differenzierungsräume; Therapie- oder Rückzugsräume, Pflege-/Hygieneräume) notwendig 
sein. Diese Räume benötigen mit 20 - 30 m² BGF allerdings wesentlich weniger Fläche als 
Klassenräume. Ausgehend von einem zusätzlichen Differenzierungsraum je Zug ergibt sich 
beispielsweise für eine vierzügige Grundschule, die die Förderschwerpunkte Lernen, Sprache 
sowie emotionale und soziale Entwicklung aufnimmt, ein Mehrbedarf von ca. 100-180 m² BGF. 

Aktuell erschwert eine stark gestiegene Zahl von zugewanderten Kindern und Jugendlichen es 
zudem den Kommunen, die Schulflächen zu planen. Die Kinder und Jugendlichen müssen zu-
nächst in Vorbereitungsklassen die nötigen Deutschkenntnisse erlangen, um dann am Unter-
richt teilnehmen zu können. Aufgrund der geringen Gruppengrößen reichen auch für diese 
Klassen kleinere Räume. 

� Feststellung 

Auch unter Berücksichtigung des Mehrbedarfs durch Inklusion und Zuwanderung verbleibt 
ein Flächenüberhang, der entsprechende Gegensteuerungsmaßnahmen durch die Stadt 
Castrop-Rauxel notwendig macht 

Dabei sollten die folgenden Punkte beachtet werden. 

• Welche Schulstandorte werden langfristig benötigt? 

• Wie stellen sich die Raumbilanzen dar?  

• Bei welchen Standorten sind größere Investitionen erforderlich?  

• Kann in einem Standort die Nutzung intensiviert oder weitere Nutzungen integriert wer-
den? 

• Kann eine Umnutzung eines Gebäudes oder ein Verkauf erfolgen? 
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• Welche Folgekosten entstehen Castrop-Rauxel, wenn ein Standort aufgegeben wird (z.B. 
bei den Schülerbeförderungskosten)? 

� Feststellung 

Ohne die Aufstellung einen Schulentwicklungsplanes kann der künftige Bedarf an Schulraum 
nicht definiert werden. Er ist die elementare Voraussetzung für eine Planung.  

Schulturnhallen 

Von der Stadt Castrop-Rauxel wurden für den Schulsport im Schuljahr 2014/15 26 Turnhallen-
einheiten genutzt.  

Turnhallen nach Schulform 

Schule Halleneinheiten Bruttogrundfläche 

Grundschulen 9 6.637 

Waldschule 1 737 

Grundschule Am Busch 1 505 

Grundschule Am Hügel 0 0 

Cottenburgschule 1 1.113 

Lindenschule 1 685 

Marktschule Ickern 1 753 

Elisabethschule 1 547 

Grundschule Alter Garten 1 700 

Erich-Kästner-Grundschule 1 681 

Wilhelmschule 1 915 

Weiterführende Schulen 17 13.579 

Franz-Hillebrand-Hauptschule 
(ohne Lehrschwimmbecken) 

1 1.160 

Schillerschule   

Fridtjof-Nansen-Realschule 4 2.675 

Johannes-Rau-Realschule   

Sekundarschule Süd 1 1.509 

Sekundarschule Süd Teilstandort 1 646 

Ernst-Barlach-Gymnasium 2 1.619 

Adalbert-Stifter-Gymnasium 3 1.981 

Janusz-Korczak-Gesamtschule 2 1.603 

Willy-Brandt-Gesamtschule 3 2.386 
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Bruttogrundfläche Schulturnhallen je Klasse in m² 2014 

Castrop-

Rauxel 
Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 

2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

67 50 118 77 67 72 87 19 

Die GPA NRW geht davon aus, dass jeweils zwölf Klassen eine Turnhallen-Einheit benötigen. 
Den so ermittelten Bedarf für Castrop-Rauxel stellt sie dem aktuellen Bestand gegenüber.  

Vergleich Bedarf und Bestand Turnhallen-Einheiten für Schulen 2014 

 Schulform Bedarf  Bestand Saldo 

Grundschulen 8,2 9,0 0,8 

Hauptschulen 1,2 1,0 -0,2 

Realschulen 3,0 4,0 1,0 

Sekundarschule 0,8 2,0 1,3 

Gymnasien  7,3 5,0 -2,3 

Gesamtschulen 4,7 5,0 0,3 

Gesamt 25,1 26,0 0,9 

Es ergibt sich rechnerisch eine überzählige Halleneinheit. Dieser Überhang wird in Castrop-
Rauxel im Wesentlichen durch die Turnhalle an der Sekundarschule verursacht.  

� Feststellung 

In Castrop-Rauxel gibt es bei den Schulturnhallen einen Überhang von einer Hallen-
Einheiten. Bei einer durchschnittlichen Hallengröße von 778 m² errechnet sich ein Flächen-
überhang von 700 m² BGF. Monetär ausgedrückt bedeutet dies ein Potenzial von 70.000 
Euro. 

Eine Prognose kann auch bei den Turnhallen nicht aufgestellt werden. 

Turnhallen (gesamt) 

Neben den oben angeführten Turnhallen werden von der Stadt Castrop-Rauxel noch die 

• Friedrich-Harkort-Schule (ehemalige Grundschule) 

• Deiringhauser (Förderschule) 

• Grüner Weg (ehemalige Grundschule) 

• MLK Turnhalle (Förderschule) 

• VHS Turnhalle 

vorgehalten. 
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Insgesamt gibt es im Bezugsjahr 2014 somit 31 Turnhalleneinheiten mit einer Gesamtfläche 
von 23.467 m² BGF für die Einwohner der Stadt Castrop-Rauxel. 

Bruttogrundfläche Turnhallen je 1.000 Einwohner in m² 2014 

Castrop-

Rauxel 
Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 

2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

319 251 492 373 327 387 412 19 

Im interkommunalen Vergleich der Bruttogrundfläche Turnhallen je 1.000 Einwohner 2014 hat 
die Stadt Castrop-Rauxel Turnhallenflächen, die dem ersten Viertel der Vergleichskommunen 
entsprechen. Das Hallenbad steht als weiteres Sportangebot zur Verfügung. 

Gesamtbetrachtung  

Nachfolgend stellt die GPA NRW die Analyseergebnisse und wesentlichen Handlungsempfeh-
lungen aus den zuvor betrachteten Bereichen zusammenfassend dar: 

• Eine aktualisierte Schulentwicklungsplanung liegt nicht vor.  

• Die Schullandschaft ist im Umbruch: zwei Hauptschulen, eine Realschule und eine Ge-
samtschule wurden bzw. werden in 2018 aufgelöst. Eine Sekundarschule ist im Aufbau, 
eine weitere wird z.Z. geprüft. Für die Janusz-Korczak-Gesamtschule wird derzeit eine 
Folgenutzung gesucht. Andere Schulgebäude sollen nach derzeitigen Angaben des 
Fachamtes im Bestand bleiben. 

• Die Kennzahlen spiegeln daher nicht die tatsächliche Auslastung der jeweiligen Schulen 
wieder. Die Berechnung der künftigen Schulflächen kann nicht aufgestellt werden, da die 
Schülerzahlen nicht vorliegen.  

• Die Geburtenzahlen steigen aktuell wieder an (in 2017: 130 Geburten mehr als bei IT 
NRW angegeben, lt. Jugendamt). Dazu kommen noch 82 Flüchtlingskinder (in 2017).  

• Der Bedarf an Nachmittagsbetreuung (OGS z.B.) ist größer als das Angebot. Es gibt 
Wartelisten. Bei den weiterführenden Schulen (HS, RS) gibt es keinen Ganztag. Künftig 
wird das Potential kleiner. 

• Das größte Einzelpotenzial bei den Grundschulen entfällt auf die Cottenburgschule. Vom 
Potential entfallen 500 m² auf das ehemalige Lehrschwimmbecken. Die Fläche wird nicht 
genutzt. Bei den Grundschulen Am Busch und Am Hügel sind ebenfalls Flächenpotenzia-
le vorhanden. 

• Sekundarschule Süd befindet sich im Aufbau. Sie ist auf zwei Standorte verteilt. Die Flä-
chenüberhänge im Vergleichsjahr summierten sich auf rund 300 m² BGF. 

• Die Bruttogrundfläche Gymnasien je Klasse liegt unter dem Benchmark von 282 m².  

• Die Gesamtschulen hatten von 2000 bis 2014 einen Rückgang der Schülerzahlen von 20 
Prozent. Der Flächenüberhang betrug 2014 5.800 m² BGF. 
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• Für das Bezugsjahr 2014/15 ergibt sich ein rechnerisches Flächenpotenzial von rund 
14.600 m² BGF. Das entspricht einem monetären Potenzial von rund 1.460.000 Euro. 

• Aufgrund der eingerichteten Flüchtlingsklassen berechnet sich der Flächenüberhang für 
2016 von 12.900 m². Davon entfallen auf die Gesamtschulen rund 8.300 m². Das Gebäu-
de der Janusz-Korczak-Gesamtschule soll 2018 veräußert oder abgerissen werden. 

• Durch den prognostizierten weiteren Rückgang an Schülern ist mit einem Anstieg nicht 
genutzter Gebäudeflächen zu rechnen, auch wenn die Janusz-Korczak-Gesamtschule 
künftig wegfällt. Bis 2030 z.B. steigt der Flächenüberhang wieder auf einen Wert über 
15.000 m² BGF an.  

• Bei dem Vergleich Bedarf und Bestand an Turnhallen-Einheiten für Schulen im Jahr 2014 
ergibt sich für Castrop-Rauxel rechnerisch eine überzählige Halleneinheit. Das Potential 
beträgt 700 m² = 70.000 Euro.  

� KIWI-Bewertung 

Die GPA NRW bewertet das Handlungsfeld Flächenmanagement Schulen und Turn-
hallen der Stadt Castrop-Rauxel mit dem Index 2. 
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� Schulsekretariate 

Die Anforderungen an die Schulsekretariate haben sich in den vergangen Jahren verändert 
durch 

• die sinkende Schülerzahl,  

• die gebildeten Schulverbünde, 

• die ausgeweiteten Betreuungsangebote und Ganztagsunterricht, 

• das Bildungs- und Teilhabepaket sowie 

• die zunehmende Integration und Inklusion., 

Dies wirkt sich zwangsläufig auf den Personalbedarf in den Schulsekretariaten aus. 

Die Stadt Castrop-Rauxel hatte 2014 insgesamt 15,7 Vollzeit-Stellen in den Schulsekretariaten. 
Für die Kennzahlenbildung ermittelt die GPA NRW die Personalaufwendungen anhand der 
KGSt-Durchschnittswerte3. Dadurch wirken sich personenbezogene Einflussgrößen, wie zum 
Beispiel das Alter der Beschäftigten, nicht aus. 

Personalaufwendungen für Schulsekretariate je Schüler in Euro 2014 

Castrop-

Rauxel 
Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 

2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

95 63 129 90 81 94 100 20 

Diese Aufwendungen sind vor allen Dingen abhängig von der Anzahl der Schüler je Vollzeit-
Stelle im Schulsekretariat. Ein weiterer Einflussfaktor ist die Stellenbewertung (Eingruppierung).  

Schüler je Vollzeit-Stelle Sekretariat 2014 

Castrop-

Rauxel 
Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 

2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

484 368 746 535 472 498 575 20 

Die Kennzahlenwerte für die einzelnen Schulformen sind der Tabelle 1 am Ende des Teilbe-
richts zu entnehmen.  

In Castrop-Rauxel liegen die Personalaufwendungen für die Schulsekretariate je Schüler insge-
samt über dem Durchschnitt. Große Unterschiede bestehen dabei zwischen den einzelnen 
Schulformen. Niedrig sind die Personalaufwendungen bei den Realschulen, den Gymnasien 
und der Förderschule; im mittleren Bereich bei den Grundschulen. Bei der Haupt-, Sekundar- 
und den Gesamtschulen liegen sie im höchsten Segment. Der Grund für die hohen Positionie-

 

3 Gutachten „Kosten eines Arbeitsplatzes“ (Stand 2012/13) 
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rungen der letztgenannten drei Schulformen liegt darin, dass eine Vollzeit-Stelle im Schulsekre-
tariat hier eine vergleichsweise niedrige Anzahl Schüler betreut.  

Organisation und Steuerung 

Eingruppierung der Sekretariatskräfte 

Die meisten Kommunen ordnen die Sekretariatsstellen den Entgeltgruppen 5 und 6 zu. Oft er-
halten die Beschäftigten jetzt die Entgeltgruppe 6, weil sie so nach dem früher geltenden Bun-
desangestelltentarifvertrag eingruppiert waren und dieser Besitzstand gewahrt wird.  

Qualitatives Stellenniveau der Sekretariatskräfte in Castrop-Rauxel 2014  

Eingruppierung Vollzeit-Stellen Prozent 

EG 3 0,81 5 

EG 5 7,26 46 

EG 6 7,69 49 

Die Schulsekretariatsstellen der Stadt Castrop-Rauxel sind überwiegend in den niedrigeren 
Entgeltgruppen EG 3 und EG 5 eingruppiert.  Die Kennzahl „Personalaufwendungen je Vollzeit-
Stelle“ ist unterdurchschnittlich. Castrop-Rauxel kommt hier auf einen Wert von 46.042 Euro je 
Vollzeitstelle, der interkommunale Mittelwert beträgt 46.611 Euro.  

Verfahren zur Stellenbemessung 

Die Stellenbemessung in den Schulsekretariaten der Stadt Castrop-Rauxel basiert auf dem 
„Oberhausener Modell“. Dazu wurden Anpassungen an die Castrop-Rauxeler Rahmenbedin-
gungen vorgenommen. Erste Bemessungsgrundlage ist die Anzahl betreuter Schüler. Arbeits-
zeit-Zuschläge werden nach festgelegten Bemessungskriterien (Anteil ausländischer Schüler, 
Sprachstandserhebung Delfin, integrativer Unterricht, OGS/Ganztagsunterricht) gewährt.  

Die Sockelarbeitszeit und die Zuschläge sind nach Schulformen differenziert. Das Berech-
nungsmodell ermöglicht eine individuelle Bedarfsberechnung für jede einzelne Schulform. In 
Abhängigkeit vom Tätigkeitsfeld und den o.g. Bemessungskriterien wird für jede Sekretariats-
angestellte ein individueller Stundensatz festgelegt. Turnusmäßige Überprüfungen erfolgen im 
Zweijahresrhythmus; bei Änderungen der Schulstrukturen jährlich. Ergeben sich auf der Grund-
lage der neuen Schülerzahlen Abweichung zur letzten Überprüfung, werden die Wochenstun-
den der Sekretariatskräfte angepasst. Die Arbeitsverträge sind entsprechend flexibel gestaltet.  

Die Schulverwaltung hat eine sehr gute „Handreichung für Schulsekretariate“ erarbeitet. Neben 
der Beschreibung der Sekretariatsaufgaben ist auch klar abgegrenzt, welche Tätigkeiten nicht 
in das Aufgabengebiet (Negativkatalog) gehören.  

Hinweise zu alternativen Stellenbemessungsverfahren kann der im Herbst 2014 erschienene 
KGSt-Bericht Nr. 14/2014 geben. Darin werden zwei verschiedene Varianten zur Stellenbemes-
sung beschrieben. Ein relativ pauschales Verfahren mit Sockelansätzen sowie ein analytisches 
Stellenbemessungsverfahren. Letzteres basiert auf einem detaillierten Aufgabenkatalog und 
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mittleren Bearbeitungszeiten. Es ermöglicht eine individuelle Bedarfsberechnung in Abhängig-
keit vom Tätigkeitsfeld des Sekretariatspersonals. Örtliche Besonderheiten und Zusatzaufgaben 
werden dabei ebenfalls berücksichtigt. Die KGSt hat mit ihrem Bericht ein Excel-Tool zur Verfü-
gung gestellt. Damit kann für jeden Standort mit überschaubarem Aufwand eine individuelle 
Stellenbedarfsberechnung durchgeführt werden.  

� Empfehlung 

Die Stadt Castrop-Rauxel sollte die überdurchschnittlichen Aufwendungen für ihre Schulsek-
retariate zum Anlass nehmen, ihr eigenes Stellenbemessungsverfahren mit dem KGSt-
Verfahren zu überprüfen und ggfls. anzupassen.  
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� Schülerbeförderung 

Bei der Schülerbeförderung liegt der Schwerpunkt der Prüfung in der Beurteilung, ob und in-
wieweit sich die Kommunen bereits mit der Optimierung der Schülerbeförderung befassen. Die 
GPA NRW berücksichtigt hier die Aufwendungen je beförderten Schüler.  

Die Aufwendungen für die Schülerbeförderung sind abhängig von der Gemeindestruktur und 
der Einpendlerquote. Die Einpendlerquote bildet das Verhältnis der auswärtigen Schüler an der 
gesamten Schülerzahl. Maßgeblich für den Gesamtaufwand der Schülerbeförderung ist der 
Anteil der tatsächlich beförderten Schüler.  

Kennzahlen Schülerbeförderung 2014  

Kennzahl 
Castrop-

Rauxel 

Mini-

mum 

Maxi-

mum 

Mittel-

wert  
1. Quartil 

2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

Aufwendungen je 
Schüler in Euro 

161 80 240 169 158 164 190 20 

Aufwendungen* 
(Schulweg) je 
befördertem  
Schüler in Euro 

./. 134 875 591 549 599 629 18 

Anteil der beförder-
ten Schüler an der 
Gesamtschülerzahl 
in Prozent 

24,4 16,8 52,9 27,8 21,9 26,8 31,2 19 

* für Castrop-Rauxel wegen fehlender Trennung der Aufwendungen für „Schulweg/Sportstätten/Sonderveranstaltungen“  
  nicht darstellbar   

Die Kennzahlenwerte für die einzelnen Schulformen sind der Tabelle 2 am Ende des Teilbe-
richts zu entnehmen.  

Das Stadtgebiet Castrop-Rauxels ist rund 52 km² groß. Die durchschnittliche Gemeindefläche 
der großen kreisangehörigen Kommunen in NRW beträgt 97 km². Die vergleichsweise kleine 
Gemeindefläche führt hier zu einem unterdurchschnittlichen Anteil beförderter Schüler an der 
Zahl aller Castrop-Rauxeler Schüler. Ebenfalls positiv wirkt sich die recht gleichmäßige Vertei-
lung der Grundschulstandorte über das Stadtgebiet aus. Dadurch bleiben viele Grundschüler 
bei ihrem Schulweg unterhalb der zwei Kilometergrenze, die somit keine Kostentragungspflicht 
der Schülerfahrtkosten durch den Schulträger auslöst. Lediglich sechs Prozent der Grundschü-
ler – das sind 146 Schüler - haben einen Beförderungsanspruch. Dennoch sind die Aufwendun-
gen über alle 2.407 Grundschüler mit jeweils 90 Euro hoch. Der Grund liegt darin, dass nur 
sechs von 146 Grundschülern mit öffentlichen Verkehrsmitteln fahren; die übrigen Schüler wer-
den mittels Schülerspezialverkehr befördert. Der ist in der Regel deutlich teurer als der ÖPNV.  

Ebenfalls hohe Beförderungsaufwendungen entstehen der Stadt an den Gymnasien und der 
Förderschule. Günstig sind dagegen die Aufwendungen für die Haupt-, Real-, Gesamt- und 
Sekundarschulen.    
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Die Einpendlerquote an den städtischen Schulen beträgt in Castrop-Rauxel 7,1 Prozent4. Zur 
Information: der Mittelwert der großen kreisangehörigen Städte beträgt 8,4 Prozent. Die Belas-
tung des städtischen Haushalts durch einpendelnde Schüler aus Nachbarkommunen ist dem-
nach unterdurchschnittlich.  

Für die Schülerbeförderung hat Castrop-Rauxel in 2014 rund 1,2 Mio. Euro aufgewendet. Eine 
differenzierte Auswertung der Aufwendungen für den Schulweg, zu Sportstätten bzw. Sonder-
veranstaltungen war für 2014 nicht möglich. Die Aufwendungen werden seit einigen Jahren 
nicht mehr getrennt erfasst. An Castrop-Rauxels Schulen haben 1.857 Schüler Anspruch auf 
Erstattung der Fahrkosten für ihren Schulweg.  

� Feststellung 

Trotz günstiger Rahmenbedingungen (kompaktes, kleines Stadtgebiet und unterdurch-
schnittliche Einpendlerquote) liegt der Aufwand je Schüler nur beim Mittelwert. Damit ist 
Handlungsbedarf gegeben.  

Organisation und Steuerung 

Die Schulsekretariate nehmen die Anträge auf Fahrkarten entgegen. Die Schulverwaltung prüft 
den Anspruch und bestellt die Fahrkarten (Chipkarten) beim „Verkehrsverbund Rhein-Ruhr“ 
(VRR), ein Unternehmen des ÖPNVs. Die Schüler mit Beförderungsanspruch erhalten grund-
sätzlich ein sogenanntes „Schokoticket“. Damit haben sie auf dem Gebiet des VRR auch zu 
außerschulischen Zeiten einen kostenfreien Beförderungsanspruch. Für die Stadt geht das 
Schokoticket kostenneutral aus. Sie erstattet dem VRR lediglich den schulwegbezogenen An-
teil; den „Freizeitanteil“ zieht der VRR direkt von den Eltern ein. Der verwaltungsseitige Mehr-
aufwand sowie die Chipkartenausgabe erfolgen ebenfalls durch den VRR.  

Der Schülerspezialverkehr wird jährlich europaweit neu ausgeschrieben. Regelmäßig kommt 
der Schülerspezialverkehr bei Fahrten zu Sportstätten, aber auch bei einigen Grund- und För-
derschulen zum Einsatz. Mit der Begründung „gefährlicher Schulweg“ werden in Einzelfällen 
auch Fahrtkosten übernommen, die innerhalb der relevanten zwei Kilometergrenze (Primarstufe 
1) liegen. Gleiches gilt für ärztlich attestierte Einzelfälle.  

Der Ausbau der Nachmittagsbetreuung an Grundschulen hat in Castrop-Rauxel – im Gegensatz 
zur überwiegenden Mehrzahl der nordrheinwestfälischen Kommunen - zu erhöhten Schülerbe-
förderungsaufwendungen geführt. Mit vier Sonderfahrten werden die Schüler von fünf Grund-
schulen am Betreuungsende nach Hause befördert. Dabei handelt es sich um eine freiwillige 
Leistung der Stadt; der gesetzliche Beförderungsanspruch erstreckt sich nur auf die reguläre 
Schulzeit.  

� Empfehlung 

Angesichts der angespannten finanziellen Situation Castrop-Rauxels sollte die Stadt diese 
freiwillige Leistung einstellen.  

Die Schulzeiten der einzelnen Schule wurden an die Linienverkehrszeiten des ÖPNV ange-
passt. Daneben wurden in Abstimmung mit dem Verkehrsbetrieb auch die Zeiten des ÖPNV auf 

 

4 Wert des Schuljahres 2015/16 – für das Schuljahr 2014/15 liegen die Daten nicht mehr vor  
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die Belange des Schülertransports abgestimmt. Einmal jährlich werden mit dem VRR die Stre-
cken auf Optimierungsmöglichkeiten untersucht und ggfls. Anpassungen vorgenommen.  
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� Anlagen: Ergänzende Grafiken/Tabellen 

Tabelle 1: Kennzahlen Schulsekretariate differenziert nach Schulformen 2014 

Kennzahl 
Castrop-

Rauxel 
Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 

2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

Grundschulen 

Personalaufwendungen für Schulsekretariate je Schüler in Euro 83 53 123 88 76 88 105 20 

Schüler je Vollzeit-Stelle Sekretariat 561 379 856 550 438 531 592 20 

Personalaufwendungen je Vollzeit-Stelle in Euro 46.315 43.447 48.371 45.855 45.100 45.188 46.644 20 

Hauptschulen 

Personalaufwendungen für Schulsekretariate je Schüler in Euro 205 55 302 134 94 126 156 20 

Schüler je Vollzeit-Stelle Sekretariat 227 158 865 407 306 369 487 20 

Personalaufwendungen je Vollzeit-Stelle in Euro 46.586 44.844 47.800 46.786 45.100 47.715 47.800 20 

Realschulen 
       

  

Personalaufwendungen für Schulsekretariate je Schüler in Euro 67 41 122 81 69 79 91 20 

Schüler je Vollzeit-Stelle Sekretariat 633 392 1.097 609 507 606 656 20 

Personalaufwendungen je Vollzeit-Stelle in Euro 42.706 42.706 47.800 46.503 45.100 47.195 47.800 20 

Gymnasien 

Personalaufwendungen für Schulsekretariate je Schüler in Euro 73 63 114 86 72 86 96 20 

Schüler je Vollzeit-Stelle Sekretariat 643 420 748 565 487 546 650 20 

Personalaufwendungen je Vollzeit-Stelle in Euro 46.788 45.100 50.596 47.300 46.614 47.798 47.800 20 

Gesamtschulen 

Personalaufwendungen für Schulsekretariate je Schüler in Euro 108 56 167 90 81 87 94 19 
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Kennzahl 
Castrop-

Rauxel 
Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 

2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

Schüler je Vollzeit-Stelle Sekretariat 435 281 860 553 498 532 592 19 

Personalaufwendungen je Vollzeit-Stelle in Euro 46.974 45.078 48.513 47.096 46.675 47.792 47.800 19 

Förderschulen 

Personalaufwendungen für Schulsekretariate je Schüler in Euro 174 117 355 221 165 225 277 15 

Schüler je Vollzeit-Stelle Sekretariat 259 135 387 235 168 213 283 15 

Personalaufwendungen je Vollzeit-Stelle in Euro 45.100 45.078 47.800 46.625 45.100 47.627 47.800 16 

Gemeinschafts-/Sekundarschulen 

Personalaufwendungen für Schulsekretariate je Schüler in Euro 261 0 261 148 124 166 190 4 

Schüler je Vollzeit-Stelle Sekretariat 173 173 289 244 222 271 280 3 

Personalaufwendungen je Vollzeit-Stelle in Euro 45.100 45.056 47.800 45.985 45.078 45.100 46.450 3 

Tabelle 2: Kennzahlen Schülerbeförderung differenziert nach Schulformen 2014 

Kennzahl 
Castrop-

Rauxel 
Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 

2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

Grundschulen 

Aufwendungen (gesamt) je Schüler in Euro 90 0 142 71 54 67 90 17 

Aufwendungen (nur Schulweg) je befördertem Schüler in Euro 0 0 2.810 957 525 813 1.081 16 

Anteil der beförderten Schüler (Schulweg) an der Schülerzahl insgesamt in 
Prozent 

6,1 0,0 21,0 6,2 2,8 3,7 7,3 18 

Einpendlerquote in Prozent 0,0 0,0 3,2 0,4 0,0 0,0 0,2 17 

Hauptschulen 

Aufwendungen (gesamt) je Schüler in Euro 129 0 529 203 118 185 231 17 

Aufwendungen (nur Schulweg) je befördertem Schüler in Euro 0 0 985 471 420 476 530 16 
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Kennzahl 
Castrop-

Rauxel 
Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 

2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

Anteil der beförderten Schüler (Schulweg) an der Schülerzahl insgesamt in 
Prozent 

25,3 0,0 98,6 40,6 21,9 30,1 64,6 18 

Einpendlerquote in Prozent 0,0 0,0 16,5 5,3 1,4 3,1 7,8 17 

Realschulen 
       

  

Aufwendungen (gesamt) je Schüler in Euro 145 0 271 156 123 166 198 17 

Aufwendungen (nur Schulweg) je befördertem Schüler in Euro 0 0 740 480 459 511 545 16 

Anteil der beförderten Schüler (Schulweg) an der Schülerzahl insgesamt in 
Prozent 

25,0 0,0 77,0 31,6 20,8 27,1 39,1 18 

Einpendlerquote in Prozent 0,0 0,0 23,6 6,8 0,6 5,9 8,1 17 

Gymnasien 

Aufwendungen (gesamt) je Schüler in Euro 209 0 344 188 137 195 228 17 

Aufwendungen (nur Schulweg) je befördertem Schüler in Euro 0 0 667 504 449 570 621 16 

Anteil der beförderten Schüler (Schulweg) an der Schülerzahl insgesamt in 
Prozent 

44,8 0,0 77,5 37,0 25,5 36,6 44,6 18 

Einpendlerquote in Prozent 0,0 0,0 38,4 12,5 1,6 8,9 21,8 17 

Gesamtschulen 

Aufwendungen (gesamt) je Schüler in Euro 122 0 370 217 158 195 317 17 

Aufwendungen (nur Schulweg) je befördertem Schüler in Euro 0 0 856 505 447 512 659 16 

Anteil der beförderten Schüler (Schulweg) an der Schülerzahl insgesamt in 
Prozent 

19,6 0,0 79,1 41,2 29,9 36,3 48,0 18 

Einpendlerquote in Prozent 0,0 0,0 30,1 11,3 3,5 10,6 19,0 17 

Förderschulen 

Aufwendungen (gesamt) je Schüler in Euro 902 0 1.208 497 253 408 852 13 

Aufwendungen (nur Schulweg) je befördertem Schüler in Euro 0 0 2.254 911 608 677 1.282 13 
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Kennzahl 
Castrop-

Rauxel 
Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 

2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

Anteil der beförderten Schüler (Schulweg) an der Schülerzahl insgesamt in 
Prozent 

67,9 0,0 73,6 44,4 35,5 52,5 56,0 13 

Einpendlerquote in Prozent 0,0 0,0 51,6 10,1 0,6 4,2 13,9 14 

Gemeinschafts-/Sekundarschulen 

Aufwendungen (gesamt) je Schüler in Euro 147 147 376 260 202 258 317 3 

Aufwendungen (nur Schulweg) je befördertem Schüler in Euro 0 0 466 293 207 414 440 3 

Anteil der beförderten Schüler (Schulweg) an der Schülerzahl insgesamt in 
Prozent 

18,7 18,7 82,8 52,2 37,0 55,3 69,0 3 

Einpendlerquote in Prozent 0,0 0,0 31,0 10,3 0,0 0,0 15,5 3 
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� Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Heinrichstraße 1, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 
t 0 23 23/14 80-0 
f 0 23 23/14 80-333 
e info@gpa.nrw.de 
i www.gpa.nrw.de 
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ÜBERÖRTLICHE 
PRÜFUNG 
Grünflächen der 
Stadt Castrop-Rauxel 
im Jahr 2016 
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� Inhalte, Ziele und Methodik 

Die GPA NRW untersucht in diesem Prüfgebiet, wie die Kommunen mit ihren Grünflächen um-
gehen und analysiert bestimmte Nutzungsformen. 

Was unter dem Begriff Grünflächen zu verstehen ist, welche Nutzungsformen also darunter zu 
fassen sind, ist nicht allgemeingültig definiert. Aus diesem Grund legt die GPA NRW die nach-
folgenden Nutzungsformen fest, die Grundlage für die Darstellung kommunaler Grünflächen in 
diesem Prüfgebiet sind: 

• Park- und Gartenanlagen, 

• Sonderanlagen (wie z. B. Kurpark, botanischer Garten), 

• Spiel- und Bolzplätze, 

• Straßenbegleitgrün, 

• Außenanlagen an städtischen Gebäuden, 

• Friedhöfe, 

• Biotope, Ausgleichsflächen, 

• Gewässer, 

• Forst und 

• Kleingartenanlagen. 

Ziel der Prüfung ist es, Handlungsmöglichkeiten und Potenziale aufzuzeigen, um den Haushalt 
zu konsolidieren und das Grünflächenmanagement zu optimieren.  

Dazu untersucht die GPA NRW, zum einen wie die Kommune ihre kommunalen Grünflächen 
steuert und organisiert. Zum anderen beleuchten wir die örtlichen Strukturen. Zudem analysie-
ren wir die Nutzungsformen Park- und Gartenanlagen, Spiel- und Bolzplätze und Straßenbe-
gleitgrün bezogen auf die vorgehaltenen Flächen wie auch deren Pflege und Unterhaltung. Ba-
sis für die interkommunalen Kennzahlenvergleiche sind die gesamten Aufwendungen (vollstän-
diger Ressourcenverbrauch) bzw. die Vollkosten. 

Anhand von Benchmarks ermittelt die GPA NRW für die Aufwendungen der drei Nutzungsfor-
men Potenziale. Die Sportaußenanlagen sind zwar grundsätzlich auch zu den kommunalen 
Grünflächen zu zählen. Die GPA NRW betrachtet sie in dieser Prüfung aber separat. Hier steht 
die Analyse der Steuerung und Organisation sowie der Flächensituation und Auslastung im 
Vordergrund. 
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� Grünflächen allgemein 

Datenlage der Stadt Castrop-Rauxel 

Die Datenlage in den Kommunen ist entscheidend für die Analysemöglichkeiten und die damit 
einhergehende Konkretisierung unserer Handlungsempfehlungen. 

Die Stadt Castrop-Rauxel konnte die für die Prüfung der Grünflächen notwendigen Zahlen und 
Fakten nicht vollständig zur Verfügung stellen. Für eine externe Organisationsuntersuchung 
wurden 2012 zum Teil Flächenangaben verwendet, die aus der Erfassung der Infrastruktur für 
die Einführung des NKF zusammengestellt wurden. Einige Flächenarten basieren auf Annah-
men oder Schätzungen. Belastbare Kennzahlen konnten so nicht gebildet werden. Dadurch ist 
keine Aussage möglich, ob und in welchem Bereich die Menge oder der Aufwand für die Grün-
pflege angemessen ist. Es fehlen auch plausible Finanzdaten für die Park- und Gartenanlagen 
und das Straßenbegleitgrün. Bei den Kinderspiel- und Bolzplätzen ist die Datenlage etwas bes-
ser, vollständig sind die Angaben aber nicht.  

Die Aufwendungen für die Grünpflege wurden zwar in den Tagesberichten der Mitarbeiter er-
fasst, dann aber nach einem internen Verteilungsschlüssel auf die verschiedenen Produkte 
verteilt. Die Zuordnung z.B. zu den Produkten „Kinder,- Jugend- und Familienhilfe“ für den Auf-
wand der Spiel- und Bolzplätze oder „Verkehrsflächen und -anlagen, ÖPNV“ für das Straßen-
begleitgrün entspricht nicht dem tatsächlichen Aufwand. 

� Empfehlung 

Die Aufwendungen für die Unterhaltung der Grünpflege müssen den produktverantwortlichen 
Kostenstellen in der tatsächlichen Höhe zugewiesen werden. 

� Empfehlung 

Für aussagekräftige Kennzahlen sind aktuelle und vollständige Flächenangaben und sich 
darauf beziehende Aufwendungen erforderlich. Die GPA NRW empfiehlt, ein Grünflächenka-
taster einzurichten. Eine georeferenzierte EDV-Unterstützung ist u. a. für zielorientierte Aus-
wertungen - sowie ein eingebundenes Baumkataster für die regelmäßigen Baumkontrollen -
unverzichtbar. Um die Einrichtung eines solchen GIS-Programmes zu vereinfachen, sollte 
geprüft werden, ob z.B. das Straßen- oder das Kanalkataster um ein Grünflächenmodul er-
weitert werden kann. 

� Empfehlung 

Die in diesem Bericht dargestellten Kennzahlen sollten, sobald verlässliche Flächenangaben 
vorliegen, gebildet und ggf. angepasst werden. 

Der Gesamtaufwand für Eigen- und Fremdleistungen betrug im Vergleichsjahr nach Angaben 
der Verwaltung rund 2,9 Millionen Euro. Darin sind auch die Aufwendungen für die Außenanla-
gen an öffentlichen Gebäuden enthalten. 
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Organisation und Steuerung 

Die GPA NRW analysiert die Organisation und Steuerung anhand des Erfüllungsgrades Grün-
flächenmanagement. Diese Kennzahl zeigt, ob und inwieweit die Stadt Castrop-Rauxel ihre 
Grünflächen und deren Bewirtschaftung effizient steuert. 

Der Erfüllungsgrad beruht auf einer Nutzwertanalyse. Die GPA NRW stellt einheitliche Fragen 
und ordnet die Antworten auf einer Skala von 0 bis 31  ein. Sie gewichtet diese Bewertung ent-
sprechend ihrer Bedeutung für eine wirtschaftliche und erfolgreiche Steuerung der Grünflächen. 
Hieraus ergeben sich Punkte, deren Summe ins Verhältnis gesetzt wird zur maximal erreichba-
ren Punktzahl. Die in Prozenten ausgedrückte Verhältniszahl ist der Erfüllungsgrad. 

Erfüllungsgrad Grünflächenmanagement  

Fragen 
Erfüllungs-

grad 

Bewertung/ 

Skalierung 

Gewich-

tung 

erreichte 

Punkte 

Optimal-

wert 

Erfolgt die Aufgabenerledigung im Bereich 
der Grünflächen zentral? 

vollständig 
erfüllt 

3 2 6 6 

Liegt ein Freiflächenentwicklungskonzept 
vor? 

überwiegend 
erfüllt 

2 2 4 6 

Gibt es Informationen zur Bürgerzufrieden-
heit? 

überwiegend 
erfüllt 

2 1 2 3 

Bestehen Zielvorgaben durch die Verwal-
tungsführung? 

vollständig 
erfüllt 

3 2 6 6 

Wurden operative Ziele für die Unterhaltung 
der Grünflächen gesetzt und dokumentiert? 

vollständig 
erfüllt 

3 3 9 9 

Gibt es ein zentrales (produktübergreifen-
des) Grünflächeninformationssystem 
(GIS/GRIS)?  

nicht erfüllt 0 3 0 9 

Sind Standards für die Unterhaltung der 
Grünflächen definiert? 

ansatzweise 
erfüllt 

1 3 3 9 

Ist eine Kostenrechnung implementiert? nicht erfüllt 0 3 0 9 

Werden Kennzahlen (u. a. zur Wirtschaftlich-
keit) erhoben? 

nicht erfüllt 0 2 0 6 

Ist ein Berichtswesen vorhanden? 
ansatzweise 

erfüllt 
1 2 2 6 

Besteht ein eindeutiges Auftraggeber-
Auftragnehmer-Verhältnis? 

nicht erfüllt 0 3 0 9 

Werden die Aufwendungen des Bauhofes als 
Leistungspreise verrechnet? 

nicht erfüllt 0 3 0 9 

Wird die Aufgabenerledigung einer regelmä-
ßigen Wirtschaftlichkeitsbetrachtung unter-
zogen? 

nicht erfüllt 0 2 0 6 

Punktzahl gesamt 32 93 

Erfüllungsgrad in Prozent 34 

 

1 nicht erfüllt = 0; ansatzweise erfüllt = 1; überwiegend erfüllt = 2; vollständig erfüllt = 3 
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Zusammenfassung der Ist-Situation und Handlungsempfehlungen  

Die Stadt Castrop-Rauxel erreicht einen Erfüllungsgrad von 34 Prozent. Dieser Wert zeigt, dass 
bei der Steuerung der „Aufgabe“ Grünflächen - gemessen am Zielwert 100 Prozent - noch viele 
Optimierungsmöglichkeiten bestehen.  

• Die Aufgabenwahrnehmung im Bereich „Grünflächen“ erfolgt zentral beim Bereich 67 
„Stadtgrün und Friedhofswesen“. Alle Pflegeleistungen des städtischen Grüns werden 
hier geplant, beauftragt und in der Ausführung durch die Grünflächenkolonne betreut. 
Den zentralen Ansatz bewertet die GPA NRW positiv. Dadurch wird Fachwissen gebün-
delt und es werden Synergieeffekte erzielt.  

• Die Stadt Castrop-Rauxel hat 2012 im Zuge einer externen Organisationsuntersuchung 
des Bereiches „Stadtgrün“ ein Freiflächenkonzept für das Gros der städtischen Grünflä-
chen entwickelt. Ausgenommen hiervon waren der Stadtwald und die städtischen Fried-
höfe.  

• Informationen zur Bürgerzufriedenheit werden zwar noch nicht systematisch erhoben, ein 
entsprechendes System ist aber in der „Beta-Phase“. Die Stadt will ihren Bürgern eine 
„Melde-App“ für Anregungen und Beschwerden zum kostenlosen Download anbieten. 
Per Smartphone oder Tablet sollen die Bürger zukünftig ihre Anregungen, Ideen oder 
Beschwerden der Stadt mitteilen können. Ein Beschwerdemanagement hat der Bereich 
Stadtgrün und Friedhofswesen bereits eingerichtet.  

• Die Verwaltungsführung hat die Zielvorgaben aus der externen Organisationsuntersu-
chung übernommen und für den Bereich Stadtgrün und Friedhofswesen für verbindlich 
erklärt. Generelles Ziel ist das Senken der Unterhaltungsaufwendungen durch Reduzie-
rung der Gestaltungsstandards.  

• In der Organisationsuntersuchung wurden sieben Qualitätsflächen definiert. Es handelt 
sich um drei Gartendenkmäler und vier stark frequentierte Gartenanlagen. 

• Neben den Qualitäts-Grünflächen wird bei den übrigen Grünflächen nur eine Mindest-
pflege durchgeführt. 

• Der Bereich Stadtgrün und Friedhofswesen hat eine Prioritätenliste mit entsprechendem 
Zeitplan erstellt, welche Flächen von pflegeintensiv in extensive Pflege umgewandelt 
werden. Ziel dabei ist, zukünftig so viele Flächen wie möglich mit Großmaschinen bei 
wenig Handarbeit zu pflegen. Lediglich wenige exponierte Bereiche sollen vom Gestal-
tungs- und damit Pflegestandard hoch bleiben. Mit der Umwandlung wird im Frühjahr 
2017 begonnen.  

• Castrop-Rauxel hat kein zentrales Grünflächeninformationssystem (GIS). Die – aus GPA 
NRW Sicht - vordringlichste Aufgabe der Fachabteilung besteht darin, einen detaillierten 
Überblick über den gesamten kommunalen Grünflächenbestand zu gewinnen. Grundlage 
sollte ein GIS mit folgenden Informationen sein: Art, Lage und Größe der Fläche, Einzel-
flächen der Gesamtanlage soweit unterschiedliche Flächenarten (z.B. Rasenflächen, Ge-
hölzflächen etc.) vorliegen, Art und Unterhaltungsstandard des Bewuchses, Pflegeinter-
valle und Unterhaltungsaufwendungen.  
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• Standards für die Unterhaltung der Grünflächen sind nur für die sogenannten „Qualitäts-
flächen“ – das heißt Flächen mit hohem Gestaltungsstandard an exponierten Stellen -  
festgelegt. Neben den drei Gartendenkmälern zählen vier Park- und Gartenanlagen zu 
diesen Qualitätsflächen. Für die übrigen Flächen werden nur dringende Pflegemaßnah-
men ausgeführt. 

• Organisatorisch ist die Stadt bezüglich der Grünflächenpflege in „Reviere“ aufgeteilt. Die 
Grünflächenkolonnen entscheiden in ihren jeweiligen Revieren – zwar in Abstimmung mit 
dem Bereich Stadtgrün und Friedhofswesen – dennoch eher eigenständig über den Un-
terhaltungsstandard ihrer Flächen und wann welche Aufgaben erledigt werden.  

Von der Steuerungsseite ist diese Organisationsform aus Sicht der GPA NRW nicht op-
timal, da für die beste Auslastung des Personals der Grünflächenkolonnen der Gesamt-
überblick aller anstehenden Arbeiten notwendig ist. Das erfordert – je nach Arbeitseinsatz 
– die Zahl der Mitarbeiter in den jeweiligen Kolonnen immer wieder flexibel anzupassen.  

• Im Bereich Stadtgrün und Friedhofswesen existiert keine Kostenrechnung. Sämtliche 
Kosten für die Planung und Verwaltung der Grünflächen werden anhand eines festen 
Schlüssels auf die Kostenstellen 55.01 bis 55.06 verteilt.  
 
Der Bereich Stadtgrün und Friedhofswesen sollte zur Verbesserung der Kostentranspa-
renz für alle Grünflächenbereiche eine Kostenrechnung aufbauen.  

• Kennzahlen zur Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerfüllung werden für keinen Bereich erho-
ben. Der jährliche Tätigkeitsbericht gibt zwar Auskunft über die geleisteten Arbeiten, er 
enthält aber keine Kennzahlen zu den Kosten und den jeweils erbrachten Leistungen. 
Erst durch kontinuierliches und unterjähriges Auswerten von Kennzahlen werden Nega-
tiventwicklungen frühzeitig erkennbar und es kann mit gezielten Steuerungsmaßnahmen 
entgegen gewirkt werden.  

Um die Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerfüllung messen und vergleichen zu können, soll-
te der Bereich Stadtgrün und Friedhofswesen ein aussagefähiges Kennzahlensystem 
aufbauen. Dieses „Controlling“ findet sich optimaler Weise in einem quartalsweisen Be-
richtswesen wieder, welches für die jeweiligen Adressaten in unterschiedlicher Tiefe auf-
gebaut ist.  

• Auftraggeber- und Auftragnehmer- Seite sind in Castrop-Rauxel organisatorisch nicht ge-
trennt. Sowohl die Produktverantwortung, als auch das Beauftragen und Ausführen der 
Pflegeleistungen, liegen ausschließlich beim Bereich Stadtgrün und Friedhofswesen.  

• Die Leistungen der Grünkolonnen werden nicht über Leistungspreise abgerechnet. Statt-
dessen werden mit der Stadt die geleisteten Stunden mit den entsprechenden Stunden-
verrechnungssätzen für Mitarbeiter, Maschinen und eingesetztem Material abgerechnet.  

• Nur wenn die Tätigkeiten der Grünkolonnen über Leistungspreise abrechnet werden, ist 
ein realistischer Vergleich mit den Preisen privater Anbieter möglich. Erst dann können 
verlässliche Aussagen darüber getroffen werden, in wieweit die Leistungen der Grünko-
lonnen wirtschaftlich erbracht werden bzw. bei welchen Arbeiten eine Vergabe an private 
Firmen wirtschaftlich ist.  



�  Stadt Castrop-Rauxel  �  Grünflächen  �  12066 

Seite 8 von 24 

Voraussetzung dafür sind, wie Eingangs beschrieben, belastbare Flächenangaben und 
die Kenntnis des darauf bezogenen Aufwands. Die derzeitige Datenlage ist dafür nicht 
ausreichend. 

Strukturen 

Die örtlichen Strukturen sind nicht ausschließlich von kommunalen Flächen geprägt. Deshalb 
stellt die GPA NRW an dieser Stelle die Erholungs- und Grünflächen2 dar. Darunter hat die GPA 
NRW die Erholungsflächen, landwirtschaftliche Flächen, Waldflächen, Wasserflächen, Flächen 
anderer Nutzungen und das Straßenbegleitgrün summiert. Hier fließen alle Flächen unabhängig 
davon ein, ob es sich um kommunale Flächen handelt oder nicht.  

Für die Strukturkennzahlen wurden die geschätzten Flächenangaben aus dem externen Gut-
achten übernommen. Die Angaben sollten überprüft werden, sobald vor Ort erfasste Flächen-
angaben vorliegen. 

Strukturkennzahlen Grünflächen allgemein 2014 

Kennzahl 

Cas-

trop-

Rauxel 

Mini-

mum 

Maxi-

mum 

Mittel-

wert 

1. Quar-

til 

2. Quar-

til (Me-

dian) 

3. Quar-

til 

Anzahl 

Werte 

Bevölkerungsdichte in EW 
je km² 

1.423 379 2.063 969 613 838 1.323 35 

Erholungs- und Grünfläche 
je EW in m² 

377 216 2.235 880 485 804 1.209 35 

Anteil Erholungs- und Grün-
fläche an Gemeindefläche 
in Prozent 

53,6 44,6 84,7 67,7 60,4 69,6 75,3 35 

Kommunale Grünfläche je 
EW in m² 

68 20 472 83 43 62 82 20 

Anteil kommunale Grün-
fläche an Gemeindefläche 
in Prozent 

9,7 1,2 17,9 6,9 3,8 5,5 8,7 20 

Die Stadt Castrop-Rauxel - bestehend aus 15 Stadtteilen - hat rund 73.500 Einwohner (gemäß 
IT.NRW) und zählt zu den großen kreisangehörigen Kommunen in NRW. Sie liegt am nördli-
chen Teil des Ruhrgebiets. Die Fläche des Stadtgebietes fällt mit rund 52 km² gering aus (Mit-
telwert 97 km²). Castrop-Rauxel weist einwohnerbezogen bei einer überdurchschnittlichen Be-
völkerungsdichte unterdurchschnittliche Erholungs- und Grünflächen je Einwohner auf. Die 
kommunalen Grünflächen sind in den letzten Jahren größer geworden. Zu nennen sind hier u.a. 
Neubaugebiete, z.B.in den Ortsteilen Henrichenburg-West, Dingen oder Schwerin, bei denen 
zusätzliche Grünflächen ausgewiesen wurden. 

Castrop-Rauxel bezeichnet sich als „Europastadt im Grünen“. Auf dem Stadtgebiet befinden 
sich verschiedene Landschafts- und Naturschutzgebiete, u.a. der Beerenbruch, der Habinghorst 

 

2 Auswertung lt. IT-NRW, Katasterfläche nach der tatsächlichen Art der Nutzung 
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oder der Pöppinghauser Wald. Der Stadtgarten und das Parkbad Süd sind Flächendenkmäler. 
Daneben gibt es einen naturkundlichen Lehrpfad (Naturpfad Langeloh). 
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� Park- und Gartenanlagen 

Als Park- und Gartenanlagen gelten hier die Freiflächen einer Kommune, die einer – wenn auch 
geringen – Pflege unterliegen. Ausgenommen davon sind Flächen, die 

• einem Gebäude, einem Gewässer oder dem Straßenkörper zuzuordnen sind, 

• einer bestimmten Nutzung dienen (z. B. Sportplätze, Spiel- und Bolzplätze), 

• land- und forstwirtschaftlich genutzt werden sowie 

• sonstige Parkanlagen (z. B. Kurpark, botanischer Garten). 

Strukturen 

Castrop-Rauxel hat verschiedene Park- und Gartenanlagen in unterschiedlicher Größe. Wie 
groß die Anlagen im Einzelnen sind oder um wie viele Anlagen es sich handelt, ist nicht be-
kannt. Neben den oben erwähnten Flächendenkmälern gibt es u.a. die Henrichenburg und das 
Parkbad Süd mit zum Teil altem Baumbestand. Der Stadtpark hat als Besonderheit einen Gon-
delteich. Auffällig sind bei der Naturhindernisbahn die ca. 1,2 km langen Hecken, die zum Teil 
zweimal jährlich geschnitten werden. Insgesamt sind 2,4 km Hecken zu unterhalten. Einige 
davon müssen in trockenen Jahreszeiten auch gewässert werden. Der Volkspark Ickern und 
der Goldschmieding-Park zählen neben den vorgenannten Parkanlagen zu den von der Stadt 
definierten Qualitätsflächen.  

Kleinere Grünflächen sind über das gesamte Stadtgebiet verteilt. Grundsätzlich lässt sich fest-
stellen, dass größere Flächen zum einen durch zusammenhängende Arbeitsabläufe wirtschaft-
licher zu pflegen und zu unterhalten sind und zum anderen aber auch einen besseren Naherho-
lungswert bieten. In Castrop-Rauxel liegen nur geschätzte Flächenangaben vor, die zur Ein-
schätzung der Positionierung im interkommunalen Vergleich herangezogen wurden. Sobald 
belastbare Flächenangaben zur Verfügung stehen, können die Vergleichswerte der anderen 
Kommunen eine fundierte Orientierung geben.  

Strukturkennzahlen Park- und Gartenanlagen 2014 

Kennzahl 

Cas-

trop-

Rauxel 

Mini-

mum 

Maxi-

mum 

Mittel-

wert 

1. 

Quar-

til 

2. Quar-

til (Me-

dian) 

3. 

Quar-

til 

An-

zahl 

Werte 

Fläche Park- und Gartenan-
lagen je Einwohner in m² 

26,5 3,3 26,5 9,8 6,8 9,2 11,4 24 

In Castrop-Rauxel stehen je Einwohner mehr Park- und Gartenanlagen zur Verfügung, als das 
bei den im Vergleich stehenden Kommunen der Fall ist. Der bisherige Maximalwert von 16,6 m² 
je Einwohner wird um fast 60 Prozent überschritten. Die Flächenangaben sind nicht durch vor-
handene Datengrundlagen plausibilisiert. Sie bestätigen aber den weit überdurchschnittlichen 
Anteil kommunaler Grünfläche an der Gemeindefläche (vgl. Tabelle Strukturkennzahlen Grün-
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flächen).Die Verwaltung sollte den maximalen Wert der Fläche für Park- und Gartenanlagen 
plausibilisieren und die Notwendigkeit der Flächen kritisch prüfen. 

� Empfehlung 

Der interkommunale Vergleich zu anderen Städten vergleichbarer Größenordnung sollte 
zum Anlass genommen werden, für Teilflächen andere Nutzungen zu prüfen.   

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 

Pflegestandards können nur für ausgewählte Parks (sog. Qualitätsflächen) angegeben werden. 
Demnach erfolgen u.a. Rasenschnitt und das Entfernen von Müll/Unrat 14 tägig und Unkraut 
wird einmal monatlich entfernt. Hecken sind ein häufig eingesetztes Gestaltungselement in Cas-
trop-Rauxel. Der Heckenschnitt erfolgt zweimal jährlich, Laub wird viermal entfernt. 

Bei den übrigen Park- und Gartenanlagen erfolgt die Mindestpflege, die zur Erhaltung und der 
Verkehrssicherung erforderlich ist. Die Grünpflege-Kolonnen entscheiden vor Ort, welche Maß-
nahmen Priorität haben. Der Rasenschnitt erfolgt in diesen Anlagen in der Regel alle drei Wo-
chen, Unkrautgänge und Baumschnitt nach Bedarf. Nicht bekannt ist, wie häufig welche Leis-
tungen tatsächlichen erbracht werden.  

� Empfehlung 

Die tatsächlich erbrachten Leistungen der Grünpflegekolonnen sollten nicht nur erfasst, son-
dern auch ausgewertet werden. Diesen Informationen sind steuerungsrelevant. 

Auf Empfehlung der Organisationsuntersuchung aus dem Jahr 2014 wurde ein Grünflächenma-
nagement eingesetzt, dass u.a. die Umgestaltung in pflegeleichten Bewuchs plant und beglei-
tet. Statt Rasen- und Bodendecker-Flächen sind jetzt am Europaplatz (neben Rathaus und 
Theater) Wiesen vorhanden, die zweimal jährlich gemäht werden. Verschiedene Beispiele und 
Anregungen aus der Organisationsuntersuchung, die die Reduzierung des Pflegeaufwandes 
zum Ziel haben, wurden in den letzten Jahren umgesetzt. Dabei ist aber auch ein Mehraufwand 
für die Umgestaltung und Anwuchspflege der Grünflächen entstanden. Weniger Stundenauf-
wand kann erst in den Folgejahren erzielt werden. 

� Feststellung 

Positiv wird festgestellt, dass die 2014 beauftragte Organisationsuntersuchung zum großen 
Teil umgesetzt wird. 

Da weder exakte Flächengrößen noch der flächenbezogene Aufwand bekannt sind, kann eine 
Berechnung der Wirtschaftlichkeitskennzahlen und damit ein interkommunaler Vergleich oder 
ein Vergleich zum Benchmark nicht erfolgen. Für Park- und Gartenanlagen beträgt der Bench-
mark 1,20 Euro je m². 
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� Spiel- und Bolzplätze 

Die GPA NRW betrachtet hier die öffentlich zugänglichen kommunalen Spiel- und Bolzplätze. 
Somit bleiben solche an Schulen und Kindergärten unberücksichtigt. 

Strukturen 

Die Stadt Castrop-Rauxel unterhält nach ihren Angaben aktuell 37 Spielplätze und neun Bolz-
plätze mit einer Gesamtfläche von 110.150 m². Auf diesen Spielanlagen befinden sich 220 
Spielgeräte.  

Im interkommunalen Vergleich liegen die Flächen und die Anzahl der Spiel- und Bolzplätze 
zwischen Minimalwert und 1. Quartil. Die durchschnittliche Größe liegt im oberen Viertel der 
Vergleichskommunen. 

Strukturkennzahlen Spiel- und Bolzplätze 2014 

Kennzahl 
Castrop-

Rauxel 
Minimum 

Maxi-

mum 

Mittel-

wert 
1. Quartil 

2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

Fläche der Spiel- 
und Bolzplätze je 
EW in m² 

1,50 1,03 3,25 2,24 1,81 2,23 2,70 25 

Fläche der Spiel- 
und Bolzplätze je 
EW unter 18 Jahre 
in m² 

9,9 6,0 18,9 13,3 11,7 13,2 15,6 25 

Anzahl der Spiel- 
und Bolzplätze je 
1.000 EW 

0,65 0,59 2,27 1,34 1,01 1,28 1,70 25 

Anzahl der Spiel- 
und Bolzplätze je 
1.000 EW unter 18 

4,3 3,4 13,4 8,0 6,0 7,9 9,9 25 

Anzahl der Spiel-
geräte je 1.000 m² 

2,3 2,3 11,3 4,9 3,7 4,6 5,5 25 

durchschnittliche 
Größe der Spiel- 
und Bolzplätze 

2.302 1.069 3.055 1.744 1.533 1.668 1.939 25 

Die Bevölkerungsprognosen zur Gesamteinwohnerzahl zeigen für Castrop-Rauxel einen typi-
schen Trend. Nach der Bevölkerungsmodellrechnung von IT.NRW wird die Zahl der Einwohner 
bis zum Jahr 2030 auf rund 67.700 abnehmen. Zugleich wird die Zahl der Einwohner unter 18 
Jahren im Eckjahresvergleich 2014/2030 um rund 2.000 junge Menschen zurückgehen. Nach 
Angaben der Stadt ist der tatsächliche Rückgang der Einwohner unter 18 Jahren geringer. Die 
Geburtenzahlen sind gestiegen, auch sind Flüchtlingskinder in die Stadt gekommen. Langfristig 
ändert das die Tendenz nicht. So werden sich die ersten vier Kennzahlen (gemäß Tabelle) bei 
gleichbleibendem Angebot erhöhen. 
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Ein Spielplatzbedarfsplan liegt vor. Er stammt er aus dem Jahr 2010 und umfasst einen Prog-
nosezeitraum bis 2020. In absehbarer Zeit ist nicht geplant, eine Fortschreibung des Bedarfs-
planes aufzustellen. 

� Empfehlung 

Zum Nachweis, ob Kinderspielplätze in erforderlicher Quantität, Ausstattung und Lage vor-
handen sind, sollte die Bedarfsberechnung in Abständen aktualisiert werden. 

Zu beachten ist dabei auch, dass die Spielplätze altersgerecht zur Verfügung stehen müssen. 
Zurzeit hat die Stadt zwei Skateranlagen, eine Rollschuhbahn und eine Cross-Strecke für Ju-
gendliche. Mehrgenerationenplätze gibt es nicht. Bei Neubaugebieten wird jeweils durch den 
Investor ein neuer Spielplatz gebaut. Seit 2012 sind insgesamt sechs Spielplätze stillgelegt 
worden und drei neu entstanden. U.a. an den Straßen Im Wiesengrund, dem Bogenweg oder 
am Pothhof sind neue Spielplätze entstanden. Die Spielfläche am Kastanienweg gehört z.B. zu 
denen, die stillgelegt wurden. 

Die Grünflächen-Kolonnen achten darauf, ob die Spielplätze wenig frequentiert sind. Nach An-
gaben der Verwaltung gibt es keine, die sich in unmittelbarer Nähe zu anderen Spielmöglichkei-
ten befinden oder nicht angenommen werden. 

Differenziert betrachtet liegt die Größe der Spiel- und Bolzplätze über dem in anderen Kommu-
nen Üblichen. Sind sie sonst durchschnittlich etwa 1.700 m² groß, sind es in Castrop-Rauxel 
rund 2.300 m². Die größeren Rasenflächen wurden auf Wunsch der Kinder zum Spielen ange-
legt. Die Anzahl der Bolzplätze liegt leicht unter dem Mittelwert. Bei den Spielplätzen sieht es 
ähnlich aus, bezogen auf die unter 18-jährigen.  

Welche Plätze saniert werden, entscheidet die Verwaltung im Rahmen einer Rangliste. Die 
Planungen werden intern im Fachbereich Stadtgrün in Zusammenarbeit mit dem Jugendamt 
und dem Kinder- und Jugendparlament erstellt. Bei der Festlegung der Prioritäten bzw. Reihen-
folge der Maßnahmen werden verschiedene Kriterien wie z.B. Lage oder Größe des Einzugs-
gebietes berücksichtigt. Die letzten Sanierungen betrafen den Kinderspielplatz am Wildgehegen 
und den Spiel- und Bolzplatz in Deininghausen. 

Eine Bestandsaufnahme mit Flächen und allen Spielgeräten liegt vor. Dazu wurden für den 
Spielplatzbedarfsplan alle Spielplätze begangen. Die Ausstattung der Spielplätze ist in einem 
durchschnittlichen Gesamtzustand. Die bei den Prüfungen festgestellten Mängel werden von 
der Spielplatztruppe zeitnah beseitigt. Es sind zahlreiche Spielgeräte aus Holz vorhanden, die 
einen relativ großen Kontroll- und Reparaturbedarf haben.  

� Empfehlung 

Bei der Neuanschaffung von Spielgeräten sollte auf wartungsarme Materialien geachtet 
werden. 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 

Die Aufwendungen für die Spiel- und Bolzplätze liegen nur geschätzt vor. Sie wurden aus der 
Anzahl der Mitarbeiterstunden und Durchschnittswerten der KGSt ermittelt, da Castrop-Rauxel 
keine Vollkostenverrechnung hat. Der Aufwand für Geräte und Materialien ist hier nicht einge-
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rechnet. Im interkommunalen Vergleich stellt sich die Kennzahl für Castrop-Rauxel dadurch 
günstiger dar. 

� Empfehlung 

Der Aufwand für die Pflege und Unterhaltung sollte vollständig erfasst werden. Die Arbeits-
stunden müssen den verschiedenen Aufwandsarten zugeordnet werden (z.B. Spielplatzkon-
trollen, Wartung, Grünpflege). Anschließend können Kennzahlen gebildet und ggf. vergli-
chen werden. 

Aufwendungen Spiel- und Bolzplätze je m² in Euro 

 

 

Castrop-Rauxel 1. Quartil 2. Quartil (Median) 3. Quartil Anzahl Werte 

3,67 3,31 3,75 4,05 22 

Potenziale 

Die GPA NRW definiert für die einzelnen Nutzungsformen Benchmarks. Für Spiel- und Bolz-
plätze beträgt der Benchmark 3,15 Euro je m². Dieser wird von Castrop-Rauxel nach derzeiti-
gem Kenntnisstand um 0,52 Euro je m² überschritten. Das entspricht bei 110.150 m² einem 
rechnerischen Potenzial von 57.300 Euro jährlich. Darin ist der Aufwand für Maschinen, Geräte 
und Materialien nicht eingerechnet. 

Der Aufwand bei den Spiel- und Bolzplätzen wird neben der üblichen Grünpflege durch die Kon-
trollen und die Reparaturen an den Spielgeräten beeinflusst. Neben der Jahreskontrolle erfol-
gen die Sichtkontrollen wöchentlich. Alle drei Monate erfolgen operative Inspektionen. Die Stadt 
Castrop-Rauxel ist verkehrssicherungspflichtig und sollte die Prüfungsintervalle und -inhalte in 
einer aktuellen Dienstanweisung festlegen.  

� Empfehlung 

Die Dienstanweisung für die Spielplatzkontrollen sollte aktualisiert werden.  

� Feststellung 

Seit 2016 werden die Kontrollen digital erfasst. Das verringert den jeweiligen Aufwand und 
ist zu begrüßen. 



�  Stadt Castrop-Rauxel  �  Grünflächen  �  12066 

Seite 15 von 24 

Der Reparaturaufwand ist von den vorhandenen Spielgeräte und deren Zustand abhängig. 
Vandalismus ist hier in verschiedenen Stadtteilen ein Problem. Investitionen in neue Spielgeräte 
erfolgen nach Prioritätenliste. Diese Liste wird vom Fachbereich Stadtgrün gemeinsam mit dem 
Jugendamt jährlich aktualisiert. Auch ist die Anzahl der Geräte ein Kriterium. In Castrop-Rauxel 
sind nur wenige Spielgeräte in Bezug zur Fläche vorhanden. Das erklärt sich durch die vorhan-
denen Freiflächen. Wie groß der Aufwand für Reparaturen ist, konnte nicht angegeben werden. 

Positiv wird der Aufwand bei den Spielplätzen beeinflusst, wenn die Spielgeräte bei häufigeren 
Reparaturen rechtzeitig ausgetauscht werden. Neue Spielgeräte werden in anderen Kommunen 
auch durch Spenden finanziert. Besonders erfolgreich ist die Suche nach Sponsoren, wenn das 
gewünschte Gerät, der Anschaffungswert und der Spielplatz benannt werden. Die Anschaffung 
erfolgt dann, wenn die Investitions- und die Baukosten gesichert sind. 

Das Engagement der Castrop-Rauxeler Einwohner ist bei den Spielplätzen kaum spürbar. 
Spielplatzpatenschaften könnten die Arbeit der Spielplatzkolonne unterstützen, indem sie 
Schäden oder Verschmutzungen melden. Die Kontrollintervalle könnten dann angepasst wer-
den. 

� Empfehlung 

Spielplatzpaten könnten die Stadt bei ihrer Arbeit unterstützen. Sie sollten aktiv gesucht 
werden. 

 

 

  



�  Stadt Castrop-Rauxel  �  Grünflächen  �  12066 

Seite 16 von 24 

� Straßenbegleitgrün 

Unter Straßenbegleitgrün versteht die GPA NRW alle unbefestigten Randbereiche innerhalb der 
Straßenparzelle. Hierzu gehören insbesondere Grünflächen innerhalb eines Verkehrskreisels, 
Bankette und Böschungen, Straßenbäume, Pflanzbeete sowie Pflanzkübel. 

Strukturen 

Das Straßenbegleitgrün wurde bisher flächenmäßig nicht erfasst. Für die Eröffnungsbilanz er-
folgte eine Schätzung der Flächen nach den Längen der Straßen. Diese Angabe ist so unge-
nau, dass sie an dieser Stelle nicht dargestellt wird. Die Anzahl der Straßenbäume ist bekannt. 

Strukturkennzahlen Straßenbegleitgrün 2014 

Kennzahl 

Cas-

trop-

Rauxel 

Mini-

mum 

Maxi-

mum 

Mittel-

wert 

1. Quar-

til 

2. Quar-

til (Me-

dian) 

3. Quar-

til 

Anzahl 

Werte 

Fläche Straßenbegleitgrün 
je EW in m² 

nicht 
bekannt  

1,1 17,6 5,6 2,7 4,1 5,8 18 

Anteil Fläche Straßenbe-
gleitgrün an der Verkehrs-
fläche in Prozent 

nicht 
bekannt  

4,0 30,7 13,1 8,8 11,9 13,7 10 

Anzahl der Bäume je 1.000 
m² Straßenbegleitgrün 

nicht 
bekannt  

8 76 33 23 30 38 14 

Die Flächen des Straßenbegleitgrün befinden sich überwiegend innerhalb des Stadtgebietes. 
Außerörtliches Straßenbegleitgrün ist in der Regel deutlich einfacher zu pflegen, da hier u.a. 
Bankette nur ein- bis zweimal jährlich gemäht werden. Für das außerörtliche Straßenbegleit-
grün ist in Castrop-Rauxel der Stadtbetrieb EVU zuständig. In diesem Berichtsabschnitt sind die 
Leistungen des EVU nicht einbezogen. 

� Empfehlung 

Bei der Erfassung der Flächen für das Straßenbegleitgrün sollte zwischen innerörtlichem 
und außerörtlichem Begleitgrün unterschieden werden, da die Pflegeleistungen und –
standards und die ausführenden Kolonnen Unterschiede aufweisen. 

Die Straßenbäume weisen ein Alter auf, in dem sie pflegeanfälliger werden. Die Pflegemaß-
nahmen (Baumschnitte u.a.) und die Intervalle der Baumkontrollen werden sich in den nächsten 
Jahren erhöhen. Auch die Baumkontrollen erfolgen seit 2016 mit elektronischer Unterstützung 
vor Ort. Dass die Dienstanweisung aktualisiert werden sollte, gilt analog der Empfehlung im 
Berichtsabschnitt Spiel- und Bolzplätze.  

Beim Straßenbegleitgrün handelt sich oft um sehr kleine Baumbeete, die einen erheblichen 
Aufwand verursachen: die ausgewachsenen Bäume passen nicht mehr in diese kleinen Flä-
chen und verformen das Pflaster der Gehwege. Die Pflasterregulierungen werden vom Stadtbe-
trieb Castrop-Rauxel EUV ausgeführt. Dazu kommen zahlreiche Baumarten, die an die verän-
derten Klimabedingungen nicht angepasst sind. Baumkrankheiten sind die Folge.  
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� Empfehlung 

Das kleingliedrige Straßenbegleitgrün verursacht einen hohen Aufwand. Gemeinsam mit der 
Verwaltung sollte ein Konzept erarbeitet werden, wo künftig (größere) Baumbeete mit für 
den Straßenraum geeigneten Bäumen erhalten oder geschaffen werden können und wo die-
se Flächen entfallen können.  

Ein solches Konzept ist nur langfristig umzusetzen. In der Bodelschwinghstraße und der Hei-
destraße ist das z.B. bereits geschehen. Die alten Bäume wurden durch standort- und klimage-
rechte Arten ersetzt. 

In den künftigen Neubau- und Gewerbegebieten werden weitere Baumbeete zur Strukturierung 
der Straßenflächen angeordnet. Dadurch wird der Aufwand für das Straßenbegleitgrün in den 
nächsten Jahren steigen. Pflegeintensive Bepflanzung (Saison- und oder Wechselbepflanzung) 
gibt es kaum. Auch gibt es nur wenige vom Bereich Stadtgrün und Friedhofswesen betreuten 
Blumenkübel, die in trockenen Perioden gegossen werden müssten. (Die Blumenkübel am Rat-
haus zählen zum Europaplatz). Die Kreisverkehre in Castrop-Rauxel werden vom Bereich 
Stadtgrün und Friedhofswesen bepflanzt und gepflegt. Sponsoring gibt es kaum. 

� Empfehlung 

Patenschaften und Sponsoring sollten gefördert werden. 

Kleinstflächen (schmale Streifen oder kleine Ecken zwischen Grundstücken und Gehwegen mit 
Größen unter einem m²) sind in der Unterhaltung besonders aufwendig, da hier ohne maschi-
nelle Unterstützung gearbeitet werden muss. Auch sehen sie gelegentlich unsauber aus. Bei 
Neu- und Ausbaumaßnahmen sollte auf Kleinstflächen verzichtet werden. Die vorhandenen 
Flächen sollten aufgelistet und durch die Grünkolonne umgestaltet oder versiegelt werden. Es 
wurde bisher nicht geprüft, ob diese Flächen den Anwohnern verkauft oder übertragen werden 
können. Die Stadt sollte hier aktiv werden. 

� Empfehlung 

Kleinstflächen beim Straßenbegleitgrün sollten dauerhaft reduziert werden. 

Neben dem innerstädtischen Straßenbegleitgrün sind nur wenige außerörtliche Bankette an den 
Straßen und Wirtschaftswegen zu unterhalten.  

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 

Eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung war in Castrop-Rauxel nicht möglich. Dies setzt die Angabe 
der aufgemessenen Flächen und des durch die Pflege anfallenden Aufwands voraus. Insofern 
dient die nachfolgende Grafik als Orientierung. 
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Aufwendungen Unterhaltung und Pflege Straßenbegleitgrün je m² in Euro 2014 
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� Gesamtbetrachtung Grünflächen 

Nachfolgend stellt die GPA NRW die Analyseergebnisse und wesentlichen Handlungsempfeh-
lungen aus den zuvor betrachteten Bereichen zusammenfassend dar: 

• Die Stadt Castrop-Rauxel erreicht einen Erfüllungsgrad Grünflächenmanagement von 34 
Prozent. Dies zeigt, dass bei der Organisation und Steuerung der Grünflächen noch er-
hebliches Potenzial vorhanden ist. 

• Ein Grünflächenkataster sollte aufgestellt werden. 

• Eine differenzierte Analyse war nicht möglich, da belastbare Flächenangaben nicht vorla-
gen. Der Aufwand ist nach einem pauschalen Verteilungsschlüssel den jeweils zuständi-
gen Produkten zugeordnet.  

• Auch konnten einzelne Pflegeleistungen nicht nach z. B. Rasen, Bäumen, Wege verteilt 
werden. 

• Eine Kostenrechnung gibt es nicht. Sie sollte aufgebaut werden. Dazu sollten die Auf-
wendungen sachlich richtig den Park- und Gartenanlagen, den Spiel- und Bolzplätzen 
sowie dem Straßenbegleitgrün zugeordnet werden. Gleiches gilt für die Einzelleistungen. 

• Das Angebot an Spiel- und Bolzplätzen ist unterdurchschnittlich. Die Anlagen weisen bei 
einer geringen Anzahl von Spielgeräten große Flächen aus. 

• Die Dienstanweisung für die Spielplatzkontrollen ist veraltet. Die Kontrollen werden re-
gelmäßig durchgeführt und dokumentiert.  

• Das Spielplatzkonzept der Stadt Castrop-Rauxel stammt aus 2010. Es sollte bezogen auf 
die demographische Bevölkerungsentwicklung in Abständen überprüft werden.  

• Patenschaften und Sponsoring für kommunale Grünflächen könnten intensiviert werden. 

• Detailliertere Aussagen zum Straßenbegleitgrün ließ die fehlende Datenlage nicht zu. 

� KIWI-Bewertung 

Die GPA NRW bewertet das Handlungsfeld Grünflächen der Stadt Castrop-Rauxel mit 
dem Index 1. 
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� Sportaußenanlagen 

Die GPA NRW betrachtet hier zunächst kommunale – also in der Bilanz ausgewiesene - Sport-
platzanlagen im Sinne der DIN 18035-1 (Sportplätze, Teil 1: Freianlagen für Spiele und Leicht-
athletik, Planung und Maße). Wir beziehen auch Sportanlagen ein, deren Pflege und Unterhal-
tung ganz oder teilweise an die Vereine übertragen worden sind. Ebenso berücksichtigen wir 
Flächen, die die Kommune für Sportaußenanlagen gepachtet hat. Stadien wie auch Spiel- und 
Bolzplätze finden an dieser Stelle keine Berücksichtigung. Sportanlagen im Eigentum von Ver-
einen oder Dritten fließen zunächst nicht in die Kennzahlen ein. Die GPA NRW nimmt sie je-
doch informativ mit auf und analysiert auch diese Flächen. 

Die Kennzahl zur Sportnutzfläche sowie die Bedarfsberechnung beziehen sich auf die Spielfel-
der bzw. den Fußballsport. Sonstige Sportnutzflächen, wie z. B. Laufbahnen, Sprunganlagen, 
Beachvolleyballfelder, und deren Nutzung betrachtet die GPA NRW in dieser Prüfrunde hinge-
gen nicht. 

Organisation und Steuerung 

Die Analyse der Organisation- und Steuerung der Sportaußenanlagen erfolgt auf Basis des vor 
Ort besprochen Fragenkataloges. Darüber hinaus werden die von der Stadt Castrop-Rauxel 
bereitgestellten Informationen zu den Sportaußenanlagen berücksichtigt.  

Der Fachbereich Sport und Bäder ist für die Nutzungsplanung der Sportaußenanlagen zustän-
dig. Ausgeführt werden die Unterhaltungs- und Pflegeleistungen im Wesentlichen von den Ver-
einen. Die Sportnutzflächen werden von der Stadt unterhalten. 

Die Stadt Castrop-Rauxel hat 2004 eine Sportentwicklungskonzeption erstellen lassen. Damit 
liegt ein Überblick über den Bestand an Sportanlagen und den Vereinen, die die Anlagen nut-
zen, vor. Es wurden dabei detailliert die Anzahl, Ausstattung und Eigenschaften der Plätze auf-
gezeichnet. Neben der Erfassung des baulichen Zustands der Sportplätze und der Nebenräume 
wurden u.a. auch die Standortsituation und die Erreichbarkeit bewertet. Das Sportstättenent-
wicklungskonzept wurde unter Einbeziehung aller Akteure erarbeitet. In der Planungsgruppe 
war neben Vertretern der Stadtverwaltung und dem Planer auch der Stadtsportverband als Ver-
treter der Vereine eingebunden. Als Ergebnis der Sportentwicklungsplanung wurden drei ver-
schiedenen Szenarien aufgestellt. Die Voraussetzungen waren gesetzt, dass mit einer rückläu-
figen Einwohnerzahl und älter werdenden Bevölkerung die Nachfrage an anlagengebundendem 
Sport sinkt.  

Die Szenarien zeigten, dass bei gleichbleibenden Investitionen in Unterhaltung und Sanierung 
bis zu sechs Sportanlagen als „nicht funktionsfähig“ eingestuft werden müssen. Da aufgrund 
der Haushaltslage das Szenario mit höheren Investitionen und folglich top modernen Anlagen 
nicht den Rahmenbedingungen entspricht, entschied sich die Stadt für punktuelle Sanierungen 
bzw. Modernisierungen. Die im Sportstättenentwicklungsplan vorgeschlagenen Handlungsemp-
fehlungen wurden in den letzten Jahren umgesetzt. 
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� Feststellung 

Castrop-Rauxel hat einen detaillierten Überblick über den Bestand ihrer Sportanlagen. Die 
Informationen sind aktuell, da sie jährlich fortgeschrieben werden. 

Belegungspläne der Anlagen sind vorhanden, sie werden jährlich aktualisiert. Die Vereine nut-
zen die Sportaußenanlagen ab dem Nachmittag. Die tatsächlichen Nutzungszeiten der Schulen 
und der Vereine sind der Stadt nicht bekannt. Daten über die tatsächliche Auslastung der 
Sportanlagen liegen insofern bei der Stadt Castrop-Rauxel nicht vor. 

Eine Befragung der Einwohner zum künftigen Sportverhalten erfolgte bislang nicht.  

� Empfehlung 

Für eine zukunftsorientierte Sportentwicklungsplanung sollten Informationen über das Sport-
verhalten auch bei der Bevölkerung eingeholt werden. Zudem sollte die Stadt Castrop-
Rauxel zumindest halbjährlich die tatsächlichen Nutzungszeiten der Vereine und Schulen er-
fassen und auswerten. 

Eine Sportanlage (Sportplatz Schillerstraße) wurde in den letzten Jahren aufgegeben. Der dor-
tige Verein nutzt jetzt den Platz eines anderen Vereins mit. Neue Plätze sind nicht geplant. Die 
Vereine haben für die Anlagen Nutzungsvereinbarungen mit der Stadt getroffen. Nutzungsent-
gelte für die Sportaußenanlagen werden gemäß der „Entgeltordnung für die Nutzung der Sport-
plätze, Sporthallen, Turnhallen und Bäder durch Vereine und sonstige Nutzergruppen vom 
01.01.2013“ erhoben. 

Strukturen 

Im Bezugsjahr 2014 werden 12 Sportaußenanlagen mit 15 Sportplätzen von der Stadt Castrop-
Rauxel betrieben. Die kommunalen Anlagen haben eine Gesamtfläche von 230.588 m². Die 
interkommunalen Mittelwerte je Kommune betragen 22 Sportplätze und 356.813 m² Gesamtflä-
che. 

Weiterhin besteht noch die nicht kommunale Anlage An der Kanalstraße, die von einem Verein 
betrieben wird (ein Sportrasenplatz). Sie hat eine Gesamtfläche von rund 15.400 m² bzw. eine 
Sportnutzfläche von 10.164 m². Castrop-Rauxel hat neben den Sportaußenanlagen ein Hallen-
bad und das Parkbad Nord. Die Turnhallen werden an dieser Stelle nicht betrachtet, Ausfüh-
rungen dazu finden sich im Berichtsteil „Schulen“. 

Strukturkennzahlen Sportaußenanlagen 2014 

Kennzahl 
Castrop-

Rauxel 
Minimum 

Maxi-

mum 

Mittel-

wert 
1. Quartil 

2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

Fläche Sportau-
ßenanlagen je 
1.000 EW in m²  

3,14 2,31 9,59 4,67 3,19 4,34 5,86 23 

Sportnutzfläche 
Sportplätze je 
1.000 EW in m²  

1,31 1,02 4,10 1,91 1,31 1,77 2,25 23 
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Inwieweit die Vorhaltung von Sportstätten im derzeitigen Umfang gerechtfertigt ist, kann zusätz-
lich anhand der Kennzahl „Sportnutzfläche je Mannschaft“ analysiert werden. Im Jahr 2014 
nutzten 14 Vereine mit 134 Mannschaften die Sportaußenanlagen der Stadt Castrop-Rauxel. 
Der interkommunale Mittelwert der derzeitig beteiligten Kommunen liegt bei 16 Vereinen. Die 
Anzahl der Mannschaften in Castrop-Rauxel bilden den interkommunalen Mittelwert ab. 

Sportnutzfläche je Mannschaft in m² 2014 

Castrop-

Rauxel 
Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 

2. Quartil 

(Median) 
3. Quartil 

Anzahl 

Werte 

721 622 1.915 1.066 806 1.006 1.192 22 

Die belegten und die verfügbaren Nutzungszeiten der Vereine sind der Stadt Castrop-Rauxel 
nicht bekannt. Die Auslastung der Sportaußenanlagen kann daher nicht berechnet werden. Im 
interkommunalen Vergleich beträgt der Mittelwert „Anteil der belegten Nutzungszeiten Vereine 
an den verfügbaren Nutzungszeiten“ 65,3 Prozent. 

Im Weiteren führt die GPA NRW einen Vergleich der benötigten mit den vorhandenen verfügba-
ren Nutzungszeiten je Woche durch. 

Benötigte und vorhandene verfügbare Nutzungszeiten pro Woche 

Vergleichsberechnung   2014 2015 

Anzahl der nutzenden Mannschaften gesamt Anzahl 143 132 

benötigte Nutzungszeiten pro Woche (Annahme: 2x für je 1,5 h) 
pro Mannschaft 

Stunden 3,0 3,0 

benötigte Nutzungsstunden pro Woche gesamt Stunden 429 396 

vorhandene verfügbare Nutzungsstunden Stunden 401 401 

Vergleich  Stunden -28 5 

Im Ergebnis stehen in 2015 wöchentlich fünf Stunden mehr zur Verfügung, als nach der Anzahl 
der Mannschaften erforderlich sind.  

� Feststellung 

Auf der Basis der Vergleichsberechnung anhand der Anzahl der nutzenden Mannschaften 
zeigt sich in Castrop-Rauxel ein dem Bedarf angemessenes Angebot an Sportaußenanla-
gen. 

Für die Stadt Castrop-Rauxel wird von IT.NRW eine sinkende Anzahl der unter 18-Jährigen 
prognostiziert (- 19,4 Prozent von 2015 bis 2040). Somit ist zukünftig von einer geringeren An-
zahl von Vereinsmitgliedern und somit auch einer geringeren Nutzung der Sportaußenanlagen 
auszugehen. Weiterhin verlagert sich das Sportverhalten in der Bevölkerung mit dem Rückgang 
der bis zu 40-Jährigen und einem Zuwachs der 60 - 75-Jährigen von z.B. von Fußball in Rich-
tung Wandern oder Fitness/Gesundheit. 

Sportaußenanlagen vorzuhalten gehört nicht zu den kommunalen Pflichtaufgaben. Daher sind 
sie kritisch im Rahmen von Haushaltskonsolidierungen zu hinterfragen. 
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� Empfehlung 

Die GPA NRW empfiehlt der Stadt Castrop-Rauxel auf der Basis der Sportstättenentwick-
lungsplanung die Anzahl der vorgehaltenen Sportaußenanlagen kontinuierlich zu überprüfen 
und bei einem Rückgang der Auslastung entsprechend zu reduzieren. 
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� Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Heinrichstraße 1, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 
t 0 23 23/14 80-0 
f 0 23 23/14 80-333 
e info@gpa.nrw.de 
i www.gpa.nrw.de 


